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189. Sitzung 

Bonn, den 19. Januar 1990 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Transporte gefährlicher Güter durch Militär-
fahrzeuge 

— Drucksache 11/1379 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dau-
bertshäuser, Dr. Sonntag-Wolgast, Antretter, 
Bahr, Bamberg, Blunck, Ewen, Faße, Gansel, 
Haar, Hasenfratz, Heyenn, Hiller (Lübeck), 
Ibrügger, Jungmann, Kretkowski, Kuhlwein, 
Dr. Niese, Opel, Pauli, Purps, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Gefährdung der Sicherheit auf dem Nord-Ost-
see-Kanal durch die Erweiterung der Befrei-
ung von der Lotsenannahmepflicht durch die 
Bundesregierung 

— Drucksache 11/5278 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) zu den Anträgen der Fraktion der SPD 

aa) Verbesserte Sicherheitseinrichtungen für 
Gefahrgut-LKW 

bb) Überladung von Gefahrgut-LKW 

cc) Bruchsichere Transportbehälter und 
Tanks 

dd) Bremssysteme für Gefahrgut-LKW 

ee) Antiblockier-Systeme und Geschwindig

-

keitsbegrenzer für Gefahrgut-LKW 

ff) Einschränkungen für den Straßentrans-
port gefährlicher Güter 

gg) Qualifikation der Fahrer beim Transport 
gefährlicher Güter 

hh) Gesundheitsuntersuchung für Gefahrgut

-

Fahrer 

ii) Verschärfte Ahndung von Verstößen bei 
G efahrgut-Transporten 

jj) Sonderkonzessionierung für Gefahrgut

-

Transporte 

kk) Gefahrgutbeauftragte 

11) Informationssystem für Gefahrgut-Trans-
porte 

mm)Unbeschränkte Haftung beim Transport 
gefährlicher Güter 

nn) Sperrung von Wohngebieten und beson-
ders unfallgefährdeten Straßen für Ge-
fahrgut-Transporte 

oo) Transportbedingungen für besonders ge-
fährliche Güter 

pp) Unfallrisiken bei Gefällestrecken 

qq) Grenzüberschreitende Transporte ge-
fährlicher Güter 

rr) Verbesserte Überwachung der Gefahr-
gut-Transporte 
— 	Drucksachen 11/1110, 11/1112, 
11/1113, 11/1114, 11/1115, 11/1367, 
11/1368, 11/1369, 11/1370, 11/1371, 
11/1372, 11/1373, 11/1374, 11/1375, 
11/1376, 11/1377, 11/1378, 11/1380, 
11/4529 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Jung (Lim-
burg) 



14618 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlpe riode — 189. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. Januar 1990 

Vizepräsident Stücklen 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Verkehr (14. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Frau 
Rock, Frau Teubner, Weiss (München) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Erhöhung der Sicherheit von LKW-Transpor-
ten, insbesondere beim Transport von Sonder-
abfällen und Gefahrgut 

— Drucksachen 11/2878, 11/4591 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Börnsen (Bönstrup) 

Meine Damen und Herren, nach Vereinbarung im 
Ältestenrat ist für die Aussprache ein Zeitraum von 
45 Minuten vorgesehen. Ist das Haus damit einver-
standen? — Ich sehe keinen Widerspruch. Es wird so 
verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Daubertshäuser. 

Daubertshäuser (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die französische Tageszeitung „Le 
Monde " kommentierte die Tanklastzugkatastrophe 
von Herborn am Tag danach wie folgt: Jede Katastro-
phe läßt Ängste wiederaufleben und löst eine fieber-
hafte Suche nach den Schuldigen aus, bevor nicht ein 
neues Drama sie aus dem öffentlichen Gedächtnis 
überantwortet. Und so gleitet man von Furcht zu 
Furcht ohne meßbaren Fortschritt. 

Diese feudalistische Einschätzung, meine Damen 
und Herren, hat die Bundesregierung leider zur Rea-
lität werden lassen. Herborn liegt bald drei Jahre zu-
rück. Die Wunden im Stadtbild sind zwar geschlossen, 
die Narben jedoch noch deutlich sichtbar. Die Men-
schen dort haben nichts vergessen. Sie haben viele 
Opfer gebracht, und sie erwarten, daß diese Opfer 
nicht umsonst gewesen sind. 

Der Zufall will es, daß auch in dieser Woche das 
Landgericht Limburg die Urteile in den Strafverfah-
ren zu Herborn verkündet hat. Die Versäumnisse der 
Politik sind übrigens auch wiederholt Thema dieses 
Strafverfahrens gewesen. Ich bin sicher, die Urteils-
begründung wird auch für die Politik eine aufschluß-
reiche Lektüre sein. 

Ich teile im übrigen die Auffassung des vorsitzen-
den Richters dort, daß die Gefahr einer Wiederholung 
von Herborn fortbesteht. Die strafrechtliche Seite, die 
Aufarbeitung und Bewertung dieser Katastrophe von 
Herborn im Sommer 1987, ist ein Aspekt. Der andere 
Aspekt — und der ist mindestens genauso wichtig — 
betrifft die Frage: Was ist geschehen, und was ist 
umgesetzt, damit sich Herborn nicht wiederholt? 

Die Feuerwalze von Herborn hat auf furchtbare 
Weise deutlich gemacht, welches Gefahrenpotential 
beim Transport gefährlicher Güter besteht und wie 
sehr diese Transporte Leben und Gesundheit unserer 
Bürger bedrohen. Die Bundesregierung hat Herborn 
nicht als Menetekel begriffen. In den fast drei Jahren,  

die inzwischen vergangen sind, hat sie Wesentliches 
nicht auf den Weg gebracht. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Das Ge

-

genteil ist richtig, Herr Kollege! Verdrehen 
Sie nicht die Wahrheit!) 

Sie spekuliert offensichtlich auf das öffentliche Ver-
gessen, Herr Kollege Fischer. Sie haben nicht die 
Wirklichkeit geändert, Herr Kollege Fischer, 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Es hat we

-

sentliche Maßnahmen gegeben ! ) 

sondern die Darstellung der Wirklichkeit Ich sage 
Ihnen: Das kann und das darf auch nicht funktionie-
ren. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Sie nehmen 
die Dinge nicht zur Kenntnis!) 

Vor fast genau zwei Jahren haben wir hier im Plenum 
unsere Anträge für mehr Sicherheit debattiert. Den 
damaligen Bundesverkehrsminister Dr. Warnke habe 
ich hier aufgefordert, seine Politik halbherziger An-
kündigungen aufzugeben und entschlossen zu han-
deln. Wir verstehen unsere Anträge zum einen als 
Meßlatte, um daran das Handeln der Bundesregie-
rung zu messen, zum anderen aber auch als Signal 
dafür, Herr Fischer, daß wir als Opposition bereit sind, 
der Bundesregierung bei der Verwirklichung von un-
populären aber wirkungsvollen Maßnahmen zur Seite 
zu stehen. Dieses Angebot haben Sie nicht in dem 
Umfang angenommen, wie wir es vorgeschlagen ha-
ben. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Wie wir es 
für vertretbar halten!) 

Wirkungsvolle Maßnahmen sind von Ihnen weder 
eingeleitet noch umgesetzt worden. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Falsch!) 

Die vorgesehenen Regelungen beispielsweise zum 
Gefahrgutbeauftragten oder zur stärkeren Nutzung 
der Schiene beim Gefahrguttransport sind viel zu 
dünn. Sie sind halbherzig, und sie bringen zu wenig. 
Sie wissen das auch. Sie wissen, daß damit das Risiko 
von Gefahrgutunfällen nur scheinbar und nur unwe-
sentlich vermindert worden ist. Trotzdem versuchen 
Sie auch hier wieder — das machen Sie auch in der 
Öffentlichkeit — , den Bürgern das Gegenteil weiszu-
machen. Da verstehen Sie Politik als Kunst des be-
wußten Mogelns mit dem Ziel, dabei nicht erwischt zu 
werden. Das ist aber nicht unser Politikverständnis. Es 
ist auch nicht das Politikverständnis unserer Burger. 

 Wenn Sie von diesem Ansatz ausgehen, gilt immer 
noch das, was Herbert Wehner in diesem Hause ein-
mal gesagt hat: Politik ist die Kunst, das Notwendige 
möglich zu machen. Das gilt ganz exakt in dem Be-
reich, über den wir uns heute unterhalten. Die Bürger 
wollen mehr Schutz beim Transport gefährlicher Gü-
ter. Sie wissen, daß sich fast tagtäglich Beinahekata-
strophen ereignen. 

Sicher — das haben wir nie in Abrede gestellt — 
werden sich Gefährdungen der Bürger aus Gefahr-
guttransporten nicht vollständig vermeiden lassen. 
Eine hundertprozentige Sicherheit gibt es nicht. Es 
bleibt ein Restrisiko. Aber wir müssen einsehen, daß 
dieses Restrisiko keine philosophische Größe ist. Es ist 
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eine alltägliche und praktische Realität. Deshalb müs-
sen wir uns darauf einstellen. Bei diesem Restrisiko 
zahlen Menschen mit ihrem Leben und mit ihrer Ge-
sundheit. Auch deshalb ist es unsere verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit, beim Transport gefährlicher 
Güter für mehr Sicherheit zu sorgen. 

Es ist schon unseriös, Herr Kollege Fischer, wie die 
Bundesregierung gehandelt hat. Ich will ein Beispiel 
aus der Vergangenheit verdeutlichen. In der 10. Le-
gislaturperiode hat meine Fraktion eine Kleine An-
frage gestartet und u. a. gefragt: 

Rechtfertigt die Befürchtung, daß beispielsweise 
durch einen Unfall der gesamte Gefahrguttrans-
port in einer Ortslage explodieren kann mit tödli-
chen Folgen für viele Menschen, ein Durchfahr

-

verbot für Gefahrguttransporte mit explosionsge-
fährlichen oder leichtentzündlichen Stoffen . . .? 

Damals hat die Bundesregierung ausweichend geant-
wortet und die Frage im Prinzip verneint. Nach dem 
Unfall in Herborn wollte sie hiervon am liebsten nichts 
mehr wissen. Sie hat die Vorschriften geändert, um 
nun dieselbe Frage im Prinzip bejahen zu können. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Herborn 
war kein Problem von Vorschriften! Lesen 

Sie das Urteil!) 

— Herr Fischer, darum geht es nicht. 

Wir wollen mehr Sicherheit beim Transport gefähr-
licher Güter. Wir haben das in einem Zehn-Punkte-
Katalog festgeschrieben. Die Verkehrsträger Schiene 
und Wasserstraße sind nun einmal sicherer als die 
Straße. Beide sind deshalb für den Transport gefährli-
cher Güter verstärkt zu nutzen. Zu begrüßen ist durch-
aus, daß wir uns hier im Grundsatz einig sind. Da 
stimmen Sie ja zu. Wenn Sie sich aber berühmen, Sie 
wollten rund 20 % der auf der Straße transportierten 
Gefahrgüter auf Bahn und Schiene verladen, so heißt 
das doch auch hier dem Bürger Sand in die Augen 
streuen. Der Straßengüterverkehr transportiert rund 
240 Millionen Tonnen gefährlicher Güter pro Jahr. 
Hiervon wollen Sie ganze 7 Millionen Tonnen auf 
Schiene und Binnenschiffahrt verladen. Das sind nicht 
die 20 %, von denen Sie sprechen, sondern das sind 
lediglich 3 % und damit viel zu wenig. Der Verkehrs-
minister kommt nur deshalb zu einem höheren Pro-
zentsatz, weil er die Zahlen manipuliert. Er läßt alle 
Gefahrgüter unberücksichtigt, die im Bezirksgüter-
verkehr und im Werkverkehr befördert werden. Aber 
die Gefährlichkeit besteht unabhängig davon, ob 
diese Güter im Fernverkehr, im Werkverkehr oder im 
Bezirksgüterverkehr gefahren werden. Wir sind auch 
der Auffassung, daß zusätzlich die Struktur der Ben-
zintransporte sicherer organisiert werden muß. Der-
zeit läuft die Versorgung der Bundesrepublik über 
wenige Großtanklager. Der Treibstoff wird dann über 
große Entfernungen per Lkw zu den Tankstellen ge-
liefert. Nötig ist auch hier eine Umstellung auf dezen-
trale Tanklager mit Gleisanschluß. Die Feinverteilung 
erfolgt anschließend selbstverständlich per Lkw im 
Nahverkehr. Solche dezentralen Tanklager sind in 
vielen Fällen noch vorhanden. Sie sind in den letzten 

Jahren geschlossen worden. Sie werden nur dann 
wieder genutzt, wenn das politisch gewollt ist. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Wird doch! Es 
gibt Kooperationsabkommen!) 

Das heißt, der Gesetzgeber, wir, Herr Kollege Jung, 
müssen hierfür die Weichen stellen. Ziel muß sein, die 
im Vergleich zur Straße sichereren Verkehrsträger zu 
nutzen. Das gilt für den Gleisanschlußverkehr wie für 
den kombinierten Verkehr Schiene/Straße bzw. 
Schiff/Straße. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Das Haupt

-

problem ist die Nahverteilung!) 

Die Industrie hat eine Vielzahl von technischen 
Möglichkeiten serienreif entwickelt, um Gefahrgut

-

transporte sicherer zu machen. Ich weise hier nur auf 
die Versuche mit dem Topas-Fahrzeug hin. Aber es 
dauert auch hier viel zu lange, 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Wer hat es 
denn entwickeln lassen und gefördert?) 

bis diese Bauvorschriften umgesetzt werden, bis sie 
entsprechende Verbindlichkeiten erhalten, Herr Kol-
lege Jung. Das geht alles viel zu langsam. Nehmen wir 
einmal ein ganz konkretes Beispiel, weil Sie dazwi-
schenrufen: Nicht angepaßte Geschwindigkeit und 
ungenügender Sicherheitsabstand 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Neuer Buß

-

geldkatalog!) 

sind die Hauptunfallursachen beim Transport gefähr-
licher Güter. Das wissen wir seit langem. Aber nur 
noch rund 15 der Lkw halten auf den Autobahnen 
die höchstzulässige Geschwindigkeit von 80 km/h 
ein. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Das ist eine 
Frage der Kontrolle und nicht der Vor

-

schrift!) 

Alle anderen fahren deutlich schneller, teilweise so-
gar schneller als 100 km/h. Diese Daten gelten auch 
für die Gefahrguttransporte. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Das ist doch 
kein Problem der Gesetzgebung!) 

— Hören Sie doch zu, Herr Kollege Jung! Die Schluß-
folgerung, die daraus zu ziehen ist, ist, die Einführung 
von automatischen Geschwindigkeitsbegrenzern zu 
fordern. Dies ist sogar positiv vom deutschen Güter-
verkehrsgewerbe aufgenommen worden. Sie sind in 
Italien und in Frankreich schon länger Realität. Trotz-
dem wollen Sie auch heute wieder diese Forderung 
hier ablehnen mit der Begründung, automatische Ge-
schwindigkeitsbegrenzer könnten nicht national, son-
dern nur international eingeführt werden. Aber Sie 
wissen genau, das ist eine fadenscheinige Begrün-
dung, die mit der Wirklichkeit nicht übereinstimmt. 

Sie haben den Bußgeldkatalog eben mit einem Zwi-
schenruf angesprochen. Er ist mit dem Ziel von Ihnen 
überarbeitet worden, Fahrer von Gefahrgut-Lkw här-
ter ranzunehmen. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Halter!) 
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Das ist die alleinige Stoßrichtung. Dies als alleinige 
Stoßrichtung ist aber ungerecht, und sie ist auch un-
tauglich. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Falsch!) 

Die Fahrer sind nämlich das schwächste Glied in einer 
ganzen Kette von Tätern und Mittätern. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Wir haben die 
Halter in Anspruch genommen im Unter

-

schied zu Ihnen!) 

— Ich komme noch dazu! — Häufig sind sie zum 
Rasen ja gezwungen — das wissen Sie —, weil sie 
praktisch im Akkord fahren müssen. Sie bekommen 
ihre Routen und den Zeitplan detailliert vorgeschrie-
ben. Dabei werden häufig optimale Fahrbedingungen 
unterstellt. Diese optimalen Fahrbedingungen gibt es 
aber in der Praxis häufig nicht. Das heißt, viele Fahrer 
müssen ihrem Tourenplan hinterherhetzen. Ein schär-
feres Vorgehen auch gegen rasende Gefahrgutfahrer 
ist sicherlich nötig. In jedem Fall aber müssen die 
Schreibtischtäter, Herr Kollege Jung, wirkungsvoller 
in die Pflicht genommen werden. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Das haben wir 
doch gemacht!) 

—Nein, das haben Sie nicht gemacht! 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Aber sicher 
haben wir das gemacht!) 

Wer nämlich bei der Tourendisposition Rechtsver-
stöße der Fahrer einkalkuliert, der hat in diesem Ge-
schäft nichts zu suchen. Das heißt, er muß seine Kon-
zession verlieren. Das ist der wirkungsvolle Ansatz für 
mehr Sicherheit beim Gefahrguttransport. Genau dies 
aber wollen Sie nicht. Sie wollen nämlich die Schreib-
tischtäter ungeschoren lassen. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Polemik!) 

— Na sicher! Dann stimmen Sie doch unserem Antrag 
zu, wenn Sie es wollen! 

Es gibt ein weiteres Instrument, auf das Sie verzich-
tet haben, nämlich auf jede Art von zeitlichen Sank-
tionen, obwohl diese ganz besonders wirksam wären 
—das wissen Sie auch — , weil Sie damit auch die 
Wirtschaftlichkeit eines Unternehmens treffen wür-
den. Deshalb aber tun Sie hier auch nichts. Hier ein-
zuschreiten, wäre besonders wirkungsvoll, weil es ja 
nicht nur um die Einhaltung von Geschwindigkeits-
begrenzungen geht, sondern auch um die Einhaltung 
von Sozialvorschriften und um die Einhaltung der 
Lenk- und Ruhezeiten. 

Also, es ist sicherlich richtig, was Sie eben in einem 
Zwischenruf zum Ausdruck gebracht haben. Wir müs-
sen die Kontrollen entsprechend wirksamer gestalten. 
Wenn sich bei 40 % der kontrollierten Gefahrguttrans-
porte Beanstandungen ergeben, so beweist das, daß 
hier Verstöße offensichtlich bewußt einkalkuliert wer-
den. Das heißt, das Risiko, erwischt zu werden, ist zu 
gering, und die Sanktionen sind zu schwach und da-
mit zu wirkungslos. Dies exakt wollte ich damit zum 
Ausdruck bringen. 

Wir alle wissen doch, daß gerade die Fahrtenschrei-
ber manipulationssicherer gestaltet werden müssen. 
70 % der Verstöße im Zusammenhang mit der Kon-
trolle der Sozialvorschriften ergeben sich daraus, daß  

an den Fahrtenschreibern Veränderungen vorgenom-
men worden sind. Das ist auch deshalb besonders 
bedenklich, weil mit solchen Manipulationen andere 
und noch weitergehende Verstöße verschleiert wer-
den sollen. 

Das Problem der Transporte gefährlicher Güter aber 
stellt sich nicht nur auf der Straße. Auch im Seever-
kehr ist es, wenn auch mit anderen Schwerpunkten, 
ebenso gravierend. Ich denke hier vor allem an die 
vielen Umweltkatastrophen, die durch Tankerunfälle 
weltweit ausgelöst worden sind. Auch das Risiko sol-
cher Tankerunfälle muß reduziert werden. Die Bun-
desrepublik hat sich deshalb auch international dafür 
eingesetzt, daß Tanker die Nordsee nur mit einem 
revierkundigen Lotsen befahren dürfen. Lotsen ver-
mindern die Gefahr von Schiffsunfällen. Das hängt 
damit zusammen, daß sie sich im Revier besonders gut 
auskennen, weil sie das Fahrwasser, die Strömungs-
verhältnisse, Querverkehre usw. kennen. Trotzdem 
hat die Bundesregierung im Sommer 1989 die Lotsen-
pflicht auf dem Nord -Ostsee -Kanal gelockert. Mehr 
Schiffe dürfen den Kanal jetzt ohne Lotsen befahren. 
Die Anhebung der Freifahrgrenze war deshalb kein 
Beitrag zur Sicherheit im Schiffsverkehr, im Gegen-
teil: Sie hat die Risiken erhöht. Anschauungsunter-
richt für diese Gefahren lieferte wenige Tage später ja 
auch die Affäre um den niederländischen Frachter 
„Ostsee" in Brunsbüttel. Der Nord-Ostsee-Kanal ist 
eine der meistbefahrenen Wasserstraßen der Welt, 
und die Anzahl der Schiffe mit gefährlicher Ladung ist 
dort ganz beträchtlich. Entsprechend kritisch haben 
dann auch die Lotsen und andere Fachkundige gegen 
die Lockerung der Lotsenpflicht protestiert. 

Mittlerweile hat die Bundesverkehrsverwaltung auf 
die anhaltende Kritik insofern reagiert, als sie die im 
Sommer 1989 erweiterten Möglichkeiten wieder et-
was zurückführt. Wir verlangen aber mit unserem An-
trag die völlige Rücknahme der Verordnung. Die Ab-
geordneten der Koalition, die sich hierfür an der Küste 
ebenfalls einsetzen, haben heute bei der Abstimmung 
die Möglichkeit, ihren Worten auch Taten folgen zu 
lassen. Sie sind herzlich eingeladen, unserem Antrag 
zuzustimmen. 

Bei allen Transporten gefährlicher Güter bleibt ein 
Risiko. Wirkliche Sicherheitsgewinne sind deshalb 
nur dann erreichbar, wenn die Produktionsstrukturen 
auch mit dem Ziel überprüft werden, Gefahrguttrans-
porte zu reduzieren. Vor allem bei Stoffen, die bei 
einem Unfall unbeherrschbare Folgen auslösen kön-
nen, müssen Transporte auch untersagt werden kön-
nen, wenn der Stoff zumutbar an dem Ort produziert 
werden kann, an dem er benötigt wird. 

Die Sicherheit der Bevölkerung muß Vorrang vor 
den ökonomischen Interessen der Wirtschaft haben. 
Ich sage das auch in dem Wissen, daß es einen ver-
besserten Schutz auf diesem Gebiet nicht zum Nullta-
rif geben kann, daß er Geld kosten wird. 

Mit unseren Anträgen haben wir ein umfassendes 
Maßnahmenbündel vorgelegt, das einen wirkungs-
vollen Schutz beim Transport gefährlicher Güter si-
cherstellt und das menschliches Versagen im Umgang 
mit der Technik minimiert. Dieses Maßnahmenbündel 
zeigt, daß man mehr tun kann, als die Bundesregie-
rung zu tun bereit ist. 
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Daubertshäuser  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD)  

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jung (Limburg).  

Jung (Limburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine  
sehr verehrten Damen und Herren Kollegen! Herr  
Kollege Daubertshäuser, ich darf drei Vorbemerkun-
gen machen, weil ich auf das eingehen will, was Sie  
gesagt haben. Das erste: Ich muß mich mit Nachdruck  
dagegen verwahren, daß Sie versuchen, den Eindruck  
zu erwecken, als ob lediglich das Stellen Ihrer Anträge  
zu mehr Sicherheit in diesem wichtigen Bereich füh-
ren könnte und als ob die Regierung untätig gewesen  
wäre. Das Gegenteil ist der Fall.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)  
Die zweite Bemerkung: Mich wundert eigentlich — 

das gilt nicht nur für den Verkehrsbereich, sondern  
auch für die anderen Felder der Politik — , daß Sie  
immer dann die großartigen Lösungsvorschläge un-
terbreiten, wenn Sie in der Opposition sind. Als Sie in  
der Regierungsverantwortung waren, haben Sie die-
ses Feld vollkommen unbeackert gelassen. Warum  
eigentlich?  

(Beifall bei der CDU/CSU — Daubertshäuser  
[SPD]: Erblast!?)  

— Ja, das ist die Erblast. Wenn Sie das selbst schon  
erkennen, muß es ja stimmen.  
Die dritte Bemerkung: Gerade der Prozeß vor dem  

Landgericht meiner Heimatstadt hat doch bewiesen,  
daß es eben nicht nur eine Frage der gesetzlichen  
Grundlagen, der Vorschriften ist, sondern auch eine  
Frage der Einhaltung der Bestimmungen. Insofern ist  
das doch kein Versäumnis des Gesetzgebers, sondern  
fehlerhaftes Handeln des Menschen, was ja über-
haupt die Hauptursache von Unglücken im Straßen-
verkehr ist, wie Sie eigentlich selbst wissen müßten.  
Das ist die Problematik.  

(Daubertshäuser [SPD]: Aber der Minister ist  
für Kontrollen und Sanktionen verantwort

-

lich, Herr Kollege Jung!)  
— Auch durch schärfere Sanktionen wird es nicht  
möglich sein, das vollkommen zu ändern.  

(Daubertshäuser [SPD]: Damit unterstrei

-

chen Sie doch noch einmal die Untätigkeit!  
Sie heißen die Untätigkeit gut!)  

Lassen Sie mich jetzt zur Sache kommen. Es ist voll-
kommen richtig — da stimme ich mit Ihnen wieder  
überein — , daß der Schatten von Herborn auch über  
dieser Debatte des Bundestages liegt, noch dazu, weil  
das Landge richt meiner Heimatstadt vor zwei Tagen  
die strafrechtliche Würdigung dieses schrecklichen  
Ereignisses vom Juli 1987 vorgenommen hat. Viele  
Prozeßteilnehmer haben sich natürlich über das Straf-
verfahren im konkreten Fall hinaus die Frage gestellt,  
ob denn alles Notwendige getan worden sei, um ähn-
liche Vorfälle in der Zukunft zu vermeiden.  
Der Bundestag und insbesondere der Verkehrsaus-

schuß haben sich intensivst mit diesem Thema be-
schäftigt. Wir haben bereits im Ap ril 1988 ein sehr  
umfangreiches öffentliches Anhörungsverfahren mit  

der Beteiligung vieler Sachverständiger durchge-
führt.  

Wie ist die Problemlage? Auf deutschen Verkehrs-
wegen werden jährlich in erheblichem Ausmaß Ge-
fahrguttransporte durchgeführt. Insgesamt waren es  
— auf dieses Sonderproblem komme ich gleich noch  
zu sprechen — ohne Straßengüternahverkehr im  
Jahre 1986 — neuere Zahlen liegen uns nicht vor —
186 Millionen t. Davon entfielen 41 Millionen t auf  
den Straßengüterfernverkehr. Der überwiegende Teil  
der Gefahrguttransporte im Straßenfernverkehr be-
stand mit 74 % aus entzündbaren flüssigen Stoffen wie  
Benzine, Dieseltreibstoffe, Heizöle und sonstige  
brennbare Flüssigkeiten.  

Nun zum besonderen Problem: Im Straßengüter-
nahverkehr wurden etwa 200 Millionen t befördert.  
Mit diesem Problem müssen wir uns auseinanderset-
zen, weil hier eine Verlagerung z. B. auf die Bahn oder  
das Schiff überhaupt nicht möglich ist, weil es sich  
z. B. um Verteilerverkehre zu Tankstellen oder zu  
den einzelnen Wohnhäusern handelt, was nicht an-
ders als mit dem Lkw machbar ist. Das ist die Situa-
tion.  

Im übrigen will ich anmerken, daß die Verlagerung  
des Transportes gefährlicher Güter von der Straße auf  
die Bahn kein Allheilmittel ist. Gefahren und Unfälle  
gibt es auch dort, wie wir wissen, und es bestehen  
sogar zusätzliche Risiken bei der Umladung von  
Schiene auf Straße. Im übrigen fehlen teilweise auch  
die notwendigen Bahnkapazitäten, um die Beförde-
rung umzustrukturieren.  

Das bedeutet: Der Straßentransport muß noch si-
cherer gemacht werden. Ich habe bereits eingangs  
gesagt: Diese Aufgabenstellung hat die Bundesregie-
rung unter dem früheren Verkehrsminister Warnke  
und dem jetzigen Minister Zimmermann gelöst. Es  
sind Vorschriften zur Verbesserung im technischen  
Bereich erlassen worden, auch die rechtliche Ausge-
staltung wurde den neuen Anforderungen angepaßt,  
und das Hauptproblem, die Gefahr „Mensch", wurde  
berücksichtigt. Ich erinnere an die Rechtsverordnung  
der Bundesregierung, die Sie, Herr Kollege, anschei-
nend nicht zur Kenntnis genommen haben, die Not-
wendiges und Sinnvolles veranlaßt hat.  

Beispielhaft will ich hier folgendes erwähnen: Re-
gelung und Verlagerung des Transportes gefährli-
cher Güter in erheblichem Umfange, soweit dies aus  
den vorgenannten Gründen überhaupt machbar war.  
Dazu dienen im übrigen auch die Kooperationsverein-
barungen z. B. in der Chemie und in der Mineralöl-
wirtschaft und zwar untereinander und mit der Deut-
schen Bundesbahn.  

Nächster Punkt: die Nutzung sicherer Straßenab-
schnitte, Verbesserung der Schulung von Fahrzeug-
führern, Bestellung von Gefahrgutbeauftragten in Be-
trieben, die mindestens 50 t Gefahrgut jährlich ver-
packen, versenden oder befördern. Dort muß eine be-
sondere Schulung nachgewiesen werden. Sie wissen,  
daß wir gerade in diesem Punkt eine Anregung von  
Ihnen aufgenommen haben, weil wir selbstverständ-
lich gemeinsam handeln wollen und jederzeit bereit  
sind, sinnvolle Anregungen der Opposition in unser  
Maßnahmepaket mit aufzunehmen.  
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Wir haben technische Verbesserungen der Fahr-
zeuge eingeführt; sie bedürfen zum Teil noch der 
Notifizierung bei der EG-Kommission. Ich nenne bei-
spielhaft automatische Blockierverhinderer, automa-
tische Nachsteller der Bremsgestänge und Vorschrif-
ten über eine größere Kippstabilität für kofferförmige 
Tanks. 

Europa ist im übrigen auch bei der Gefahrgutde-
batte ein wichtiges Stichwort. Wir sind das größte 
Transitland in Europa; der Verkehr wird beim Bin-
nenmarkt ab 1993 noch weiter zunehmen. Wir haben 
von daher ein besonderes Interesse daran, daß die 
Vorschriften in Europa harmonisiert werden und daß 
die geltenden Gesetze und ihre Einhaltung auch kon-
trolliert werden. Der deutsche Standard ist im übrigen 
auch in diesem Bereich der höchste in Europa. Auch 
dies, meine Damen und Herren von der Opposition, 
sollten Sie einmal zur Kenntnis nehmen. 

Die Kontrollen in diesem wichtigen Bereich sind 
Ländersache. Selbstverständlich müssen sie intensi-
viert werden und in die Betriebe vorverlegt werden. 
Das Beispiel Herborn hat gezeigt, daß das Problem 
nicht nur in schärferen Vorschriften liegt, sondern in 
der Einhaltung bestehender Gesetze. 

Unabhängig davon haben wir auch die Sanktionen 
verschärft — ich verweise auf die Gefahrgutverord-
nung Straße — und den ab 1. Januar dieses Jahrs gel-
tenden neuen Bußgeldkatalog. 

Dort haben wir das, was sinnvoll ist, angepackt; wir 
haben nämlich analysiert, wie und wo Unfälle zu-
stande kommen, und haben diese Ursachen entspre-
chend aufgenommen und mit Sanktionen bewehrt. 

Ich nenne beispielhaft die drastische Anhebung der 
Ahndungssätze für Geschwindigkeitsüberschreitun-
gen, differenziert nach der Gefahrenlage, nämlich 
nach innerorts und außerorts. Besonders unfallträch-
tige Verkehrsverstöße im Gefahrengutbereich wer-
den stärker geahndet. 

Es gibt ein früheres Einsetzen der Fahrverbote bei 
Geschwindigkeitsüberschreitungen. Sie wissen, daß 
dieses Mittel besonders geeignet ist — das sage ich 
auch aus meiner anwaltlichen Praxis — , präventiv zu 
wirken, weil die Möglichkeit, den Führerschein zu 
verlieren, besonders drakonisch für denjenigen wirkt, 
der mit dieser Gefahr konfrontiert ist. 

Wir haben eine Differenzierung vorgenommen in 
einem ausgewogenen Verhältnis zu den Ahndungs-
sätzen für Verkehrsverstöße mit Pkw oder Lkw nach 
dem jeweiligen Gefahrenpotential, das dort vorhan-
den ist. 

Wir haben vor allen Dingen eins gemacht, Herr Kol-
lege, was Sie hier bestreiten: Wir haben nämlich nicht 
nur, wie Sie es formulieren, das schwächste Glied in 
der Kette, den Fahrer, herangenommen, sondern wir 
haben erhebliche Sanktionen gegen die Halter aus-
geworfen. Wir haben die Möglichkeit der Gewinnab-
schöpfung dort genauso mit hineingenommen wie die 
Frage der sonstigen Sanktionen. Wir haben dies ge-
macht, während Sie in Ihrer früheren Tätigkeit dar-
über immer nur geredet haben. 

Herr Kollege, im übrigen weist ja gerade das Urteil 
des Landgerichtes Limburg darauf hin, daß der Halter  

stärker zur Verantwortung gezogen wird als der Fah-
rer. Insofern muß es die gesetzgeberischen Grundla-
gen dafür ja geben. Sonst wäre das gar nicht möglich 
gewesen. 

(Zuruf von der SPD: Vom Richter! Weil der 
Richter das gemacht hat, was vernünftig 

ist!) 

— Sie haben doch eine Verschärfung im Strafrechts-
bereich gefordert. Wenn es das so nicht gäbe, hätte so 
nicht geurteilt werden können, Herr Kollege. 

(Zuruf von der SPD: Entzug der Konzession 
ist nicht Strafrecht, Herr Kollege!) 

—Sie nehmen das nicht zur Kenntnis, was Ihnen nicht 
paßt, Herr Kollege. So geht es natürlich nicht. 

Ich weise auf weitere Maßnahmen hin, auf solche 
im baulichen Bereich wie Auslaufstrecken gerade in 
Herborn, Bremsbetten und anderes mehr. Ich weise 
hin auf die Realisierung des Ortsumgehungspro-
gramms, das die Bundesregierung im Straßenbau mit 
Nachdruck betreibt, den bundesweiten Atlas für Ge-
fälle- und Gefahrgut-Verbotsstrecken und sage, daß 
alle diese Maßnahmen nicht erfolgreich sein können, 
wenn nicht jeder Tätige im Bereich des Gefahrguts 
um seine besondere Verantwortung weiß. 

Im übrigen — auch das sollte einmal gesagt wer-
den — gibt es viele, die verantwortungsbewußt han-
deln. Auch denen sollten wir an dieser Stelle Dank 
sagen. Mein Appell geht deshalb dahin, diese beson-
dere Verpflichtung wahrzunehmen. Ich sage, daß wir 
alles dafür getan haben und weiterhin dafür tun wer-
den, daß Herborn sich nicht wiederholt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut! — Beifall 
bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Rock. 

Frau Rock (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Hier und heute befassen wir uns mit 
einem Thema, das eigentlich über jede Kontroverse 
erhaben sein müßte, nämlich mit dem Transport ge-
fährlicher Güter, mit dem Transport gefährlicher Gü-
ter insbesondere über die Straße. Nach dem folgen-
schweren Unfall von Herborn, der sich vor drei Jahren 
ereignete, wurde hier von allen Parteien, zumindest in 
öffentlichen Äußerungen, Handlungsbedarf erkannt. 
Schlagartig schien allen bewußt zu werden, daß jeden 
Tag geladene Zeitbomben über unsere Straßen rol-
len. 

Das Thema Gefahrgut ist, wenn man von der The-
matisierung der Urteilsverkündung absieht, die am 
Mittwoch erfolgt ist — wie die Kollegen hier schon 
ausgeführt haben — , aus dem öffentlichen Interesse 
anscheinend verschwunden. Es hat den Eindruck, als 
befaßten sich nur noch wenige Experten und Interes-
sierte mit diesem Thema. Nur in unmittelbarer Umge-
bung von Herborn sind die Folgen dieses Unfalls nach 
wie vor präsent. Dort ist es bis heute nach wie vor 
lediglich glückliche Fügung und keineswegs verab-
schiedeten Richtlinien und Gesetzen zu verdanken, 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! Jawohl!) 
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wenn wir von Unfällen dieses Ausmaßes verschont 
geblieben sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Zuruf von der CDU/CSU: Sondern, woran 

liegt es denn?) 

—Daß das Problem nicht umfassend erkannt, analy-
siert und Lösungen nicht umgesetzt worden sind, ver-
ehrter Herr Kollege! 

Zur Verabschiedung stehen hier unter anderem 
eine Vielzahl von Einzelanträgen der SPD, die sich im 
wesentlichen mit technischen Verbesserungen von 
Gefahrguttransporten befassen. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht nur!) 

—Nicht nur; ich sage ja: im wesentlichen! 

Niemand, der im Besitz eines gesunden Menschen-
verstandes ist, kann Verbesserungen, auch techni-
sche Verbesserungen, ablehnen. Man muß aber 
gleichzeitig die Frage stellen, ob damit tatsächlich 
auch das Problem gelöst ist. Lassen Sie mich hierzu 
aus einer Stellungnahme des Bundesverbandes 
Werkverkehr und Verlader zitieren, da ich annehme, 
daß dieser den meisten hier wesentlich näher steht als 
die Fraktion DIE GRÜNEN. Ich zitiere also: 

Ein Zusammenhang zwischen technischem Fort-
schritt und Risikoverlagerung des Fahrers dürfte 
als erwiesen gelten. Bessere technische Ausrü-
stungen verleiten dazu, die gegebenen Möglich-
keiten auszunutzen, erhöhen also indirekt die Ri-
sikobereitschaft des Fahrers. 

Diesen Punkt, den menschlichen Faktor, müssen wir 
also in unsere Überlegungen ganz besonders einbe-
ziehen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

wenn wir tatsächlich mehr Sicherheit auf unseren 
Straßen haben wollen — insbesondere für den Trans-
port gefährlicher Güter, den wir nicht isoliert von den 
übrigen Transporten sehen dürfen. So halten wir es 
für dringend erforderlich, die sozialen Bedingungen 
der Lkw-Fahrer zu verbessern, um hier zu einem hö-
heren Maß an Sicherheit zu kommen. Es geht nicht an, 
daß den Lkw-Fahrern als dem schwächsten Glied in 
der Transportkette fast die gesamte Verantwortung 
für den ordnungsgemäßen und sicheren Ablauf von 
Transporten zugemutet wird, wenn sie derart unter 
Druck gesetzt werden, daß ihnen nichts anderes übrig 
bleibt, als Lenk- und Ruhezeiten zu überschreiten, 
daß ihnen nichts anderes übrig bleibt, als gegen Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen zu verstoßen, wenn 
sie ihren Arbeitsplatz behalten wollen. 

(Jung [Limburg] [CDU/CSU]: Verteufeln Sie 
doch nicht einen ganzen Berufsstand!) 

—Gerade das tue ich nicht. Ich benenne das Problem 
hier, indem ich sage: Es geht nicht an, daß wir versu-
chen, es auf dem Rücken der Lkw-Fahrer auszutra-
gen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Es ist der absolut falsche Problemansatz, werter 
Herr Kollege, wenn wir eine Lösung dadurch herbei-

führen wollen, daß wir die Geschwindigkeitsbegren-
zung für Lkw heraufsetzen. 

(Daubertshäuser [SPD]: Richtig!) 
Verstöße gegen Lenk- und Ruhezeiten sind alltäglich. 
Das ist bekannt. Es ist auch ein gewisser Gewöh-
nungseffekt eingetreten. 
Eine wirkungsvolle Maßnahme wäre es, nicht bei 

den Lkw-Fahrern, sondern bei den Haltern anzuset-
zen. Man muß darangehen, einem Halter die Konzes-
sion zu entziehen, und zwar sehr schnell und nicht in 
einem komplizierten Verfahren, das dann irgendwo 
auf irgendwelchen Schreibtischen ruht. Wir fordern 
deshalb nachdrücklich auch die Anwendung des 
Art. 15 der EG-Verordnung, die eine Terminsetzung 
verhindert, die von vornherein ein rechtswidriges 
Verhalten von Lkw-Fahrern notwendig macht. 
Mir ist es wegen der Kürze der Zeit nicht mehr mög-

lich, hier alle notwendigen Verbesserungen aufzufüh-
ren. Ich greife nur noch einen Punkt heraus, der mir 
besonders gravierend erscheint, nämlich die Ratifizie-
rung der ILO-Konvention 153. Auch sie schlummert 
seit Jahren auf den Schreibtischen der Bundesregie-
rung. Wir fordern die Bundesregierung nachdrücklich 
auf, diese Konvention endlich zu ratifizieren. 
Ich schließe mich im wesentlichen dem an, was der 

Kollege Daubertshäuser über notwendige Schritte 
wie Verkehrsvermeidung und Verkehrslenkung aus-
geführt hat. 
Als Letztes: Wir müssen uns auch zu dirigistischen 

Maßnahmen im Straßengüterverkehr, ganz beson-
ders im Bereich der gefährlichen Güter, durchrin-
gen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gries. 

Gries (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich denke, die Welt ist nun wieder in Ord-
nung. Zuerst war ich erschrocken, als der Kollege 
Daubertshäuser hier ein Szenario gemalt hat, bei dem 
ich schon dachte: Ist denn alles vergessen? Wir haben 
doch Anhörungen gehabt; wir haben doch im Ver-
kehrsausschuß darüber beraten. Ich hatte fast den 
Eindruck, das alles könne gar nicht wahr gewesen 
sein. Aber Gott sei Dank hat der Kollege Jung dann 
die Fakten genannt. Uns wird in diesen Tagen in 
schmerzhafter Weise durch das Urteil in Limburg vor 
Augen geführt und bewußt gemacht, daß wir hier 
nicht im theoretischen Raum diskutieren und uns das 
auch nicht leisten können, sondern daß es hier in ganz 
erheblichem Maß um Menschenleben geht. Der Fall 
Herborn macht, schon bevor ein rechtskräftiges Ur-
teil vorliegt, exemplarisch deutlich, welches die 
Schwachstellen und die Ursachen sind und wo alle 
Maßnahmen ansetzen müssen. Wer immer da Ideen 
hat, ob Regierung oder Opposition, soll sie vorbrin-
gen. Hier ist natürlich der Punkt Technik zu nennen. 
Alles, was mit dem Auto selber zu tun hat, ist ein 
erhebliches Gefahrenpotential. Dazu gehört auch der 
Mensch. Das hat sich hier herausgestellt. Das ist ja 
das, was die Richter in besonderer Weise strafrecht- 
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lich zu würdigen haben: welchen Schwachpunkt der 
Mensch in diesem ganzen Bündel von Gefahren dar-
stellt. Vergessen kann man aber auch nicht, was z. B. 
das ganze Umfeld bis hin zur Straße selber an Gefähr-
dungspotential darstellt. Ich will dem hier nicht vor-
greifen. Ich möchte erst die Urteilsbegründung sehen. 
Aber ich glaube, wir sollten uns mit diesem Fall auch 
einmal im Verkehrsausschuß beschäftigen. Das ist ein 
solcher spektakulärer Fall sicher wert. 

Ich bin auch darüber erschrocken — ich sage das, 
weil ich das unmittelbar über die Medien mitbekom-
men habe — , daß der Richter, der das Urteil mit der 
Höchststrafe ausgesprochen hat, im Anschluß daran 
sagte, er glaube nicht, daß das Urteil abschreckende 
Wirkung habe. Ich habe zuerst nicht geglaubt, daß 
das, was er da gesagt hat, wahr ist. Aber er hat es so 
gesagt, und er hat es auch so gemeint. Er hat dies mit 
dem Halbsatz begründet, die Zustände in diesem Be-
reich seien so schlecht, daß sie durch ein solches Urteil 
gar nicht zu bereinigen seien. Auch das macht uns 
deutlich, daß es wirklich ernste Fehlerquellen und 
Probleme gibt, denen wir uns widmen müssen. Nur ist 
es nicht so, als seien wir nicht vorangekommen. 

Lieber Klaus Daubertshäuser, es gibt ja gar keinen 
so großen Streit über das Bündel der Maßnahmen. Wir 
haben in der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
sogar gesagt, es dürfe nicht so verstanden werden, als 
seien wir gegen diese Maßnahmen. Denn der größte 
Teil der Einzelmaßnahmen in den Anträgen der SPD 
ist deckungsgleich mit dem, was wir beraten haben, 
gesagt haben, und wir könnten das hier heute auch 
tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Teilweise schon 
erledigt!) 

— Das war der Punkt. Wir haben gesagt, das meiste ist 
nach dem Bericht des Verkehrsministers schon erle-
digt. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Aber doch mit wel

-

chem Inhalt?) 

Ich nenne den Gefahrgutbeauftragten, die Zweite Ge-
fahrgutverordnung und viele Maßnahmen, die auf 
EG-Ebene schon auf dem Wege, schon geregelt sind. 
Das war der Grund, weshalb wir diesen Anträgen 
nicht im einzelnen zugestimmt haben. Das geschah im 
wesentlichen nicht deshalb, weil wir in der Sache da-
gegen wären, sondern deshalb, weil sie sich im 
Grunde überholt haben. Es ist ja auch gut so, wenn 
andere tätig werden. 

Wir sind in einigen Teilen — erstens — , wie ich 
meine, vernünftigerweise auf EG -Regelungen einge-
gangen. Vieles von dem ist eben nicht an der Grenze 
abzuändern. Sicherheit kennt keine Grenzen; an die-
sen schönen Ausdruck sollte man sich halten. Wir 
müssen versuchen, möglichst viele Bestimmungen auf 
einem hohen Sicherheitslevel EG-einheitlich zu ma-
chen. Das ist ein Punkt. 

Wir sind zum anderen —das sage ich jetzt als Libe-
raler, weil Frau Rock hier eben eine Bemerkung 
machte — gerade bei der Regelung betreffend Ge-
fahrgüter bis an den Rand dessen gegangen, was man 
unter Umständen Ladungslenkung nennen kann. Wir 
haben dies bewußt getan, weil hier die Sicherheit vor  

der Freiheit kommt, den Transportweg für die Güter 
zu bestimmen. Hier haben wir das getan, und aus 
Sicherheitsgründen kann ich das hier auch rechtferti-
gen. Aber man sollte nicht so tun, als sei das ganz 
selbstverständlich, Ladungslenkung in diesem erheb-
lichen Ausmaß zu betreiben; 

(Frau Rock [GRÜNE]: Was denn für ein „er

-

hebliches Ausmaß", werter Herr Kollege? 
Die paar mickrigen Tonnen!) 

denn Güter zu beschränken und den Weg vorzu-
schreiben ist nicht ganz einfach. Das weiß doch jeder. 
Wir haben es auch geschafft, erheblich mehr auf die 
Schiene und auf das Wasser zu bringen, wenngleich 
auch da Zweifel angebracht sind, ob die Schiene tat-
sächlich so viel sicherer ist. Ich erinnere an die Anhö-
rung. Das Gefährdungspotential ist bei einem Zug mit 
vielen Waggons und nur einer einzigen Begleitung 
natürlich noch größer als bei einem einzigen Tankzug 
mit einem Fahrer. Hier werden die Dinge auch sehr 
häufig ideologisch verkleistert, 

(Frau Rock [GRÜNE]: Von wem denn?) 

und hier sind natürlich noch erhebliche Investitionen 
notwendig. 

Richtig und wichtig sind in dem Zusammenhang 
auch die Investitionen, die im Straßenbau gemacht 
werden. 

(Daubertshäuser [SPD]: 18,6 % Wachstum 
auf der Straße, Herr Kollege!) 

Die 140 Ortsumgehungen, die gebaut worden bzw. 
jetzt in Bau sind, sind ein wichtiger Beitrag nicht nur 
zur Erhöhung der Sicherheit des allgemeinen Ver-
kehrs, sondern natürlich auch im Zusammenhang mit 
dem Gefahrguttransport. 

Drittens sind Verbesserungen an den Fahrzeugen, 
Vorschriften über Fahrzeuge, auch über Technik ge-
schaffen worden. Es ist alles genannt worden: die 
Blockierverhinderer, die Bremsverstärker, die Kipp-
stabilität. Das sind alles Dinge, die nicht erfunden 
werden müssen, sondern die auf dem Weg oder schon 
in Betrieb sind. Insofern braucht man das hier nicht zu 
wiederholen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das ist auf dem 
Weg in die Schublade!) 

Wir haben auch bei der Fehlerquelle Mensch ange-
setzt: Ich nenne die bessere Schulung, die Abkürzung 
der Zeit bis zur Schulungswiederholung — das ist ein 
ganz wichtiger Punkt — , die freiwilligen Initiativen, 
die es auf diesem Gebiet gibt, die Fahrerschulung, das 
Training, was ich für sehr wichtig halte, die freiwilli-
gen Kooperationen mit der Wirtschaft — Herr Jung 
hat das schon erwähnt — , z. B. im Chemiebereich, 
aber auch den Bußgeldkatalog. Es ist doch nicht wahr, 
daß nichts geschehen sei. 

Das Urteil in Limburg zeigt auch, wie im strafrecht-
lichen Bereich vorgegangen wird. Der Beg riff 
„Schreibtischtäter" ist zwar ein bißchen vorbelastet, 
aber ich habe keine Anstände, ihn wie Klaus Dau-
bertshäuser zu benutzen: Der Schreibtischtäter ist un-
ter Umständen genauso schuldig wie der Fahrer, der, 
um seinen Arbeitsplatz zu erhalten, den Auftrag aus-
führt, den ein anderer ausheckt. Ich bin schon der 
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Meinung, daß hier der Disponent, der Speditionsleiter 
oder wer immer vielleicht sogar schuldiger als der ist, 
der die Tätigkeit in seiner geringeren Position dann 
ausführen muß. Das ist aber beim Bußgeld natürlich 
durch unterschiedliche Staffelungen berücksichtigt 
worden. 

(Daubertshäuser [SPD]: Aber da wird noch 
nicht mal der wirtschaftliche Vorteil abge

-

schöpft, Herr Kollege Gries! Das wissen Sie 
doch!) 

—Es ist natürlich möglich, auch den wirtschaftlichen 
Erfolg abzuschöpfen. Ich habe gar keine Anstände 
—lassen Sie mich das noch sagen — , vernünftige 
Ideen aufzunehmen. Auch ich selber habe einmal da-
von gesprochen, den wirtschaftlichen Erfolg abzu-
schöpfen, weil in einer Wirtschaft wie unserer Gesetze 
und Vorschriften dann am ehesten befolgt werden, 
wenn es an den Geldbeutel geht. Es darf nicht inter-
essant sein, Fahrzeiten, Lenkzeiten, Sicherheitsvor-
schriften zu überschreiten, 

(Daubertshäuser [SPD]: Richtig!) 

in der Gewißheit: Ich werde nicht geschnappt, und ich 
verdiene trotzdem noch genug dabei. Das darf nicht 
sein. Was an Abschöpfung im Drogenhandel möglich 
ist, ist hier genauso notwendig. Ich sage das ohne 
Anstände. 

(Daubertshäuser [SPD]: Sehr richtig!) 

Das setzt auch voraus — um noch einen letzten 
Punkt anzusprechen —, daß wir Kontrollen haben. 
Auch das ist wichtig. Die besten Vorschriften nützen 
überhaupt nichts — Klaus Daubertshäuser, das würde 
auch gelten, wenn alle Anträge von der SPD ange-
nommen würden —, wenn ihre Einhaltung nicht kon-
trolliert wird. Das ist eine Sache, die nicht in erster 
Linie den Bund angeht. Das kann er zum Teil über 
seine BAG tun. Aber im wesentlichen ist dies auch 
eine Sache der Länder mit ihren Länderpolizeien. 
Diese sollten in diesem Sinne tätig werden. Ich finde, 
daß das ganz eindeutig mit dazugehört. 

Gestatten Sie mir noch ein letztes Wort, weil unse-
rerseits hier kein Kollege von der Küste spricht. Ich 
will mich wenigstens mit einem Satz zur möglichen 
Änderung der Lotsenannahmepflicht äußern. Ich 
denke, dieser Antrag wird ja wohl an den Ausschuß 
überwiesen. Wir sind in dieser Frage nicht festgelegt. 
Ich beziehe mich auf das, was mein Kollege Werner 
Zywietz in den Haushaltsberatungen gesagt hat, näm-
lich daß es auch unter dem Aspekt der Sicherheit 
natürlich wichtig ist, ob man mit Bezug auf den Be-
reich Straße mehr tun will und mit Bezug auf den 
Bereich Wasser unter Umständen zum Abbau von Si-
cherheitsvorschriften kommt. Darüber sollten wir im 
Ausschuß einmal sehr offen reden. 

(Daubertshäuser [SPD]: Sehr gut!) 

Ich bin dafür nicht Fachmann genug. Wir sollten uns 
vielleicht Erfahrungen von Fachleuten vortragen las-
sen, um dann zu einem vernünftigen Ergebnis zu 
kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Börnsen (Bönstrup). 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Fahrer und Unternehmer 
sind in Limburg verurteilt worden, nicht der Staat. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Der saß nicht auf der 
Anklagebank!) 

Herr Daubertshäuser, vor und nach Herborn hat die 
Bundesregierung bei Gefahrguttransporten zügig 
und sachgerecht gehandelt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Das Parlament, die Opposition eingeschlossen, hat ei-
nen erheblichen Anteil daran, weil ständig gedrängt, 
gefordert und vorgeschlagen wurde. Vorrang für 
mehr Sicherheit ist unsere gemeinsame Devise. Wir 
haben der Gesundheit der Menschen zu dienen und 
die notwendigen Wirtschaftsabläufe zu garantieren. 
Dies gilt in dieser Reihenfolge und nicht anders. Die 
Bedingungen, unter denen wir zu arbeiten haben, 
sind in unserem Land nicht einfach. Wir haben die 
höchste Verkehrsdichte in Europa, wir sind das größte 
Durchfahrtsland und werden in Zukunft noch mehr 
zur Drehscheibe des europäischen grenzüberschrei-
tenden Verkehrs werden. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Finden Sie das etwa 
gut?) 

Der Rhein ist jetzt schon die meistbefahrene Wasser-
straße der Welt. Mit dem Wachstum der Wirtschaft 
wächst der Anteil der Gefahrgüter. 386 Millionen t 
Gefahrgüter waren es 1986; gut 400 Millionen t wer-
den es in diesem Jahr sein. Das Datenmaterial ist mit 
vier Jahren zu alt, um klare Konsequenzen zu ziehen. 
Auch ohne gesetzliche Grundlagen bleibt die Regie-
rung zur Aktualisierung aufgefordert. Kein Verkehrs-
aspekt löst soviel Ängste bei den Menschen aus, wie 
es die Gefahrguttransporte tun. Sie lassen sich nicht 
aus der Welt schaffen. Aber ihre Risikoschwelle läßt 
sich senken. Jährlich etwa 80 Tankwagenunglücke 
und 30 Unglücke mit Stückguttransporten fordern uns 
alle zu einer permanenten Sicherheitskampagne her-
aus. Die Regierung handelt verantwortungsbewußt. 
Das machen alle Vorlagen deutlich. Wir gehen unbe-
streitbar mit einer neuen Sicherheitsqualität in die 
90er Jahre. In der Fahrzeugtechnik gibt es Forschritte, 
Altfahrzeuge mußten bis zum Ende des Jahres umge-
rüstet werden. Ich nenne die neue „Bauchbinde" bei 
den Tankwagen. Die Kippstabilität ist verbessert wor-
den. Der Retarder gehört zur zukünftigen Ausrüstung 
ebenso wie ABV. Der Geschwindigkeitsbegrenzer 
wird und muß auf europäischer Ebene kommen. Eini-
gen Verantwortlichen ist immer noch nicht bewußt, 
daß ihre Transporte mobile Bomben sind. Wer nicht 
bereit ist, seinen 40-Tonner bei 80 km einzubremsen, 
der muß vom Gesetzgeber gestoppt werden. 

(Daubertshäuser [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir gehen unbest ritten aber auch mit einem höhe-
ren Sicherheitsniveau in die 90er Jahre. Bei den Ver-
kehrswegen: 140 neue Ortsumgehungen für über 
eine Milliarde DM sind gebaut worden, um mehr Si-
cherheit zu bekommen. 400 Ortsumgehungen befin-
den sich in der Planung. Doch anhaltender Protest 
gegen den Straßenneubau verzögert den Bau von Si- 
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cherheitsstraßen. Jede zweite Maßnahme in unserem 
Land wird nicht mehr im Planungszeitraum realisiert. 
Wer hier abblockt, sollte daran denken, daß er zu 
mehr Gefahr im Stadtkern beiträgt. 

50 % aller Nahverkehrsgüter werden auf der Straße 
transportiert. Es gibt zur Straße keine Alternative. Die 
Verkehrsverlagerung auf Bahn und Binnenschiff ist 
nur im Fernverkehr möglich. Dort wird sie, was richtig 
ist, zunehmend praktiziert. Die Ausweitung der Liste 
hochgefährlicher Güter auf 190 Stoffe hat dazu beige-
tragen. 

In den letzten Jahren ist der Bahnanteil um fast 20 
gestiegen — ein Erfolg. Doch die Deutsche Bundes-
bahn verspielt ihren Kredit, wenn zutrifft, was jetzt ein 
großes Magazin schreibt, daß ihre Betriebstochter 
NCS beim Transport nuklearen Abfalls vorschrifts-
widrig die Straße bevorzugt. Dieser Vorgang gehört 
aufgeklärt. 

Auch die Bundesbahn ist nicht der Königsweg der 
Sicherheit. Die Großunfälle in Gorki, Paris und Kai-
serslautern im Jahre 1988 machen deutlich, daß auch 
beim Transport auf der Schiene Risiken bestehen. Das 
Gefährdungspotential von Güterzügen mit Gefahrgut 
sollte niemand unterschätzen. Die Menge ist groß, der 
Transport führt durch Ballungszentren, und das Umla-
derisiko kommt hinzu. 

Der Verkehrsweg Straße hat sowohl durch den 
neuen Gefällstreckenatlas wie durch die Fahrverbots-
regelung bei wetterbedingter Sichtbehinderung an 
Sicherheit gewonnen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Weiss 
[München] [GRÜNE]: Welcher Blödsinn!) 

Die Möglichkeit für die Behörden, entschärfte Wege 
anzuweisen, erhöht die Sicherheit. 

Daß wir mit einer höheren Risikoschwelle in die 
90er Jahre gehen, gilt auch für den dritten Bereich, für 
die Verantwortung des Menschen. 90 % aller Unfälle 
gehen auf sein Fehlverhalten zurück. Wir haben in 
Europa anerkanntermaßen die besten Sicherheits- 
und Verkehrsvorschriften. Doch sie verlieren ihren 
Zweck, wenn sie nicht eingehalten werden. 

Richtig ist, über 180 000 Tankwagenfahrer auszu-
bilden und darüber hinaus die Fahrer von Versand-
stücken einzubinden. Richtig ist die Stabilisierung der 
Gefahrgutkette durch die Benennung von Gefahrgut-
beauftragten in den Bet rieben. Richtig ist, nach dem 
neuen Bußgeldkatalog beide — Fahrer und Betrei-
ber — bei Verstößen zu belangen, um den treibenden 
Zeitdruck zu nehmen. 

Besorgnis und Beunruhigung bleiben jedoch auch 
zu Beginn der 90er Jahre bestehen, wenn man fest-
stellt, daß die Verstöße bei Gefahrguttransporten we-
gen der Fülle der Vorschriften sicher nicht weniger 
werden. Jeder vierte Transport wird von der Polizei 
beanstandet, so sagt eine Meldung aus Schleswig-
Holstein. Ausländische Fahrzeuge haben einen hohen 
Anteil daran. Hier muß durch mehr Kontrolle, mehr 
Konsequenz bei der Konzessionsvergabe und durch 
mehr konstruktives Verkehrsverhalten der Beteiligten 
das Verantwortungsbewußtsein wesentlich gesteigert 
werden. 

Noch ein Wort zu Ihrem Antrag zur Freifahrer

-

grenze im Nord-Ostsee-Kanal. Nach der wirklich be-
hutsamen Anhebung der Freifahrergrenze gilt auch 
für den Nord-Ostsee-Kanal weiterhin die Lotsen-
pflicht bei dem Transport hochgefährlicher Güter — 

nichts anderes. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Auch bei der Freifahrergrenze muß man deutlich ma-
chen, daß sie bis zum 31. Juli 1991 ein Versuch ist. 
Auch hier gilt: Sicherheit geht vor Wirtschaftlich-
keit. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Der neue Kompromiß, an dem mein Kollege Diet-
rich Austermann sicher einen guten Anteil hat, sichert 
den Schiffsverkehr im Nord-Ostsee-Kanal. Er verhin-
dert die Vertreibung von Booten auf die gefährliche 
Skagen-Route. Die Arbeitsplätze der Lotsen sind nicht 
in Gefahr. Sie wären es aber, wenn sich die Sozialde-
mokraten des Landes Schleswig-Holstein durchsetz-
ten, die alle Gefahrgüter aus dem Kanal verbannen 
wollen. Deren Fahrt soll nachher um die Nordspitze 
Dänemarks gehen, wo täglich 60 Fähren verkehren, 
wo es stürmische Wetterbedingungen gibt und das 
Risiko um ein Vielfaches höher ist. Das kann doch 
niemand wollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nein, es geht nicht an, die Dänen mit unseren Ge-
fahrgutfrachten zu belasten. Wir haben selber für 
mehr Sicherheit zu sorgen. Wir haben sicher auch 
durch schärfere Richtlinien und mehr Kontrollen sel-
ber dazu beizutragen. Dieser Antrag der Sozialdemo-
kraten ist überflüssig, fehlorientiert und falsch. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Hamburg] [CDU/CSU]: Und schäd

-

lich in höchstem Maße!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Anträge der Frak-
tion der SPD auf den Drucksachen 11/1379 und 
11/5278 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse zu überweisen. Ist das Haus damit einver-
standen? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Verkehr auf Druck-
sache 11/4529 zu einer Reihe von Anträgen der Frak-
tion der SPD, die sich auf die Sicherheit im Straßen-
verkehr beziehen. Kann ich davon ausgehen, daß wir 
über die Beschlußempfehlung insgesamt abstimmen 
können? — 

Der  Ausschuß empfiehlt, die Anträge der Fraktion 
der SPD auf den Drucksachen 11/1110, 11/1112 bis 
11/1115, 11/1367 bis 11/1378 und 11/1380 abzuleh-
nen. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Mit Mehrheit ist diese Beschlußempfehlung ange-
nommen. 
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Wir stimmen jetzt über Tagesordnungspunkt 11 d 
ab. Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt auf Drucksa-
che 11/4591, den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 11/2878 abzulehnen. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN bittet darum, daß ausnahmsweise un-
mittelbar über ihren Antrag, und zwar getrennt, abge-
stimmt wird. 

(Hüser [GRÜNE]: Nicht getrennt!) 

— Es wird also nicht getrennt abgestimmt. 

Wer der Beschlußempfehlung auf Drucksache 
11/4591 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — 
Damit ist die Beschlußempfehlung angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) 

a) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Humanitäres Kriegsvölkerrecht 

b) zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
Humanitäres Kriegsvölkerrecht 

— Drucksachen 11/2118, 11/3295, 11/5943 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Graf Huyn 
Dr. Scheer 
Dr. Mechtersheimer 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/6274 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat wurde 
eine Aussprachezeit von 45 Minuten vorgesehen. — 
Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir finden es be-
dauerlich, daß diese Debatte heute morgen stattfin-
den muß, denn wenn auf die Zusagen der Bundesre-
gierung Verlaß wäre, dann hätte das Thema schon 
1984 erledigt sein müssen, denn die Ratifizierung der 
Zusatzprotokolle zu dem Genfer Rotkreuz-Abkom-
men ist uns von der damaligen und jetzigen Bundes-
regierung für das Jahr 1984 fest versprochen worden. 
Seitdem sind wieder fast sechs Jahre vergangen, und 
die parlamentarische Leidensgeschichte der Zusatz-
protokolle ist immer noch nicht zu Ende. 

Wir werden heute vielleicht einen Schritt weiter-
kommen, indem der Bundestag die Bundesregierung 
auffordert, den Ratifizierungsvorgang nun unverzüg-
lich einzuleiten. Ich habe aber nach den bisherigen 
Erfahrungen Zweifel, ob sich die Bundesregierung 
von dieser Aufforderung sehr beeindrucken lassen 
wird. Vor allen Dingen habe ich Zweifel, ob ein Rati-
fizierungsgesetz vorgelegt werden wird, das die 
schwerwiegenden rechtlichen und politischen Fragen 
im Zusammenhang mit den Zusatzprotokollen wirk-
lich beantwortet. 

Ich will zur Vorgeschichte noch einmal daran erin-
nern, daß sie im Jahre 1977 von der damaligen Bun

-

desregierung unterzeichnet worden sind und daß seit-
dem alle Bundesregierungen diese Protokolle immer 
wieder als einen wesentlichen Fortschritt beim Schutz 
der Zivilbevölkerung in Kriegen und Bürgerkriegen 
bezeichnet haben. Dennoch sind seit der Unterzeich-
nung heute schon fast 14 Jahre vergangen, ohne daß 
ratifiziert worden wäre. Das ist ein wohl einmaliger 
Rekord. 

Tatsächlich stellen die Zusatzprotokolle eine be-
deutsame Weiterentwicklung des Völkerrechts dar. 
Der Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Kon-
flikten war bisher völlig unzureichend oder überhaupt 
nicht geregelt. Dabei lehrt uns die traurige Erfahrung 
aus der Geschichte der Kriege dieses Jahrhunderts 
und gerade auch der jüngsten Zeit, daß es die Zivil-
bevölkerung ist, die in Kriegen die meisten Opfer 
bringen muß. Wir kennen bewaffnete Auseinander-
setzungen, in denen bis zu 90 % der Opfer unbetei-
ligte Zivilpersonen gewesen sind. Es versteht sich also 
von selbst, daß das deutsche Volk, das die schreckli-
chen Folgen von Kriegen in diesem Jahrhundert zwei-
mal spüren mußte, ein besonderes Interesse an der 
Wirksamkeit international verbindlicher Regeln ha-
ben muß, die dem Schutz der Zivilbevölkerung die-
nen. Das gilt übrigens für beide deutsche Staaten, und 
es wäre erstrebenswert, die gleichzeitige Ratifizie-
rung der Protokolle in die deutsch-deutsche Zusam-
menarbeit einzubeziehen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sehr richtig!) 

Der Präsident des Deutschen Roten Kreuzes hat die 
Mitglieder des Bundestags bei verschiedenen Gele-
genheiten über die wesentlichen Inhalte der Proto-
kolle informiert. Die entscheidende neue Regel ist, 
daß die Konfliktparteien kein unbeschränktes Recht 
in der Wahl der Methoden und Mittel der Kriegfüh-
rung haben. Methoden der Kriegführung, die geeig-
net sind, überflüssige Verletzungen oder unnötige 
Leiden zu verursachen, sind verboten. Ebenfalls ist 
eine Kriegführung verboten, die ausgedehnte, lang-
anhaltende oder schwere Schäden der natürlichen 
Umwelt verursacht. 

Entscheidend aber sind die in Art. 51 des Zusatzpro-
tokolls 1 niedergelegten Kampfführungsbestimmun-
gen. Dort wird gesagt, daß weder die Zivilbevölke-
rung als solche noch einzelne Zivilpersonen das Ziel 
von Angriffen sein dürfen, daß unterschiedslose An-
griffe verboten sind, daß Repressalien gegen die Zivil-
bevölkerung verboten sind und daß keine militäri-
schen Mittel eingesetzt werden dürfen, deren zerstö-
rerische Wirkungen in keinem Verhältnis zum erwar-
teten militärischen Vorteil stehen. 

Das Zusatzprotokoll 1 regelt außerdem den Schutz 
unverteidigter Orte und entmilitarisierter Zonen, stellt 
Angehörige des Zivilschutzes unter völkerrechtlichen 
Schutz und begründet besondere Schutzmaßnahmen 
zugunsten von Frauen und Kindern. 

Obwohl sich die Presse in Bonn für das Thema bis-
her wenig interessiert hat, will ich doch darauf hinwei-
sen, daß das Zusatzprotokoll 1 einen völkerrechtli-
chen Schutz für Journalisten mit gefährlichem Auftrag 
vorsieht. Es ist sogar so, daß Journalisten in Bonn die 
ersten sein könnten, die von den Segnungen dieses 
Protokolls etwas haben werden. 
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Das ist keine unwesentliche Regelung am Rande, 
denn die Zahl von Journalisten, Wort- und Bildbe-
richterstattern, die in Ausübung ihres Berufs Opfer 
bewaffneter Konflikte wurden, ist in den letzten Jahr-
zehnten erschreckend gestiegen. 

Man kann natürlich darüber streiten, ob völker-
rechtliche Regelungen wirklich zur Zivilisierung von 
Kriegen beitragen können oder nicht. Vielleicht ist es 
sogar ein Widerspruch in sich, so etwas versuchen zu 
wollen. Die Erfahrung zeigt aber, daß die bisher schon 
geltenden völkerrechtlichen Regeln durchaus dazu 
geführt haben, daß sich die kriegführenden Parteien 
bestimmten Einschränkungen unterwerfen mußten. 
Die segensreiche Rolle des Roten Kreuzes in Kriegen 
wäre ohne entsprechendes internationales Recht nicht 
möglich. 

Was das humanitäre Kriegsvölkerrecht nicht leisten 
kann, ist die Vermeidung von Kriegen überhaupt. 
Gleichwohl stellt das Zusatzprotokoll eine wichtige 
Verbindung zwischen dem Kriegsvölkerrecht und 
dem Friedensvölkerrecht dar. Es hat nämlich auch 
eine hohe rüstungskontrollpolitische Bedeutung. 
Art. 36 verlangt von den Vertragsparteien eine Art 
Völkerrechtsverträglichkeitsprüfung. Sie sollen näm-
lich feststellen, daß bei der Prüfung, Entwicklung, 
Beschaffung oder Einführung neuer Waffen oder 
neuer Mittel oder Methoden der Kriegführung diese 
Waffen oder Methoden nach anwendbaren Regeln 
des Völkerrechts oder durch dieses Protokoll nicht 
verboten wären. 

Damit soll erreicht werden, daß schon die Verteidi-
gungsplanung und die Rüstungspolitik Rücksicht 
nehmen auf die die Kriegführung einschränkenden 
Bestimmungen des Völkerrechts. 

Dieser Zusammenhang ist in der bisherigen Diskus-
sion wenig beachtet worden. Er verdient aber beson-
dere Beachtung in einem Jahr, das von der Bundesre-
gierung selbst als das Jahr 1 eines Jahrzehnts der 
Abrüstung gewünscht wird. 

Daß die Bundesregierung die Protokolle immer 
noch nicht zur Ratifizierung vorgelegt hat, steht in 
einem schmerzlichen Widerspruch zu ihren immer 
wieder abgegebenen Erklärungen zur Abrüstung und 
Rüstungskontrolle. Warum, so muß man ja fragen, ist 
eigentlich die Ratifizierung so schwierig? Warum liegt 
immer noch kein Gesetzentwurf vor? Die schlichte 
Wahrheit ist, daß die 1977 unterzeichneten Protokolle 
in einem krassen Widerspruch stehen zur militäri-
schen Doktrin des westlichen Bündnisses, zur derzeit 
gültigen NATO-Strategie und dementsprechend zu 
Auftrag und Ausrüstung der Bundeswehr. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Genau das ist der 
Punkt!) 

Die Protokolle verbieten nicht bestimmte Waffenarten 
oder Methoden der Kriegführung, sondern sie verbie-
ten Wirkungen, ganz egal, wodurch diese Wirkungen 
ausgelöst werden. Mit anderen Worten: Die Proto-
kolle schließen Massenvernichtungswaffen, auf de-
nen das Prinzip der Abschreckung beruht, vollkom-
men ein. 

Ich weiß, daß an dieser Stelle keine Einigkeit be-
steht. Die Bundesregierung hat zu Beginn der politi-
schen Debatte um die Ratifizierung die Auffassung  

vertreten, Atomwaffen seien von den Protokollen aus-
drücklich ausgeschlossen. Weder der Wortlaut noch 
die Vertragsgeschichte stützen diese Argumentation. 
Man muß sich damit im Grunde gar nicht mehr bef as-
sen. Denn ein völkerrechtlicher Vertrag wird nach sei-
nem Wortlaut und nach seiner Zweckbestimmung 
ausgelegt, und beide sagen eindeutig, daß es um den 
umfassenden Schutz der Zivilbevölkerung geht. Es 
wäre geradezu widersinnig, die gefährlichsten Waf-
fen, nämlich die Atomwaffen, aus dem Vertragswerk 
herauszunehmen und die Zivilbevölkerung im Ernst-
fall dem Atomkrieg auszusetzen und das auch noch 
für erlaubt zu erklären. 

Die Bundesregierung hat diese Position später auch 
verlassen und dann behauptet, es habe einen Konsens 
gegeben, die Protokolle nicht auf Atomwaffen anzu-
wenden. Auch das ist falsch. Es sind im Zusammen-
hang mit der Vertragsunterzeichnung unterschiedli-
che Erklärungen abgegeben worden. Der Auffassung 
der Atomwaffenbesitzer USA und Großbritannien, 
Atomwaffen seien von den Regelungen nicht erfaßt, 
ist damals, z. B. von Indien, ausdrücklich widerspro-
chen worden. 

Die vorläufig letzte Position der Regierung lautet 
jetzt, daß das Protokoll für Atomwaffen teilweise gilt 
und teilweise nicht. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Also jein!) 

Meine Damen und Herren, das ist völlig absurd. So-
weit das Protokoll bereits bestehendes Völkerrecht, 
sogenanntes Völkergewohnheitsrecht, lediglich kodi-
fiziert, gilt es nach dieser Auffassung auch für Atom-
waffen; soweit es neue Regelungen schafft, soll es für 
Atomwaffen nicht gelten. 

Nun muß man aber wissen, was die neuen Regeln 
sind. Unbestritten sind lediglich das Verbot der Um-
weltkriegführung und das absolute Repressalienver-
bot gegenüber der Zivilbevölkerung. Das hieße also: 
Repressalien gegen die Zivilbevölkerung mit konven-
tionellen Waffen wären verboten, mit Atomwaffen 
aber erlaubt; Vernichtung der Umwelt mit konventio-
nellen Waffen wäre verboten, mit Atomwaffen aber 
erlaubt. Kein vernünftiger Mensch könnte dieser Ar-
gumentation folgen. 

Sie wird auch nur dadurch verständlich, daß inner-
halb der NATO die Auffassung besteht, daß für die 
Kampfführungsbestimmungen selbst, im engeren 
Sinne, neue Regeln geschaffen wurden. Genannt wird 
hier die Konkretisierung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit der Mittel. Es ist ganz klar, daß 
diese Auffassung lediglich den Zweck verfolgt, die in 
der NATO-Strategie vorgesehene nukleare Eskala-
tion und die Option auf den Ersteinsatz von Atomwaf-
fen völkerrechtlich abzusichern. 

Da der Vertrag selbst diese Absicherung nicht zu-
läßt, will sich die NATO mit sogenannten Interpreta-
tionserklärungen behelfen; eine solche Erklärung 
will auch die Bundesregierung abgeben. Sie will fest-
stellen, daß die neuen Regeln nach ihrem Verständnis 
auf Atomwaffen keine Anwendung finden sollen. 

Das hätte einen gewissen Sinn — wenn ich ihn auch 
nicht billigen könnte — , wenn alle NATO-Partner die-
selbe Auffassung hätten. Die Lage ist aber so, daß der 
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wichtigste Partner, die USA, nach nunmehr 14 Jahren 
Konsultation innerhalb des Bündnisses die Protokolle 
überhaupt nicht ratifizieren will. Frankreich hat be-
reits die Unterzeichnung verweigert, ehrlicherweise 
mit dem Argument, daß dieses Protokoll Auswirkun-
gen auf die Doktrin der nuklearen Abschreckung hat. 
Großbritannien hat sich zur Frage der Ratifizierung 
nicht festgelegt. Belgien und die Niederlande haben 
mit der bewußten Nuklearerklärung ratifiziert, Italien 
wiederum mit einer anderen, und sechs andere 
NATO-Staaten haben ohne Nuklearerklärung ratifi-
ziert. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Sollen wir jetzt auch 
nicht ratifizieren?) 

Mit anderen Worten: Für die NATO-Verbündeten 
und ihre auf deutschem Boden stationierten Streit-
kräfte, Herr Feldmann, gelten bereits heute unter-
schiedliche völkerrechtliche Regeln für die Kriegsfüh-
rung. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Damit muß man im 
Völkerrecht leben!) 

Die Sache wird zunehmend kompliziert dadurch, 
daß die Sowjetunion und weitere Staaten des War-
schauer Paktes die Protokolle ohne Vorbehalt und 
ohne Nuklearerklärung ratifiziert haben. 

Also, wie kommt man aus dem Dilemma heraus? — 
Nach unserer Überzeugung nur dadurch: Die Bundes-
republik muß die Zusatzprotokolle ohne Vorbehalt 
und ohne Nuklearerklärung ratifizieren. Die Nukle-
arerklärung wäre politisch schädlich; denn sie würde 
den Eindruck erwecken, daß die Option auf atomare 
Kriegführung offengehalten werden soll. Das paßt 
doch nicht mehr in diese Zeit, meine Damen und Her-
ren! Und sie wäre militärisch unsinnig, weil das unbe-
stritten geltende Verbot unterschiedsloser Ang riffe 
und das Übermaßverbot den Einsatz von Atomwaffen 
im dichtbesiedelten Mitteleuropa ohnehin von vorn-
herein ausschließen. 

Wer Völkerrecht und Strategie zusammenbringen 
will, der muß eine Politik betreiben, die an das an-
knüpft, was ich hinsichtlich der rüstungskontrollpoli-
tischen Bedeutung der Zusatzprotokolle gesagt habe. 
Ich nenne noch einmal die Stichworte: Revision der 
NATO-Strategie, Abzug aller Atomwaffen von deut-
schem Boden und Überprüfung der konventionellen 
Rüstung im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dem 
Genfer Vertragswerk. 

Die Ratifizierung ohne Nuklearerklärung und ohne 
Vorbehalt wäre ein bedeutsames abrüstungspoliti-
sches Signal. Wir sollten uns die Chance, ein solches 
Signal zu setzen, nicht entgehen lassen. 

Als die SPD-Fraktion ihren Antrag vorgelegt hat, 
dem nach der Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses heute zugestimmt werden soll, waren 
wir nicht davon ausgegangen, daß beim damaligen 
Stand der Diskussion ein Ratifizierungsgesetz mit Nu-
klearerklärung überhaupt noch in Betracht gezogen 
werden könnte. Ich möchte deshalb klarstellen, daß 
der inhaltlich weitergehende Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN, der später eingebracht worden ist und 
ein Ratifizierungsgesetz ohne Vorbehalt fordert, unse-
rer Auffassung voll enspricht. Wir werden deshalb 

auch dem vorliegenden Änderungsantrag zustim-
men. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, den Gesetz-
entwurf jetzt sofort ohne Vorbehalt und ohne Nukle-
arerklärung vorzulegen. Wir fordern die Bundesregie-
rung weiter auf, dem Deutschen Bundestag darüber 
zu berichten, welche Anpassungen der Dienstvor-
schriften der Bundeswehr und der Rüstungsmaßnah-
men notwendig werden, um die Ziele des Vertrages 
zu erfüllen. Dasselbe gilt für die Anpassung des Zivil-
schutzgesetzes. Wir fordern die Bundesregierung au-
ßerdem auf, zugleich mit der Ratifizierung zu erklä-
ren, daß sie die in Art. 90 des Zusatzprotokolls I vor-
gesehene internationale Ermittlungskommission im 
Falle von Vertragsverstößen anerkennt. Eine entspre-
chende Erklärung hat der Oberste Sowjet bei der Rati-
fizierung abgegeben. 

Wir teilen nicht die Auffassung derjenigen, die sa-
gen: besser jetzt ein Ratifizierungsgesetz mit Nukle-
arerklärung als überhaupt keines. Wir werden alle 
parlamentarischen Möglichkeiten nutzen, um eine 
Ratifizierung ohne Nuklearerklärung zu erreichen. 
Das sind wir dem Schutz unserer Bevölkerung, dem 
Ansehen unseres Landes und den Zielen unserer Si-
cherheitspolitik schuldig. Wir sind es aber auch den 
Angehörigen der Streitkräfte schuldig, daß sie nicht in 
eine Lage gebracht werden, in der sie nicht mehr 
sicher sein können, ob ihr Handeln rechtmäßig ist 
oder nicht. Schwere Verstöße gegen die Protokolle 
wären im Ernstfall Kriegsverbrechen. Es kann nicht 
Sache des Soldaten sein, entscheiden zu müssen, ob 
eine Strategie völkerrechtswidrig ist oder nicht; diese 
Frage müssen wir beantworten. 

Es gibt einen unauflösbaren Widerspruch in der 
Abschreckungsdoktrin; das wissen wir. Sie wird mo-
ralisch gerechtfertigt mit ihrer Funktion der Kriegs-
verhütung, 

(Dr. Feldmann [FDP]: So ist es!) 

aber sie kann nur glaubwürdig sein, wenn die Bereit-
schaft zum Einsatz dieser Waffen auch tatsächlich be-
steht. Die Ratifizierung der Zusatzprotokolle wird die-
sen Widerspruch nicht auflösen, aber es ist gut, daß 
die Sachfrage uns noch einmal darauf aufmerksam 
macht, daß hinter ihr eine größere politische Aufgabe 
steht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Vogel (Ennepetal). 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, 
daß überhaupt kein Anlaß zu einer derartigen Drama-
tisierung besteht, wie der Kollege Verheugen sie hier 
vorgeführt hat, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Sehr richtig! — Ver

-

heugen [SPD]: 14 Jahre!) 

wobei mich die Geschwindigkeit beeindruckt, mit der 
Positionen der SPD innerhalb weniger Jahre verän-
dert werden. 
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Ich will einiges zur Bedeutung dieser beiden Zu-
satzprotokolle sagen, durch die ja die Genfer Rot-
kreuz-Abkommen von 1949 ergänzt werden und die 
ganz sicher eine bedeutende Weiterentwicklung des 
humanitären Kriegsvölkerrechts darstellen. Wir dür-
fen nicht übersehen, daß hier in erheblichem Umfang 
schon geltendes Völkergewohnheitsrecht kodifiziert 
wird; gleichwohl verdienen die Protokolle durchaus 
die Bezeichnung „Charta der Menschlichkeit", weil 
sie umfangreiche Regeln insbesondere zum Schutz 
der Zivilbevölkerung gegen die Auswirkungen von 
Feindseligkeiten in Kriegszeiten enthalten. 

Herr Kollege Verheugen hat schon darauf hinge-
wiesen, daß die Bundesregierung diese 1977 be-
schlossenen Zusatzprotokolle auch bereits 1977 unter-
zeichnet hat. Wenn mich mein Erinnerungsvermögen 
nicht verläßt, bestand damals die sozialliberale Bun-
desregierung unter Bundeskanzler Helmut Schmidt, 
und diese damalige Bundesregierung hat erhebliche 
Bedenken dagegen gehabt, mit der Ratifizierung die-
ser beiden Zusatzprotokolle vorzupreschen, und zwar 
mit der Begründung — Herr Kollege Verheugen, das 
möchte ich in Ihre Erinnerung zurückrufen —, daß die 
Bundesrepublik Deutschland erst dann ratifizieren 
sollte, wenn eine der Nuklearmächte des NATO -
Bündnisses die Ratifizierung vorgenommen habe. Da-
mit haben wir einen Teil der Problematik, die hier 
aufgezeigt ist, und es ist ganz erstaunlich, wie sich 
Ihre Auffassungen, nachdem Sie in der Opposition 
sind, verändert haben; aber das wirft auch ein Licht 
auf die Ernsthaftigkeit Ihrer Argumentation. 

(Lummer [CDU/CSU] und Dr. Feldmann 
[FDP]: Sehr richtig! — Verheugen [SPD]: Na, 

na, na!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland hatte zweierlei zu berücksichtigen: 

Einmal hatte sie zu berücksichtigen, daß sie Mit-
glied des westlichen Verteidigungsbündnisses ist, daß 
die Streitkräfte der Bundeswehr in dieses Bündnis in-
tegriert sind und daß Truppen mehrerer verbündeter 
Staaten auf unseren Territorien stationiert sind, im 
wesentlichen Truppen von Staaten, die, bislang je-
denfalls, diese Zusatzprotokolle nicht ratifiziert ha-
ben. Ein Argument können Sie mit all dem, was Sie 
hier vorgeführt haben, nicht wegwischen, nämlich 
daß diese Verflechtung der Bundeswehr in der NATO 
möglichst einheitliche Auffassungen auch zum huma-
nitären Völkerrecht erforderlich macht. 

(Verheugen [SPD]: Ja!) 

— Ja, Sie sehen nur, daß die Entwicklung bei unseren 
Verbündeten innerhalb der NATO eine andere gewe-
sen ist und daß vor allen Dingen wichtige Bündnis-
partner in Europa mit einer Nuklearerklärung ratifi-
ziert haben. Sie haben auf die Position der Nuklear-
mächte innerhalb der NATO hingewiesen. 

Ich hatte gesagt, zweierlei habe die Bundesrepublik 
zu berücksichtigen gehabt: Das zweite war, daß es, 
wenn diese Zusatzprotokolle mit ihren Regeln in Eu-
ropa anwendbar sein sollen, selbstverständlich auch 
erforderlich ist, daß diese Zusatzprotokolle in West 
und Ost akzeptiert werden. Die UdSSR z. B. hat erst im 
August 1989 ratifiziert. Eigentlich ist erst seit diesem 
Zeitpunkt absehbar, daß es auch einen wesentlichen 

Fortschritt im humanitären Völkerrecht geben wird, 
wenn wir ratifizieren. 

(Dr. Feldmann [FDP]: So ist es!) 

Nun verrate ich Ihnen gar kein Geheimnis, wenn 
ich Ihnen sage, daß wir im Unterausschuß für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe seit Bestehen die-
ses Unterausschusses, d. h. seit Beginn dieser Legisla-
turperiode, darauf drängen, daß die Bundesrepublik 
diese beiden Zusatzprotokolle ratifiziert. 
Ich freue mich, daß der Bundeskanzler in seiner 

Rede vor der 39. Ordentlichen Bundesversammlung 
des Deutschen Roten Kreuzes am 4. November 1989 
folgendes gesagt hat: 

Die Bundesregierung wird alle erforderlichen 
Maßnahmen in die Wege leiten, damit diese Zu-
satzprotokolle von der Bundesrepublik Deutsch-
land schon bald ratifiziert werden können, auf 
alle Fälle noch in dieser Legislaturperiode. 

Ich möchte sehr deutlich sagen: Wir erwarten genau 
dieses von der Bundesregierung. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Die FDP auch!) 

Ich darf darauf hinweisen, daß der Bundesrat ge-
nauso, wie wir es heute tun sollen, am 21. April 1989 
die Bundesregierung aufgefordert hat, das Ratifizie-
rungsverfahren einzuleiten. Ich freue mich auch dar-
über, daß in der Forderung nach Ratifizierung alle in 
diesem Hause übereinstimmen. Es gibt diesen einzi-
gen Dissens. 
Was Sie zur Begründung der Meinungsänderung 

innerhalb der SPD-Fraktion gegenüber ihrem ur-
sprünglichen Antrag hier vorgetragen haben, Herr 
Kollege Verheugen, 

(Verheugen [SPD]: Wir haben die Meinung 
nicht geändert!) 

ist schon ein wenig grotesk. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Vogel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Bitte, Herr Kollege 
Verheugen. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Kollege Vogel, könnten Sie 
vielleicht doch einmal näher darlegen, welche Art von 
Meinungsänderung stattgefunden hat? Wir haben 
diese Protokolle parlamentarisch zum erstenmal in 
der letzten Legislaturperiode beraten. Ich habe vom 
ersten Tage an hier nie etwas anderes vorgetragen als 
heute. Wo lag die Meinungsänderung? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Ich weiß nicht, ob 
alles das, was Sie vortragen, immer die Gesamtauffas-
sung der SPD ist. Sie haben beispielsweise an den 
Beratungen im Unterausschuß nicht eine einzige Mi-
nute teilgenommen. 

(Verheugen [SPD]: Ich bin auch kein Mit

-

glied!) 
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—Ja, gut, aber dort haben wir sehr eingehend, Herr 
Kollege Verheugen, darüber gesprochen. 

(Verheugen [SPD]: Wir haben in der letzten 
Legislaturperiode den Anfang dazu ge

-

macht!) 
— Sie haben mir eine Frage gestellt. Darf ich die 
beantworten? 

(Verheugen [SPD]: Bitte!) 
Sonst warte ich gerne und lasse Sie noch eine weitere 
Frage stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Vogel, 
wenn Sie die Frage beantwortet haben, steht noch 
eine Zusatzfrage offen. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
wollte nur großzügig sein gegenüber dem Kollegen 
Verheugen. 

(Verheugen [SPD]: Wir wollen die Wahrheit 
sagen!) 

Herr Verheugen, wir haben darüber sehr einge-
hend im Unterausschuß beraten. Unser Anliegen ist, 
daß das Ratifizierungsverfahren eingeleitet wird. Sie 
wissen ganz genau, daß Gegenstand des Ratifizie-
rungsgesetzes nicht etwa eine von der Bundesregie-
rung abzugebende Interpretationserklärung bei Hin-
terlegung der Zusatzprotokolle ist. Darüber wird hier 
im Bundestag jedenfalls im Zusammenhang mit dem 
Gesetz nicht abgestimmt. 

(Verheugen [SPD]: Das ist richtig! Aber es 
wird mit vorgelegt!) 

Das haben wir miteinander erörtert. Wir waren der 
Auffassung, das sei eine Frage, die sich im weiteren 
Verlauf des Ratifizierungsverfahrens neu stelle. Die 
Auffassung der SPD dazu ist bekannt. Wir stimmen 
jetzt aber jedenfalls darin überein, daß wir die Bun-
desregierung auffordern wollen, unverzüglich das Ra-
tifizierungsverfahren einzuleiten. Das hat dazu ge-
führt, daß im Unterausschuß und, wenn ich mich rich-
tig erinnere, auch im Auswärtigen Ausschuß CDU/ 
CSU, SPD und FDP dem Antrag der SPD, so wie er 
ursprünglich eingebracht worden ist, zugestimmt ha-
ben. Die Fraktion DIE GRÜNEN hat von vornherein 
einen Zusatz in ihrem Antrag gehabt, den die SPD aus 
den von mir genannten Gründen nicht übernommen 
hat. Ich glaube, das sollten wir der Wahrheit wegen 
hier auch vortragen. 

Ich halte das auch für richtig. Die politische Ausein-
andersetzung über diese Frage ist damit nicht weg. 
Vielleicht gibt es andere Gründe, Gründe der Oppor-
tunität, die Sie veranlassen, heute dem Änderungsan-
trag der GRÜNEN zuzustimmen. Jedenfalls geht die 
Ausschußempfehlung dahin, den ursprünglichen An-
trag der SPD anzunehmen, die Bundesregierung auf-
zufordern, unverzüglich das Ratifizierungsverfahren 
einzuleiten. Meine Damen und Herren, wir verlangen 
die Einbringung dieses Gesetzentwurfes so zeitig, daß 
wir das Gesetz nach sorgfältiger Beratung noch in die-
ser Legislaturperiode verabschieden können. 
Wir müssen damit unserer Verantwortung gerecht 

werden, die wir haben, die Verbreiterung der völker-
rechtlichen Handlungsgrundlage im humanitären 

Völkerrecht durch die beiden Zusatzprotokolle uni-
versal — ich betone: universal — anwendbar zu ma-
chen. Hierfür ist es wichtig, daß darüber innerhalb der 
NATO weitestgehender Konsens besteht, weil die 
NATO genauso wie die Staaten des Warschauer Pakts 
einen wesentlichen Beitrag dazu leisten können, daß 
in anderen Teilen der Welt, wo die Voraussetzungen 
nicht ohne weiteres so gegeben sind, wie sie Gott sei 
Dank hier inzwischen gegeben sind, diese Bestim-
mungen universal anwendbar werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Schilling. 

Frau Schilling (GRÜNE): Es ist unter den Mitglie-
dern des Bundestages wie unter denen der zuständi-
gen Ausschüsse ein offenes Geheimnis, daß die Bun-
desregierung die Ratifizierung des Zusatzprotokolls 
ohne Nuklearvorbehalt bisher aus bündnispoliti-
schen, militärstrategischen und zivilschutzpolitischen 
Gründen verhindert hat. Die Bundesregierung weiß 
genau, daß die Doktrin der nuklearen Abschreckung 
zur Diskussion steht. Sie will sich die Option der ato-
maren Kriegsführung offenhalten. Deshalb wurde 
mehrheitlich beschlossen, einen Nuklearvorbehalt zu 
machen. Dem können wir nicht zustimmen. Deswe-
gen haben wir einen Änderungsantrag zur Beschluß-
empfehlung eingebracht, der die Ratifizierung ohne 
irgendeinen Vorbehalt fordert. 

Die NATO-Strategie widerspricht dem Völkerrecht. 
Das ist der Grund, warum hier seit dreizehn Jahren 
dieses Trauerspiel abgezogen wird, ein unerhörter 
und ungeheuerlicher Vorgang, der die zynische, eis-
kalte und verlogene Denkweise von Machtpolitikern 
demonstriert, denen es nicht um die Sicherheit der 
Bevölkerung, sondern um die Erhaltung ihrer Macht 
geht, verbunden mit einem ordentlichen Profit. 

(Verheugen [SPD]: Mein Gott! — Frau 
Schulte [Hameln] [SPD]: Gottogott! — 
Dr.  Feldmann [FDP]: Auf welchem Stern 

leben Sie?) 

— Wer sich einmal klarmacht, welcher Zynismus hin-
ter der ganzen Sache steckt und wie hier damit ver-
fahren wird, für den ist das noch sehr gelinde ausge-
drückt. Das Zusatzprotokoll regelt nämlich erstmalig 
in der Völkerrechtsgeschichte den sachlichen Zusam-
menhang, der zwischen Militärstrategie, Waffensyste-
men und Kriegsfolgen für Zivilbevölkerung und Um-
welt herrscht. Dadurch werden Kriegsführungsme-
thoden und Waffensysteme als das erkennbar, was sie 
im Nuklearzeitalter tatsächlich sind: Anstiftungen 
und Techniken zur Auslösung der humanitären und 
ökologischen Barbarei. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das ist aber dummes 
Zeug!) 

Das Zusatzprotokoll I beinhaltet wichtige Normen, 
die es erlauben, die Existenz des Militärs in der Bun-
desrepublik und anderswo, seine Planungen, Übun-
gen und Rechtfertigungen bereits im Frieden darauf-
hin zu überprüfen, inwieweit es an der Vorbereitung 
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der nuklear-chemisch-elektronisch-konventionellen 
Kriegsbarbarei beteiligt ist, oder eben nicht. 

(Zuruf von der SPD: Meine Güte!) 

Schließlich bietet das Zusatzprotokoll mit seinen 
Prinzipien der unverteidigten Orte und der entmilita-
risierten Zonen das genaue Gegenprogramm zur re-
gierungsamtlichen Zivilschutzpolitik im Rahmen der 
Gesamtverteidigung. Wer Kriege verhindern will, der 
wird kein Zivilschutzprogramm in öffentliche Haus-
halte einstellen, sondern das Zusatzprotokoll ohne 
Vorbehalte ratifizieren. 

Angesichts der extrem hohen Indust rie- und Infra

-

strukturdichte in Europa mit ihren sozialen und öko-
logischen Gefährdungspotentialen ist der Friede 
schon aus, sagen wir einmal: bet riebswirtschaftlicher 
Sicht ein Produktionsfaktor geworden. Es ist bezeich-
nend für den Stand der sogenannten Sicherheitsde-
batte in diesem Land, daß es heute die GRÜNEN sind, 
die den Marktradikalen in der Regierung solche si-
cherheitsökonomischen Binsenweisheiten in Erinne-
rung rufen müssen. Ich rate der Bundesregierung, 
doch einmal bei der BASF anzurufen, um Geschäfts-
leitung und Bet riebsrat zu fragen, was man dort nach 
dem Beinahe-Chemie-GAU, den der Absturz eines 
konventionellen Kampfflugzeuges kürzlich ausgelöst 
hat, vom Zivilschutz hält. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, was vor 
der Wende, also 1982, in der BRD in einer Rot -Kreuz-
Kampagne zur Ratifizierung anlief. Da wurde folgen-
dermaßen argumentiert — ich zitiere „Die Welt" vom 
16. Februar 1982 — : 

Die Großmächte allerdings sträuben sich noch. 
Sich diesen Regeln zu unterwerfen hieße, sich in 
der militärischen Planung neu orientieren zu 
müssen. Das Abkommen verbietet viele Ang riffs-
möglichkeiten, unter ihnen solche, die nicht ge-
gen ein bestimmtes militärisches Ziel gerichtet 
sind bzw. sich in ihren Methoden nicht darauf 
beschränken lassen. Verboten sind so z. B. auch 
Flächenangriffe unter denen die Zivilbevölke-
rung leiden würde. Diese Kriegsführung würde 
sogar — das ist ebenfalls neu — als Kriegsverbre-
chen geächtet werden. Zerstört werden dürfen 
ebenfalls Talsperren, Deiche und Kraftwerke 
selbst dann nicht mehr, wenn sie ausschließlich 
militärischen Zwecken dienen, ihre Zerstörung 
aber gefährliche Kräfte freisetzen und schwere 
Verluste unter der Zivilbevölkerung hervorrufen. 
Die Zusatzprotokolle schließen mit einer Defini-
tion von Kriegsverbrechen auch lange nach 
Nürnberg endlich eine Gesetzeslücke. 

So „Die Welt" 1982, vor der Wende. Heute hat die 
Bundesregierung — wie immer — geschworen, Scha-
den vom Volk abzuwenden. Sie tut das Gegenteil: Die 
Betonköpfe werden immer dicker. Man zwangspen-
sioniert dann lieber noch den Flottillenadmiral 
Schmähling als kritischen Bundeswehrmenschen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

statt vielleicht einmal ohne Vorbehalt zu ratifizieren. 
Ich kann nur sagen: Ich schäme mich, einem Parla

-

ment anzugehören, das nicht in der Lage ist, Grund-
gesetz und Völkerrecht einzuhalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Nun gehen Sie mal und schämen 

sich schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Uns allen ist bewußt, 
daß die vorliegenden Zusatzabkommen von der da-
maligen Bundesregierung bereits 1977 unterzeichnet 
wurden. Herr Verheugen, Sie sprechen von einer Lei-
densgeschichte. Ich will da gar nicht widersprechen. 
Wir stimmen darin überein, daß die Ratifizierung jetzt 
nach 13 Jahren überfällig ist. Ich glaube, da sind wir 
uns alle einig. Dennoch, Herr Verheugen — da stehe 
ich im Gegensatz zu Ihnen —, war die Bundesregie-
rung ebenso wie die Vorgängerinnen gut und richtig 
beraten, sich zunächst nachdrücklich um eine einheit-
liche Haltung bei den Bündnispartnern zu bemühen. 
Der Kollege Vogel hat das ausgeführt. Da diese Bemü-
hungen aber keinen Erfolg gehabt haben, gibt es jetzt 
keinen Grund mehr, die Entscheidung zur Ratifizie-
rung länger hinauszuziehen. Auch der Streit über die 
sogenannte Nuklearerklärung darf die Ratifizierung 
unseres Erachtens nicht länger blockieren. 
Die FDP fordert die Bundesregierung auf, das Rati-

fizierungsverfahren schnellstmöglich einzuleiten. Der 
Streit in der Sache ist meines Erachtens nur noch be-
dingt auf unterschiedliche Auffassungen über die 
Tragweite der Zusatzprotokolle zurückzuführen. 
Falsch aber ist die Unterstellung, Herr Kollege Ver-

heugen, die Protokolle dienten der Absicherung des 
nuklearen Ersteinsatzes. Das kann man so nicht sa-
gen. International — das wissen Sie — ist diese Sache 
weit weniger umstritten als hier in diesem Hause; 
denn auch die Sowjetunion, Frau Schilling, hat aus-
drücklich erklärt, daß die Nuklearerklärung mit der 
gemeinsamen Interpretation der Teilnehmerstaaten 
von 1977 übereinstimmt. Das ist auch die Auffassung 
des IRK. Was sagen Sie dazu? 

(Zuruf der Abg. Frau Schilling  [GRÜNE])  
— Das ist jetzt auch die Auffassung des IRK. Es kommt 
auf die heutige Auffassung an. 
Natürlich, Herr Verheugen, sperrt sich, wie Sie das 

ausgeführt haben, der gesunde Menschenverstand 
dagegen, daß der Schutz der Zivilbevölkerung hier 
nur im Zusammenhang mit konventionellen Waffen 
gelten soll. Denn es kann doch keine Rolle spielen, ob 
Menschen durch Atomgranaten oder durch konven-
tionelle Granaten ums Leben kommen. Dieser Wider-
spruch ist offensichtlich. Aber wir Politiker sind gefor-
dert, diesen Widerspruch zu erklären und zu erklären, 
warum dieses Abkommen trotz aller Mängel dennoch 
ein Weg in die richtige Richtung sind; und sie sind ein 
Weg in die richtige Richtung. 
Dieser Widerspruch ist im Völkerrecht selbst ange-

legt. Das Völkerrecht unterscheidet sich vom nationa-
len Recht durch seine mangelnde Durchsetzbarkeit. 
Neues Völkerrecht wie dieses Abkommen — und das 
ist Völkerrecht — kann nur auf der Basis des kleinsten 
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gemeinsamen Nenners geschaffen werden, auf der 
Grundlage freiwilliger Zustimmung souveräner Staa-
ten. So sind auch diese Zusatzprotokolle zustande ge-
kommen. Ohne einen Kompromiß in der Nuklearfrage 
hätten wir gar nichts. Ist Ihnen das denn lieber? 
Kriegsverhinderung ist das oberste Gebot des Völ-

kerrechts. Trotzdem haben seit Ende des Zweiten 
Weltkrieges 150 Kriege stattgefunden. Auch humani-
täres Kriegsvölkerrecht kann Kriege nicht verhin-
dern, kann auch den Krieg nicht menschlicher ma-
chen. Das humanitäre Kriegsvölkerrecht ist gewisser-
maßen ein zweites Sicherungssystem unterhalb des 
allgemeinen Kriegsverbots. 
Kriegsverhinderung ist auch das Ziel der nuklearen 

Abschreckung. Aber diese Strategie ist im Falle ihres 
Versagens ungeeignet, den Schutz der Zivilbevölke-
rung zu gewährleisten. Das können und wollen wir 
gar nicht wegdiskutieren. 

Aber gerade vor diesem Hintergrund ist die ge-
plante Nuklearerklärung notwendig. Sie ist ehrlich. 
Sie dient der Klarstellung. Diese Erklärung nicht ab-
zugeben, aber dennoch an der atomaren Abschrek-
kung festzuhalten wäre unehrlich. Aus dieser morali-
schen und auch völkerrechtlichen Zwickmühle wird 
letztendlich nur die Überwindung der Abschreckung 
und der militärischen Konfrontation heraushelfen. 

(Verheugen [SPD]: Das ist richtig!) 

— Sie stimmen mir zu, Herr Kollege, das ist gut. 

Die FDP läßt keinen Zweifel daran, daß sie dieses 
Ziel im Rahmen einer gesamteuropäischen Friedens-
ordnung anstrebt. Die Entwicklung in Mittel- und 
Osteuropa läßt uns hoffen, daß wir dieses Ziel bald 
erreichen können. Dafür werden wir kämpfen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Staatsminister Schäfer, Auswärtiges Amt. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das Plenum hat 
sich zuletzt im November 1988 mit den vorliegenden 
Anträgen befaßt. Inzwischen haben der Auswärtige 
Ausschuß und der Verteidigungsausschuß überein-
stimmend die unverzügliche Einleitung des Zustim-
mungsverfahrens empfohlen. 

Ich glaube, es gibt trotz der etwas heftigen oder 
schrillen Ausführungen der Kollegin Schilling keinen 
Zweifel, daß alle Fraktionen einen baldigen Beitritt 
der Bundesrepublik zu diesem Abkommen wün-
schen, dessen Bedeutung für die Achtung eines Mini-
mums an Humanität auch im Kriege unbestritten ist. 
Wir dürfen trotz des Erfolgs unserer Bemühungen um 
die Erhaltung und Sicherung des Friedens in Europa 
nicht außer acht lassen, daß in vielen Teilen der Welt 
noch immer Kriege mit größter Härte geführt werden, 
zum Teil gegen die eigene Bevölkerung. 

Die Protokolle enthalten einen in eingehenden Ver-
handlungen erarbeiteten Kompromiß zwischen mili-
tärischen und humanitären Erfordernissen, der, auch 
wenn er nicht alle Fragen der modernen Kriegführung 
wie den Abbau von Massenvernichtungswaffen 

regelt, doch den Schutz der Opfer des Krieges in einer 
Vielzahl von Einzelbestimmungen erheblich ver-
stärkt. Dieser vielleicht nicht sehr anspruchsvolle, 
aber realistische Weg entspricht der Tradition des 
Rot-Kreuz-Gedankens. Wie der Erfolg der Bemühun-
gen des Internationalen Roten Kreuzes in bewaffneten 
Konflikten zeigt, ist er auch heute noch der wirkungs-
vollste. 

Unser Beitritt zu den Zusatzprotokollen ist ein wich-
tiger Schritt, der sich mit unserer seit 40 Jahren ver-
folgten Friedens- und Menschenrechtspolitik deckt. 
Ich habe hier im November 1988 über die Bemühun-
gen der Bundesregierung um Schaffung der notwen-
digen Voraussetzungen berichtet und brauche diesen 
Bericht nicht zu wiederholen. Ich habe damals im 
Namen der Bundesregierung zugesagt, daß das Ge-
setzgebungsverfahren innerhalb der Bundesregie-
rung jetzt beschleunigt wird. Das ist geschehen. 

Wie Sie der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
vom 4. November 1989 vor der 39. Bundesversamm-
lung des Deutschen Roten Kreuzes entnehmen, wird 
die Bundesregierung alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, damit die Abkommen bald ratifiziert werden. 
Das Bundeskabinett wird in aller Kürze — ich hoffe, 
noch im Januar, ich kann aber nicht über die Tages-
ordnung entscheiden — über die Einbringung des Zu-
stimmungsgesetzes beschließen, damit Bundestag 
und Bundesrat ihre Beratungen aufnehmen können. 
Damit ist die Voraussetzung geschaffen, das Zustim-
mungsverfahren noch in dieser Legislaturperiode er-
folgreich zum Abschluß zu bringen. 

Ich möchte der Erörterung des Gesetzentwurfes der 
Bundesregierung durch den Bundestag nicht vorgrei-
fen, aber dem Anliegen der heute vorliegenden An-
träge wird in Kürze entsprochen. Ich möchte erneut 
unterstreichen, daß die Bundesregierung nicht beab-
sichtigt, bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
Vorbehalte einzulegen. Sie hat allerdings wiederholt 
mitgeteilt, daß sie beabsichtigt, mit unseren Partnern 
abgestimmte und von einer Reihe von Partnern bereits 
abgegebene Interpretationserklärungen abzugeben. 
Es handelt sich um Klarstellungen, die mit den Zusatz-
protokollen und ihrer Verhandlungsgeschichte im 
Einklang stehen. 

Ich entnehme heutigen Äußerungen, daß dieses 
Thema von Teilen des Hauses weiter problematisiert 
wird, indem Fragen der Reduzierung von Nuklear-
waffen mit der Frage der Ratifikation der Zusatzpro-
tokolle verbunden werden. Herr Kollege Verheugen, 
die Bundesregierung kann natürlich nicht durch Rati-
fikation der Zusatzprotokolle gezwungen werden, die 
NATO-Strategie schon vor Abschluß der Abrüstungs-
konferenzen auf ausschließlich konventionelle Waf-
fen umzustellen oder gar aus der NATO auszutreten. 
Gerade im Hinblick auf die von Teilen des Hauses 
immer wieder behaupteten Auswirkungen der Zu-
satzprotokolle auf die Verteidigungsstrategie scheint 
mir die Klarstellung des Anwendungsbereiches der 
durch die Zusatzprotokolle eingeführten neuen Re-
geln weiterhin notwendig. 

Die Sowjetunion hat uns im Anschluß an die Ratifi-
kationsdebatte im Obersten Sowjet als offizielle Posi-
tion übermittelt, daß die sowjetische Seite mit den 
Teilnehmerstaaten der Vertragskonferenz von 1974 
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bis 1977 übereinstimmt, daß die beiden Zusatzproto-
kolle keinen direkten Bezug zur Frage des Einsatzes 
von Nuklearwaffen haben. 

(Verheugen [SPD]: Das ist klar; das ist unbe

-

stritten!) 

Die sogenannten Nuklearerklärungen westlicher 
Staaten, die die Nichtanwendung der Zusatzproto-
kolle auf Nuklearwaffen feststellen, seien mit der ge-
meinsamen Interpretation der Teilnehmerstaaten von 
1977 vereinbar. Deshalb hat die Sowjetunion keine 
Einwände erhoben. 

Damit scheint mir festzustehen, daß der Inhalt der 
beabsichtigten Klarstellung nicht nur mit der Auffas-
sung unserer Verbündeten, vieler anderer Staaten 
und des Internationalen Roten Kreuzes, sondern auch 
mit der Sowjetunion übereinstimmt. Wir können beim 
besten Willen den Zusatzprotokollen nicht internatio-
nal eine Bedeutung geben, die über die Absichten der 
Verfasser hinausgeht. Das Ziel der Abrüstung kann 
nicht durch die Ratifizierung der Zusatzprotokolle, 
sondern nur durch erfolgreiche Abrüstungsverhand-
lungen erreicht werden. Dazu werden wir durch un-
sere Politik beitragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 11/6274. Wer stimmt diesem 
Änderungsantrag zu? — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Eine Enthaltung. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
auf Drucksache 11/5943. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Mit großer Mehrheit ist die Beschlußempfehlung 
angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD 

Aufhebung des Visumzwanges gegenüber Un-
garn 
— Drucksachen 11/2203, 11/5724 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Clemens 
Lüder 
Dr. Nöbel 
Frau Dr. Vollmer 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Es erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Meine Fraktion hat den Antrag, über den 
heute diskutiert wird, bereits im April 1988 einge-

bracht. Wir hatten klar definiert und die Bundesregie-
rung aufgefordert, eine auch für den allgemeinen Rei-
severkehr verbindliche generelle Aufhebung des Vi-
sumzwangs zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Ungarn zu vereinbaren. Un-
garn war damit das erste Land der Warschauer Ver-
tragsorganisation, das der Bundesrepublik Deutsch-
land von sich aus eine Aufhebung des Visumzwanges 
angeboten hat. 

(Dr. Penner [SPD]: Sehr richtig!) 

Es war zur Zeit unserer Antragsstellung im Frühjahr 
1988 bereits fast elf Jahre her, nämlich 1977, daß die 
Ungarn uns das angeboten haben. 

Man muß auch wissen, daß Ungarn derartige Ab-
kommen bereits mit Österreich, Finnland und Schwe-
den abgeschlossen hatte, Herr Kollege Mischnick. 

(Mischnick [FDP]: Ich kämpfe seit elf Jahren 
darum!) 

Zwischen der Bundesrepublik und Ungarn waren 
dann endlich — aber ich sage genauso: lediglich — 
am  1. März 1988 Visumerleichterungen für Diploma-
ten und Geschäftsleute in Kraft getreten. 

Der Auswärtige Ausschuß und der Innenausschuß 
haben zwischen den Fraktionen CDU/CSU, FDP und 
SPD bei Enthaltung der GRÜNEN — so war es jeden-
falls im Innenausschuß — Einigung erzielt. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das än

-

dert sich gleich, Herr Kollege!) 

— Vielleicht ja positiv. 

(Dr. Penner [SPD]: Sind Sie dagegen? — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Warten Sie 

doch ab!) 

Ich teile nur mit, wie es gewesen ist. Ich trage das 
sachlich vor. Es kam zu folgender Beschlußempfeh-
lung. Ich darf Sie zitieren, Frau Präsidentin: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre-
gierung auf, eine auch für den allgemeinen Rei-
severkehr verbindliche generelle Aufhebung des 
Visumzwanges zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Ungarn anzustre-
ben, und zur Erreichung dieses Zieles mit den 
Partnern des Schengener Abkommens unverzüg-
lich erneute Verhandlungen aufzunehmen. 

Das ist die Beschlußlage. 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns heute 
auch mit Dankbarkeit daran erinnern, mit welcher 
großzügigen menschlichen Geste Ungarn die Ausrei-
segenehmigungen für DDR-Bürger erteilt hat, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

die das Land in Richtung Westen verlassen wollten. 
Die ungarische Regierung hat sich damals für die Hu-
manität entschieden. 

(Dr. Penner [SPD]: Richtig!) 

Dies war ein für sie mutiger, sicherlich aber auch mit 
Risiken verbundener Schritt. Wir sollten das nicht ver-
gessen. 
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Ungarn hat mit der Entscheidung, die Grenzen nach 
Westeuropa zu öffnen, die Prinzipien von Helsinki 
ernstgenommen. Ich erinnere ferner daran, daß sich 
Ungarn in der Interparlamentarischen Union aktiv be-
teiligt. Ich begrüße in diesem Zusammenhang, daß 
Vertreter Ungarns als Gäste in der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates mitarbeiten und sie 
dort einen Antrag auf volle Mitgliedschaft gestellt ha-
ben. 

Diese Ereignisse und Entwicklungen, meine Damen 
und Herren, die seit Vorlage unseres Antrags einge-
treten sind, bestärken uns in unserer Forderung, den 
Visumzwang gerade gegenüber Ungarn aufzuheben. 
Dies betrachten wir aber nur als einen ersten 
Schritt. 

Was nun überhaupt nicht unser Verständnis findet, 
ist das offenbare Blockieren der Schengener Ver-
tragsstaaten, das ja in die gegenteilige Richtung 
führt. 

Wir haben heute die historische Chance für eine 
Normalisierung der politischen Beziehungen, für eine 
Überwindung der Spaltung Europas und damit für die 
Sicherung des Friedens auf unserem Kontinent. Wir 
können uns nicht damit begnügen, die Reformpro-
zesse in Osteuropa zu beobachten. Wenn sich Osteu-
ropa gegenüber dem Westen öffnet, darf Westeuropa 
ihm nicht den Rücken zukehren. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Ich sage ganz deutlich, meine Damen und Herren: 
Es ist eigentlich ein unglaublicher Vorgang, daß die 
Schengener Vertragsstaaten, die dieses Abkommen 
zur Öffnung von Grenzen geschlossen haben, jetzt 
hier im wahrsten Sinne des Wortes mauern. Die Euro-
päische Gemeinschaft hat eine Schlüsselrolle im Pro-
zeß der gesamteuropäischen Situation. Sie dient der 
Überwindung der Nationalstaaten durch europäische 
Zusammenarbeit. Nur eine starke Europäische Ge-
meinschaft kann einen starken Beitrag zum Aufbau 
Europas leisten. Wir wollen deshalb auch künftig dazu 
beitragen, daß sich die Europäische Gemeinschaft zu 
einer demokratischen und sozialen Union entwickelt 
und zu einer gefestigten Basis einer immer engeren 
gesamteuropäischen Zusammenarbeit wird. 

Zu diesem Zweck muß sie sich für die Kooperation 
mit allen europäischen Staaten — mit allen! —, insbe-
sondere mit den Staaten Osteuropas und des östlichen 
Mitteleuropas noch weiter öffnen. 

Im Einklang mit den Prinzipien und den bisherigen 
Ergebnissen des Helsinki-Prozesses spielt dabei die 
Reisefreiheit, also die völlige Durchlässigkeit der 
Grenzen, eine besondere Rolle. Es kann nicht ange-
hen, daß die Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
oder die Schengener Vertragsstaaten Reisefreiheit 
nur in ihrem Gebiet, nach innen hin, sichern, nach 
außen aber Hürden errichten. Dies bedeutet aber ins-
gesamt mit Sicherheit die Einleitung eines längeren 
Prozesses. Die besonderen deutsch-ungarischen Be-
ziehungen rechtfertigen hier aber einen ersten 
Schritt. Wir haben kein Verständnis dafür, wenn die 
Bundesregierung, verehrter Herr Kollege Spranger, 

sich hier zögernd verhält. Dafür haben wir wirklich 
kein Verständnis. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das kann man so 
nicht sagen!) 

Die Bundesregierung muß hier Durchsetzungsfähig-
keit unter Beweis stellen. 

Ich stelle zum Schluß, Herr Kollege Krey, fest: Die 
Interessenlage hier ist so deutlich, daß sie wirklich 
nicht mehr anders festzumachen ist. Angesichts des-
sen, was Ungarn für uns getan hat, müssen wir zusam-
menstehen und heute hier zu einem gemeinsamen 
Ergebnis kommen 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Dr. Nöbel, am 
18. Dezember 1989 hat unser Bundeskanzler vor der 
Ungarischen Nationalversammlung hervorgehoben, 
daß der Begegnung der Menschen, besonders der Ju-
gend, in den Beziehungen zwischen den Staaten die 
wichtigste Rolle zukommt. Da sind wir uns einig. Er 
hat betont, daß er sich für baldige Verhandlungen 
über die Abschaffung der Sichtvermerkspflicht zwi-
schen Ungarn und der Bundesrepublik Deutschland 
einsetzen werde. Diese Aussage des Bundeskanzlers 
begrüße ich ausdrücklich im Namen der CDU/CSU. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Jawohl!) 
Die seit dem 1. März 1988 bestehenden Visumser-
leichterungen für Diplomaten und Geschäftsreisende 
sollten bald, wenn möglich noch vor den Sommerfe-
rien, auf alle Reisenden ausgedehnt werden. 

Der Auswärtige Ausschuß und der Innenausschuß 
haben mit Mehrheit beschlossen, die Bundesregie-
rung aufzufordern, dieses Ziel zügig anzustreben. 
Doch bedauerlicherweise — Herr Nöbel, Sie haben es 
soeben gesagt — können wir darüber nicht mehr al-
lein entscheiden. Nach dem Abkommen von Schen-
gen — das freilich noch nicht ratifiziert worden ist — 
besteht Einigkeit darüber, daß Sichtvermerksregelun-
gen nur nach Konsultation der anderen Partner geän-
dert werden können. 

Die Bundesregierung hat im Sinn der Äußerungen 
des Kanzlers schon vorher die Regierungen der vier 
Vertragspartner um Stellungnahme gebeten. Nun 
muß ich zugeben: Auch mich stimmt es ein bißchen 
skeptisch, daß Herr Minister Stavenhagen schon im 
September 1989 die vier Vertragspartner angeschrie-
ben hat und diese sich dazu bis heute nicht geäußert 
haben. Die Äußerung ist also überfällig. Daher kommt 
diesem Antrag eine besondere Aktualität zu, durch 
den wir noch einmal unterstreichen, daß wir Visums-
erleichterungen haben wollen. 

Wir sind dem ungarischen Volk nach den Ereignis-
sen des historischen Herbstes 1989 mehr als ein Ent-
gegenkommen schuldig. Die Ungarn haben auf dem 
Weg zum demokratischen Verfassungsstaat einen 
großen Schritt nach vorn getan, das Land findet zu 
seiner geschichtlichen und politischen Rolle in Europa 
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zurück. Auf der anderen Seite haben die Ungarn ent-
scheidend dazu beigetragen, daß bei uns die Vorstel-
lung, Europa ende am Eisernen Vorhang, endgültig 
begraben werden konnte. 
Am 10. September 1989 traf die ungarische Regie-

rung dann jene Entscheidung, den Deutschen aus der 
DDR die Grenzen zunächst für eine freie Ausreise zu 
öffnen. Dieses war die Initialzündung für die Vor-
gänge in unserem Vaterland, die uns heute so un-
wahrscheinlich stark bewegen. 
Nun, Herr Dr. Nöbel — Sie sind ein sehr netter Kol-

lege — , kann ich es mir nicht ersparen, wenigstens 
den kleinen Finger zu erheben 

(Dr. Penner [SPD]: Aber nicht den 
nackten!) 

und darauf hinzuweisen: Wir folgen heute gern dem 
vorliegenden Antrag der SPD. Wären wir allerdings 
der SPD und auch Ihrem neuen „As", dem Herrn La-
fontaine, 

(Dr. Nöbel [SPD]: Die Vizepräsidentin spielt 
viel besser Skat als der!) 

in Ihrer Forderung nach Anerkennung einer eigenen 
DDR-Staatsbürgerschaft gefolgt, dann wäre dieser 
Antrag wahrscheinlich nicht weiter zu beraten gewe-
sen. Die Möglichkeit wäre zwar gegeben, aber wir 
hätten wahrscheinlich keine Chance gehabt, ihn 
durchzubringen, denn Sie wollten immer — Lafon-
taine hält immer noch daran fest — die DDR-Staats-
bürgerschaft anerkennen, und das hätte bedeutet, 
weder die Flüchtlinge aus Warschau noch aus Prag, 
noch die aus Ungarn wären freigekommen. Das wären 
dann keine Deutschen gewesen, so daß wir keinen 
Einfluß hätten nehmen können. Daran muß man we-
nigstens mal erinnern. Gott sei Dank sehen Sie das 
heute anders, aber wenigstens müssen wir hin und 
wieder darauf hinweisen: Dank der CDU und dank 
der Tatsache, daß wir ständig gesagt haben, wir wol-
len eine einheitliche Staatsbürgerschaft, ist dies mög-
lich. Nun sind wir allerdings mit Ihnen der Meinung, 
die Bundesregierung bitten zu sollen, hier zielstrebig 
aktiv zu werden. 

Der Wegfall der Visumpflicht soll kein Lohn für die 
mutige und risikoreiche Entscheidung der Ungarn 
sein, das soll auch nicht als Anerkennung für gute 
Führung so nach Oberlehrermanier gewertet werden, 
es soll vielmehr Ausdruck der dankbaren Verbunden-
heit unserer beiden Völker sein, die noch näher zu-
sammenrücken wollen. Ungarn ist ein Land, das nach 
einer langen und wohl auch dunklen Zeit wieder an 
seine europäischen Traditionen anknüpfen will. Der 
Wegfall der Visumpflicht unterstützt diesen Prozeß. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Antrag, den wir jetzt 
in der Form der Beschlußempfehlung fraktionsüber-
greifend verabschieden werden, Herr Nöbel, ist für 
uns alle, denke ich, hier beschämend. Der Vorgang  

weist darüber hinaus auf grundsätzliche Probleme des 
von uns allen auch beabsichtigten Baus des gemein-
samen europäischen Hauses hin. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sehr gut!) 

Es ist beschämend, daß es eines solchen Antrags be-
darf, erstens weil die Ungarn schon vor Jahren die 
Visumpflicht für uns aufgehoben haben und wir ge-
hindert sind — das ist hier mehrfach gesagt worden — , 
mit der von uns allen im Hause gewünschten Gegen-
geste zu antworten, und das, obwohl zuvor jahrzehn-
telang von unserer Seite den realsozialistischen Staa-
ten, wozu damals auch Ungarn gehörte, damals zu 
Recht der Vorwurf gemacht wurde, daß sie die Reise-
freiheit ihrer Bürger beschränkten. Jetzt dürfen diese 
Bürger reisen, und da stoppen wir sie. 

Zweitens ist der Vorgang beschämend, weil die Öff-
nung der ungarischen Grenze — auch das ist hier von 
allen Seiten gesagt worden — der entscheidende An-
stoß für den Erfolg der Demokratiebewegung in der 
DDR war. Jetzt steht die deutsche Frage auf der Ta-
gesordnung der Geschichte, so oder so. Wir streiten 
über die richtige Form, in der sie gelöst wird. Aber 
auch wir begrüßen sehr, daß die deutsche Frage auf 
der Tagesordnung der Geschichte steht. In diesem 
Moment stellen wir dem Boten guter Nachricht 
schnell ein Beinchen. 

Darüber hinaus werden aber grundsätzliche Fragen 
aufgeworfen. Ungarn ist uns geschichtlich tief ver-
bunden. Ungarn war eines der beiden Völker der 
Donaumonarchie, Ungarn war und wird wieder ein 
konstitutiver Bestandteil Mitteleuropas sein. Jetzt 
zeigt sich an diesem klitzekleinen Beispiel Visum-
zwang, daß offensichtlich die westeuropäische Ein-
bindung uns Mitteleuropa fernhält. 

Da ich nun keineswegs gegen Solidarität mit den 
Demokratien Westeuropas bin und auch keinerlei na-
tionalen oder mitteleuropäisch kostümierten Allein-
gang wünsche, muß etwas an der Form, an dem bü-
rokratischen Charakter dieser westeuropäischen Ein-
bindung von oben her falsch sein. Der Wiederherstel-
lung der Demokratie in Mittel- und Osteuropa von 
unten muß die Revolutionierung der bürokratischen 
Regierungsveranstaltung westeuropäischer Integra-
tion folgen. Das ist für mich die Konsequenz hier-
aus. 

Drittens muß auch klar sein, daß der Dialog über 
Form und Gestaltung Europas auf der Tagesordnung 
von Helsinki II stehen muß. Der Sieg der Demokratie 
in Europa ist kein Sieg von Brüssel und erst gar nicht 
von Schengen. Wohin der Weg der bürokratischen 
Organisation von Europa führt, zeigt der Zentral-
computer von Schengen. 

Die Sache wird noch absurder, wenn dem Vorbild 
der Ungarn in Kürze die Tschechoslowaken folgen 
werden. Wollen wir dann anstelle der Stadt im Herzen 
Europas, der Stadt der ältesten Universität nördlich 
der Alpen und östlich des Rheins, anstelle der heimli-
chen Hauptstadt Mitteleuropas jenes luxemburgische 
Dorf Schengen setzen? Das sind absurde Perspekti-
ven. Zwar regierte im 14. Jahrhundert ein Enkel des 
luxemburgischen Grafen als Karl IV. in Prag, aber 
weder er noch seine Untertanen brauchten Visa, um 
von Eger nach Brünn oder von Budapest nach Regens- 
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burg zu reisen, und Zentralcomputer, meine Damen 
und Herren, brauchten sie schon gar nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lüder. 

Lüder (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! In den letzten Wochen und Mo-
naten haben wir mehrfach Ungarn, den ungarischen 
Behörden und der ungarischen Regierung mit allen 
beteiligten ungarischen Politikern Dank gesagt dafür, 
daß sie es im Spätsommer letzten Jahres durch mutige 
und flexible Grenzpolitik unseren Landsleuten aus 
der DDR ermöglichten, über ihr Land zu uns zu kom-
men. Dies war — und daran muß immer wieder erin-
nert werden — der Beginn, dies war der Auslöse-
faktor. Hier letztlich lag die Motivation für die Kraft 
der revolutionären Bewegung, die jetzt in der DDR 
Chancen für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit öff-
net, die Grenzen zwischen beiden deutschen Staaten 
eingerissen hat und die die Hoffnung auf Einheit zur 
Perspektive des Zusammenwachsens beider Teile 
Deutschlands verdichtete. 

Durch Ungarns Grenzen kamen unsere Lands-
leute. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Richtig!) 

Heute debattieren wir über die Erwägungen zur mög-
lichen Abschaffung des Visumzwanges im Reisever-
kehr zwischen Ungarn und Deutschland, der immer 
noch besteht. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das ist schon unglaub

-

lich!) 

Wenn die ungarischen Behörden sich von dem glei-
chen Geist hätten leiten lassen wie die Visumverfech-
ter bei uns und in unseren europäischen Nachbarstaa-
ten, wäre die Geschichte über das hinweggegangen, 
was sich an Freiheitskraft in der DDR entfaltete. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Richtig!) 

Wir beraten heute über einen Antrag — der Antrag-
steller hat daran erinnert — , der vor fast zwei Jahren 
im Bundestag eingebracht wurde. Damals gab es noch 
eine Volksrepublik Ungarn. Der Staat wandelte sich. 
Pluralität, Liberalität und Rechtsstaatlichkeit verän-
derten unseren Nachbarn. Nur die Visumpflicht blieb. 
Sie blieb bis auf den heutigen Tag. 

In den Ausschußberatungen waren wir uns wohl 
alle einig, daß der visumsfreie Reiseverkehr mit Un-
garn eher heute als morgen kommen soll .  Konsultie-
ren aber müssen sich die europäischen Partner, wur-
den wir im letzten Herbst belehrt. Dabei blieb es. Nur 
unser italienischer Nachbar hat gehandelt und die 
Visumfreiheit eingeführt. Vielleicht sollten wir auch 
einmal zu diesem südlichen Nachbarn Europas guk-
ken und uns nicht nur von westlichen Nachbarn im 
bürokratischen Handeln Vorbild geben lassen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Die sind 
ein bißchen anarchistischer! Das ist immer 
gut! — Zustimmung bei der SPD und den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir müssen heute fest-
stellen, daß die Konsultationen noch immer kein posi-
tives Ergebnis gebracht haben. Ich halte dies für ein 
schlimmes Zeichen und für ein Warnsignal, das wir 
bei der Beratung jedes westeuropäischen Abkom-
mens, das Visapolitik betrifft, beachten müssen. Ich 
sage dies mit allem Nachdruck auch im Hinblick auf 
das Durchführungsabkommen zum Schengener Ab-
kommen. 

Wir Freien Demokraten halten es nicht für tragbar, 
wenn wir uns in europäische Abkommen verstricken, 
die den Geist der KSZE ersticken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Parole der Freiheit bestimmt dieses Jahrzehnt. 
Der Perfektionismus der Grenzkontrolle gehört in den 
Abfallkorb überwundener Zeiten. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sehr gut!) 

Wir wollen die Abschaffung der Visumpflicht. Wir 
wünschen schnelle Konsultationen mit unseren euro-
päischen Partnern. Wir sollten es nutzen, Herr Staats-
sekretär, daß wir nur konsultieren, aber nicht die Ve-
toposition von Nachbarn berücksichtigen müssen. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sehr gut!) 

Es muß möglich sein, daß spätestens der Osterver-
kehr in diesem Jahr visumfrei läuft. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wenn dies nicht möglich wäre, wäre schon jetzt zu viel 
Sand im Getriebe europäischer Konsultationen, als 
daß wir gutgläubig neue Vereinbarungen zur Stabili-
sierung von Visapflichtpolitik eingehen könnten. 

Ziel unserer Politik ist die Vision der freien Reise 
und nicht das Visum mit computergestützter Kon-
trolle. Daran sollten wir uns orientieren. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Angesichts der Hinwendung Ungarns zur Demo-
kratie steht die Bundesregierung der Frage der Auf-
hebung des Sichtvermerkzwangs gegenüber ungari-
schen Staatsangehörigen sehr positiv gegenüber. 
Durch die großzügige Haltung und Unterstützung im 
Zusammenhang mit der Ausreise von Tausenden un-
serer Landsleute aus der DDR über Ungarn hat die 
ungarische Regierung in beeindruckender Weise ein 
Bekenntnis zu der von den westlichen Staaten stets 
geforderten Reisefreiheit abgelegt. 

Die Frage, ob und gegebenenfalls wann mit der 
Aufhebung der Sichtvermerkpflicht gegenüber Un-
garn zu rechnen ist, kann ich Ihnen zur Zeit leider 
nicht abschließend beantworten. Eine solche sowohl 
unter außenpolitischen als auch innenpolitischen Ge-
sichtspunkten zu beurteilende Maßnahme beträfe 
nämlich nicht nur das deutsch-ungarische Verhältnis, 
sondern auch die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu ihren Schengener Vertragspartnern 
und zu den übrigen EG-Mitgliedstaaten. 
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Lieber Kollege Dr. Nöbel, die Bundesregierung ver-
hält sich wirklich nicht zögerlich. Es ist eine Tatsache, 
daß die anderen Schengener Vertragsstaaten zur Zeit 
eine andere Auffassung vertreten. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Aber man muß sich doch 
durchsetzen können!) 

— Ja, durchsetzen! Sie wissen doch genau, daß das 
eine Frage der Verhandlungen und nicht des Bestim-
mens ist. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Wo liegen denn die kon

-

kreten Schwierigkeiten?) 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Staatssekretär? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Bitte sehr. 

Vizepräsidentin Renger: Bitte schön. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Spranger, nun hat 
Herr Lüder darauf hingewiesen, daß nach dem Ent-
wurf des Schengener Abkommens nur Konsultationen 
erforderlich sind. Bedeutet das denn nicht, daß der 
Freiraum der Bundesregierung auf dem Gebiet des 
Visumzwangs größer ist, als das manchmal den Ein-
druck hat? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Lieber Kollege Dr. Penner, ich habe nicht 
den Eindruck, daß der Spielraum größer ist; denn 
wenn er größer gewesen wäre, hätte ihn die Bundes-
regierung mit Sicherheit genutzt. Nur, die Haltung 
der anderen Vertragsstaaten ist so, daß wir mit unse-
ren Anliegen die anderen jedenfalls bisher noch nicht 
überzeugen konnten. An diesem Sachverhalt kann 
man jedenfalls zur Zeit nicht vorbei. 
Herr Kollege Penner, Sie wissen: Es ist das Ziel des 

Schengener Übereinkommens, u. a. die Sichtver-
merkbestimmungen der Vertragspartnerstaaten zu 
harmonisieren. Das gleiche Ziel haben sich auch die 
EG-Staaten gesetzt. Dem muß die Bundesregierung 
Rechnung tragen. Ohne vorherige Konsultationen der 
Schengener Vertragspartner, aber auch der übrigen 
EG-Mitgliedstaaten können wir deshalb die Sichtver-
merkpflicht gegenüber Drittstaatsangehörigen und 
somit auch gegenüber ungarischen Staatsangehöri-
gen aus Solidaritätsgründen nicht einseitig aufheben. 
Die Gespräche der Bundesregierung mit den Schen-
gener Vertragspartnerstaaten über die Aufhebung 
der Sichtvermerkpflicht für Ungarn werden derzeit 
intensiv geführt, sind aber noch nicht abgeschlossen. 
Ich hoffe sehr, daß die heutige Debatte die Chancen 
für die Aufhebung der Sichtvermerkpflicht gegenüber 
Ungarn verbessert. 
Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Nöbel? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Bitte. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Kollege Spranger, ich bin 
Ihrer Meinung, und ich bitte das Parlament, heute 
eine, wenn es geht, einstimmige Beschlußfassung auf 
die Beine zu bringen, um die Regierung bei diesen  

schwierigen Verhandlungen stark zu machen; denn 
was wir gemeinsam festgestellt haben, ist und bleibt 
klar: Was die Ungarn für uns geleistet haben, dürfen 
wir nie vergessen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Nöbel, deshalb betrachte 
ich — das war mein letzter Satz — auch die heutige 
Debatte als Unterstützung des Anliegens der Bundes-
regierung. 

Vizepräsidentin Renger: Sie gestatten noch eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Krey? 

Krey (CDU/CSU): Darf ich Sie fragen, Herr Kollege 
Spranger, ob Sie denn, ehe Sie Ihre Ausführungen 
gemacht haben, wie ich und andere aufmerksam zu-
gehört haben, was der Kollege Dr. Nöbel und andere 
gesagt haben, und daraus den Eindruck haben gewin-
nen können, daß seiner Bitte, die wir insgesamt gehört 
haben, doch wohl auch ohne Nachfrage entsprochen 
wird? 

(Dr. Nöbel [SPD]: Es war aber wichtig, daß 
das auch ins Protokoll kommt, was du gesagt 

hast!) 
— Deshalb habe ich auch noch einmal nachgefragt. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Krey, ich habe den Eindruck, 
daß bei dem eigentlichen Ziel heute eine große Einig-
keit und Harmonie besteht. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: So ein Wunder geschieht 
auch. 
Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus-

sprache. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-

empfehlung des Innenausschusses zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/2203. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion der SPD in 
der in Drucksache 11/5724 aufgeführten geänderten 
Fassung anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Gegenprobe! — Enhaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Dr. Nöbel [SPD]: Das ist doch ein 

Erlebnis, Frau Präsidentin!) 
— Für die SPD ganz bestimmt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungs-
punkt 14 auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 
Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
das gemeinschaftliche Rahmenprogramm im 
Bereich der Forschung und technologischen 
Entwicklung (1990 bis 1994) 
— Drucksachen 11/5426 Nr. 3.3, 11/5789 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordnete Jäger 
Vosen 
Dr.-Ing. Laermann 
Wetzel 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch das Europäische Parlament 

Entschließung zum wissenschaftlichen Pro-
gramm THE HUMAN FRONTIER 
— Drucksachen 11/2487, 11/5791 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Seesing 
Catenhusen 
Kohn 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Beratung dieses Tagesordnungspunkts 
eine Stunde vorgesehen. — Kein Widerspruch. So be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Seit der Einheitlichen Europäischen Akte 
hat die Europäische Gemeinschaft auch eine förmli-
che Zuständigkeit für die Forschungsförderung. Für 
den Gegenstand, den wir heute beraten, sind hierfür 
Art. 130 f und 130 i des EWG-Vertrages in der Fassung 
der Einheitlichen Europäischen Akte maßgeblich. Ich 
darf Art. 130f zitieren: 

Die Gemeinschaft setzt sich zum Ziel, die wissen-
schaftlichen und technischen Grundlagen der eu-
ropäischen Indust rie zu stärken und die Entwick-
lung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
zu fördern. 

Art. 130f Abs. 2 lautet: 

In diesem Sinne unterstützt sie die Unternehmen 
— einschließlich der Klein- und Mittelbetriebe —, 
die Forschungszentren und die Hochschulen bei 
ihren Bemühungen auf dem Gebiet der For-
schung und der technologischen Entwicklung; 
sie fördert ihre Zusammenarbeitsbestrebungen, 
damit die Unternehmen vor allem die Möglich-
keiten des Binnenmarktes der Gemeinschaft voll 
nutzen können, und zwar insbesondere durch 
Öffnung der einzelstaatlichen und öffentlichen 
Beschaffungsmärkte, Festlegung gemeinsamer 
Normen und Beseitigung der dieser Zusammen-
arbeit entgegenstehenden rechtlichen und steu-
erlichen Hindernisse. 

In Art. 130i Abs. 1 heißt es dann: 

Die Gemeinschaft stellt ein mehrjähriges Rah-
menprogramm auf, in dem alle ihre Aktionen zu-
sammengefaßt werden. Das Rahmenprogramm 
legt die wissenschaftlichen und technischen 
Ziele, ihre jeweilige Prioritätsstufe, die Grund-
züge der geplanten Aktionen, den für notwendig 
erachteten Betrag und die Einzelheiten der finan-
ziellen Beteiligung der Gemeinschaft am gesam-
ten Programm sowie die Aufteilung dieses  Be

-trags auf die verschiedenen geplanten Aktionen 
fest. 

So weit das Zitat aus dem EWG-Vertrag in der Fas-
sung der Einheitlichen Europäischen Akte, das die 
Rechtsgrundlage für die heutige Beschlußfassung bil-
det. 

Der dritte Rahmenplan der Kommission liegt vor. 
Darüber soll nun — vielleicht schon im Februar — der 
Rat der EG entscheiden. Der Vorbereitung dieser Ent-
scheidung dient die heutige Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Forschung und Technologie. 

Diese Beschlußempfehlung ist ein sicher etwas 
mühsamer Kompromiß zwischen der Koalition und 
der SPD. Aber wir haben uns zu diesem Kompromiß 
zusammengefunden. Nur die GRÜNEN mit ihrer 
linksradikalen Ideologie 

(Such [GRÜNE]: Unverschämtheit! — Dr. 
Briefs [GRÜNE]: Schön wär's!) 

haben sich, wie häufig, aus ideologischen Gründen 
diesem Kompromiß versagt und haben sich aus der 
Front der hier gemeinsam für die europäische For-
schung eintretenden Parteien ausgeklammert. 

Die Empfehlung begrüßt den Kommissionsvor-
schlag, gibt ihm aber eine ganze Reihe von zusätzli-
chen Vorschlägen und Rahmenrichtlinien mit auf den 
Weg, die Sie im einzelnen in der Drucksache nachle-
sen können. Die kurze Zeit, die mir hier zur Verfü-
gung steht, verbietet es mir, darauf in aller Breite ein-
zugehen. 

Erwähnen möchte ich nur, daß es sechs große Berei-
che sind, auf die das dritte Rahmenprogramm die eu-
ropäische Forschung konzentrieren will. Für uns 
Deutsche ist ein Stück dieser sechs Punkte ganz be-
sondes herauszuheben; das ist der Bereich der Um-
weltforschung, der innerhalb dieser sechs Kapitel ein 
eigenes Kapitel darstellt. 

Dieses Kapitel erschöpft aber keineswegs den Um-
fang der Umweltforschung, sondern wir stellen fest, 
daß auch in dem Kapitel über die Biowissenschaften 
und -technologien erhebliche umweltforschungspoli-
tische Programme vorhanden sind. Ausdrücklich er-
wähnt wird die Entwicklung biologisch abbaubarer 
Produkte — ich denke etwa an die Kunststoffe, ein 
Riesenproblem für unsere Müllbeseitigung — oder 
die Förderung sauberer Energiequellen, wobei auf die 
Biomasse besonders hingewiesen wird. 

Aber auch auf die Energieforschung wird Bezug 
genommen. Auch in diesem Kapitel haben wir Um-
weltforschung in großem Umfang. Die Kernenergie 
als eine saubere und umweltfreundliche Energie-
quelle 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das glauben doch nur 
Sie!) 

muß vor allem durch Verbesserung der nuklearen Si-
cherheit und des Strahlenschutzes weiter gefördert 
werden. 

Das Umweltkapitel sieht u. a. große integrierte For-
schungsprojekte vor, z. B. — ich zitiere wörtlich — für 
integrierte Maßnahmen, die alle Aspekte einer Regio-
nalproblematik angehen; so steht es im Vorschlag der 
Kommission. 
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Bietet sich hier nicht an, so möchte ich fragen — das 

möchte ich als Anregung an die Bundesregierung ver-
standen wissen —, zu überlegen, ob man nicht ein 
Großprojekt für die Erforschung des Ökosystems 
Alpen und der Möglichkeiten, den Gefahren, die die-
sem Alpenraum drohen, zu begegnen, in die Wege 
leiten könnte? Das wäre auch ein klassischer Fall für 
ein Kooperationsprogramm nach Art. 130n der Ein-
heitlichen Europäischen Akte, weil ja die Schweiz und 
Österreich als zwei Nicht-EG-Staaten daran beteiligt 
wären. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Zur Zeit findet Herrn 
Jägers Märchenstunde statt!) 

Ich verweise insofern wiederum auf die vorliegende 
Beschlußempfehlung. 

Die Beschlußempfehlung übernimmt auch zahlrei-
che Bedenken und Anregungen des Bundesrats, z. B. 
die verstärkte Beteiligung der kleinen und mittleren 
Unternehmen an den Projekten. 

Ich möchte persönlich hinzufügen: Wir sollten die 
Kommision, die das Programm ja nachher auszufüh-
ren hat, auch davor warnen, einem überzogenen Per-
fektionismus zu verfallen. Das dazu gewisse Ansätze 
vorhanden sind, zeigt Ihnen ein Zitat aus dem Ab-
schnitt C, Entwicklung von Telematik-Systemen, die 
in der Tat äußerst wichtig sind. Aber wenn die Kom-
mission dort sagt — ich zitiere — , „es geht darum, 
Industrie, Nutzer und Netzbetreiber aus der ganzen 
Gemeinschaft in Projekten zusammenzubringen, die 
der wirtschaftlichen Entwicklung und der sozialen 
Nachfrage entsprechen, um so eine Gemeinschaft 
entstehen zu lassen, die durch gleiche Interessen und 
Vorstellungen verbunden ist" , dann ist das schlicht 
und einfach eine Überforderung dessen, was die Ge-
meinschaft zu leisten vermag, und geht in Richtung 
eines Perfektionismus, den wir nicht für gut halten. 

Dieses Gebiet ist — das muß ich hinzufügen — 
außerordentlich wichtig im Hinblick auf den gemein-
samen Binnenmarkt und auf seine praktische Reali-
sierung. Deswegen soll diese kritische Bemerkung 
nicht als Kritik an den Telematik-Forschungen ver-
standen werden. 

Lassen Sie mich noch einen Hinweis auf die 
deutschlandpolitische Entwicklung geben, die bei 
diesem Rahmenprogramm nicht außer Betracht blei-
ben darf. Es heißt ja ausdrücklich, daß wir empfehlen, 
daß auch Drittstaaten in die Forschungsbemühungen 
der EG verstärkt einbezogen werden. Dort haben wir 
die DDR, weil das noch vor den allerjüngsten Entwick-
lungen lag, nicht wortwörtlich aufgeführt. Aber ich 
möchte doch ganz deutlich sagen, daß der DDR im 
Zusammenhang mit dieser Drittstaatenproblematik 
für uns von der CDU/CSU ein ganz besonderes Ge-
wicht zukommt, weil sie für uns eben kein Ausland, 
sondern ein Bestandteil Deutschlands ist und weil wir 
die natürlichen und ersten Anwälte unserer Lands-
leute drüben sind. Es geht auch darum, die For-
schungschancen und Forschungsressourcen zu nut-
zen, die drüben vorhanden sind, die aber bisher aus 
der systembedingten wirtschaftlichen Schwäche der 
DDR heraus nicht wahrgenommen werden konnten. 
Ich möchte also die Bundesregierung ganz deutlich  

bitten, diesem Gesichtspunkt mit Blick auf Art. 130 n 
einen besonderen Vorrang zu geben. 

Ein ganz besonderer Fall der Kooperationsförde-
rung mit Drittländern zusammen nach Art. 130 n 
könnte auch — damit komme ich zum zweiten Teil 
dieses Tagesordnungspunktes — das von Japan 
initiierte Human Frontier Science Programme sein, 
zu dem ebenfalls eine Beschlußvorlage des For-
schungsausschusses vorliegt. Es geht hier um die Er-
forschung von Grundfunktionen des menschlichen 
Lebens. Zugrunde liegt eine Entschließung des Euro-
päischen Parlaments, die wir grundsätzlich begrüßen 
und bejahen. Dieser Teil paßt ausdrücklich in das 
Kapitel 4 des 3. Rahmenprogramms hinein. Deswe-
gen könnte das durchaus verbunden werden; deswe-
gen hat ja auch der Ältestenrat des Bundestages die 
beiden Punkte hier mit Recht zusammengenommen. 

Mit Recht fordert aber die Beschlußempfehlung — 
darauf möchte ich noch einmal hinweisen — die Be-
rücksichtigung ethischer und sozialer Normen. Wenn 
wir hier von Gehirnforschung sprechen, können diese 
Normen nicht außer Betracht bleiben. Es ist ganz 
wichtig, daß denen in den Empfehlungen für die Bun-
desregierung das gebührende Gewicht auch seitens 
des Deutschen Bundestages zugewiesen wird. 

Ein zweiter wichtiger Punkt, den ich noch erwähnen 
möchte: Die flexiblen Organisationsformen von Eu-
reka, auf die hier ebenfalls hingewiesen wird, sind ein 
wichtiger Punkt. Eureka hat sich deswegen als so er-
folgreich erwiesen, weil hier ein Minimum an staatli-
chem Dirigismus und ein Maximum an privater und 
einzelstaatlicher Initiative möglich ist. Wir sollten die-
ses Human Frontier Science Programme in Anleh-
nung an die Verfahrensweisen von Eureka entwik-
keln. Dann wird das, so sind wir überzeugt, ein Erfolg 
für die beteiligten Staaten, ein Erfolg für die beteilig-
ten Unternehmen. 

Meine Damen und Herren, Sie haben aus meinem 
Beitrag gesehen, daß wir den beiden Projekten positiv 
gegenüber stehen. Die CDU/CSU-Fraktion wird da-
her beiden Empfehlungen ihre Zustimmung geben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Vosen. 

Vosen (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Die SPD im Deut-
schen Bundestag wird dieser Beschlußempfehlung, 
die heute hier vorliegt, zustimmen. Ich hoffe, daß das 
allgemein der Fall sein wird; denn bisher galt diese 
Verabredung im Ausschuß. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Wollt ihr jetzt immer 
zustimmen?) 

Wir haben das gemeinsam erarbeitet. Es gibt ja 
auch Gott sei Dank noch Gemeinsamkeiten zwischen 
den demokratischen Parteien, auch im Deutschen 
Bundestag, und ich bin für diese Gemeinsamkeiten 
dankbar. Denn ich glaube, die Sachlage zwingt zur 
Gemeinsamkeit. 
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Nun ist es allerdings so, daß dieser Beschluß, wenn 
wir ihn denn heute hier gefaßt haben, der eigentlichen 
Entwicklung hinterherläuft. Denn zwischenzeitlich 
hat Brüssel ja bereits entschieden — übrigens unter 
der Mitwirkung unseres zuständigen Ministers. Der 
Bundesforschungsminister hat am 16. Dezember, also 
vor diesem Tag in Brüssel, dem Rahmenprogramm 
zugestimmt, 1989 allerdings anders, als wir es heute 
hier beschließen wollen. Wir hatten nämlich gesagt, 
daß wir die finanziellen Forderungen, die in dem Pro-
gramm vorgesehen waren, erfüllen wollen. Das war 
die Meinung des Ausschusses, die rechtzeitig vor die-
sem 16. Dezember bekannt war. Das war auch die 
Meinung der CDU/CSU- und FDP-Mitglieder des 
Ausschusses, also, Herr Minister, Ihrer eigenen Koali-
tion. Wohlwissend, daß dies deren Meinung war, ha-
ben Sie einer Kürzung des Programms um immerhin 
2 Milliarden ECU zugestimmt. Das heißt, die Kürzung 
von 7,7 Milliarden um rund 25 % ist mit Ihrer Stimme 
erfolgt, und Sie werden dafür sicher gleich eine sach-
liche Begründung liefern; das hoffe ich jedenfalls. Tat-
sache ist, daß wir der Meinung waren, daß der Kom-
missionsvorschlag — 7,7 Milliarden ECU für die Lauf-
zeit von fünf Jahren — durchaus angebracht und be-
rechtigt war. Das ist die Meinung der Fachleute hier 
im Deutschen Bundestag, und von daher haben wir 
die Sorge, daß die europäische Forschungslandschaft 
das Ziel, das sie sich gesetzt hat, womöglich nicht 
erreichen kann. 

Andererseits will ich nicht verkennen, daß wir auch 
mit Ihrer Hilfe — das sollte man hier auch sagen — 
einen Teil der Ansinnen des Ausschusses und der 
Fachleute realisieren konnten. Ich nehme an, daß das 
Ihr Verdienst ist, und deshalb will ich nicht nur, was 
die erwähnte Kürzung angeht, Kritik üben, sondern 
Ihnen auch Anerkennung aussprechen. Immerhin ist 
es gelungen, das Ansinnen des Forschungsausschus-
ses zu realisieren, nämlich im Programm eine stärkere 
Beteiligung von kleinen und mittleren Unternehmen, 
die Einbeziehung der Hochschulen, die Verstärkung 
der Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten und 
Japan — das ist eine Sache, die wir sehr begrüßen — 
und auch eine Verbesserung der Koordination mit den 
Eureka -Projekten — das hat mein Vorredner schon 
angesprochen — vorzusehen. Wir wissen ja, daß es 
immer eine Frage war, wir man zu einer besseren Ver-
netzung der Forschungsaktivitäten sowohl national 
als auch auf europäischer Ebene kommen kann. Es ist 
eine sicherlich gute Sache, daß es nun zu einer Ver-
besserung der Koordination mit den Eureka-Projekten 
kommt. 

Meine Damen und Herren, zur inhaltlichen Aus-
richtung des Programms bleibt festzuhalten, daß das 
Programm in den Bereichen Umweltschutz und er-
neuerbare Energien, also auf zwei wichtigen Feldern, 
leider zuwenig ausgestattet ist — auch hier hätte man 
sich mehr Möglichkeiten und Mittel gewünscht — 
und daß die Vorschläge des Europäischen Parlaments, 
die kurz vor der Ratssitzung vorgelegt wurden, in kei-
ner Weise berücksichtigt wurden. Das Europäische 
Parlament konnte sich da genauso wenig durchset-
zen, wie wir es hier im nationalen Rahmen konnten. 

Die Umweltforschung und die nichtnukleare Ener-
gieforschung sind wichtige Problemfelder, denen be-
sondere Aufmerksamkeit gelten muß. Es sind Felder,  

die zuwenig ausgestattet wurden, die zu kurz gekom-
men sind. Wenn wir im Dezember die Regierungsver-
antwortung übernehmen werden — davon gehe ich 
aus — , werden wir diesen Mangel beseitigen, nämlich 
1992, wenn eine Revision dieses Programms erfolgen 
kann. 
Wir stellen fest, daß die europäische Administration 

die Hinweise der Parlamente eigentlich nicht ernst 
genug nimmt. Das ist leider bezüglich des Europäi-
schen Parlaments so, und auch die nationalen Parla-
mente werden, wie gesagt, von der Brüsseler Exeku-
tive nicht ernst genug genommen. Das ist aber auch 
systemimmanent, denn welche Regierung — das gilt 
auch für unsere Regierung — hat es schon gern, wenn 
das Parlament ihr ins Geschäft hineinredet? Es ist un-
angenehm, wenn die Parlamente den Regierungen 
Weisungen erteilen wollen. Keine Regierung sieht das 
gerne, auch die unsere nicht, wie wir heute feststellen 
werden. 
Ich sehe, daß die europäische Forschungsinitiative, 

die jetzt in Gang gesetzt worden ist, im großen ganzen 
positive Ansätze hat. Von daher kann ich an dieser 
Stelle keine grundlegende Kritik in Bausch und Bogen 
aussprechen, sondern nur partielle. 

(Timm [FDP]: Sehr schön!) 
Ich glaube, es verbindet uns, daß wir uns auch gegen-
seitig bescheinigen, daß hier und da der Zug in die 
richtige Richtung fährt. 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Timm. 

Timm (FDP): Frau Präsidentin! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Überall, wo Menschen auf eng-
stem Raum leben, gibt es besondere Probleme der 
Gegenwarts- und der Zukunftsgestaltung, ganz be-
sonders der letzteren. Es wird deutlich, daß sich 
Mensch und Natur in weiten Bereichen beinahe oder 
tatsächlich unversöhnlich gegenüberstehen. In vielen 
Teilen unserer Erde hat sich ein selbstzerstörerischer 
Kreislauf aus nackten Überlebensnotwendigkeiten 
herausgebildet, in anderen Teilen herrschen unbe-
sonnene oder falsche Überlebensstrategien. 
Hier bei uns in Europa haben wir in diesem Prozeß 

einen Vorteil: Wir können mit einem hohen Wissens-
potential an einer Zukunftsgestaltung arbeiten, die 
Erneuerung und Verbesserung der Lebensbedingup-
gen schafft und auch zukünftigen Generationen das 
Überleben sichert. 
Zur Daseinsvorsorge in unserem Kulturraum — und 

um den handelt es sich in Europa fast ausschließlich — 
gehören der sparsame Umgang mit den vorhandenen 
natürlichen, finanziellen und kulturellen Ressourcen 
und die optimale Ausschöpfung unserer geistigen und 
wissenschaftlichen Möglichkeiten. Forschung und 
Technologie dürfen dabei nicht einseitig auf ökonomi-
sche und ökologische Strategien ausgerichtet sein, 
obwohl auch Ökonomie zum Überleben gehört. 
Meine Fraktion hat deshalb besonderen Wert auch 
darauf gelegt, daß die Geisteswissenschaften ihre 
Rolle in der europäischen Wissenschafts-, For- 



14642 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 189. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. Januar 1990 

Timm 

schungs- und Technologiepolitik erhalten. Die Pflege 
der Geisteswissenschaften ist eine Voraussetzung für 
das Verständnis unserer Zunkunftsentwicklung. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Meinen Sie das ernst, 
Herr Timm?) 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat in 
seinen Beratungen gefordert, daß neben der notwen-
digen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Industrie als weitere Ziele die Verbesserung 
der Lebensbedingungen und der Lebensqualität der 
Gemeinschaft verfolgt werden sollten und daß die 
Bewältigung des notwendigen Strukturwandels und 
die Überwindung der bestehenden Wohlstandsgefälle 
in der Welt Teil des europäischen Forschungs- und 
Entwicklungsprogramms sein müssen. Es darf keine 
Abkapselung unserer europäischen Programme von 
Ländern außerhalb der EG geben, ganz besonders 
nicht von Ländern in der Dritten Welt. Die Industrie-
staaten der Welt — und damit auch die europäi-
schen — müssen ihrer Verpflichtung gerecht werden, 
zur Überwindung des Gefälles in den Lebensbedin-
gungen der Völker ihren Beitrag zu leisten. Eine Vor-
aussetzung dafür ist eine gewisse innere Entwick-
lungspolitik der Staaten in der EG. Es gilt auch hier, 
Defizite abzubauen. Die zu schaffenden Instrumente 
müssen den unterschiedlichen Bedingungen in den 
Partnerstaaten gerecht werden. 

Ich möchte an dieser Stelle eine ernste Mahnung 
einbringen: Überall da, wo die Völker hochentwickel-
ter Industriestaaten auf die Reste einfacher Lebensfor-
men anderer Völker stoßen, überall da, wo die Le-
bensbedingungen zwischen Ländern und Völkern ge-
waltige Unterschiede aufweisen, und innerhalb sol-
cher Länder, in denen ein Kampf um die Schwelle des 
Wohlstands tobt, sind überlieferte Kulturen bedroht 
oder werden zerstört. Es ist notwendig, daß wir uns in 
dem Bemühen, in Europa geistig, wissenschaftlich, 
forschungspolitisch und technologisch zusammenzu-
arbeiten, in diesem Zusammenhang nicht nur Gedan-
ken um ein Forschungszentrum für Sozialfragen ma-
chen, sondern auch ganz besonders eine auswärtige 
Kulturpolitik berücksichtigen, die den Übergang von 
Vergangenheit zur Neuzeit menschlich gestaltet. 

Ich möchte diese Anmerkungen auch als einen Hin-
weis auf unsere europäische Außenpolitik der Zu-
kunft verstanden wissen. Ich halte die Aufgabe für so 
wichtig, daß ich ihr einen eigenen Raum in der ge-
meinsamen europäischen Zukunftspolitik einräumen 
möchte. 

Das gemeinschaftliche Rahmenprogramm für die 
Forschung und technologische Entwicklung in 
Europa, um das es hier heute geht, soll auch die Chan-
cen der Beteiligung an den Einzelprogrammen erhö-
hen. Wenn wir erreichen wollen — und das müssen 
wir — , daß das Potential an Know-how auch ausge-
schöpft werden kann, dürfen wir uns nicht auf Groß-
kapazitäten der Industrie beschränken. Zu einem 
menschlichen Bild von Zukunftsentwicklung gehören 
auch die kleinen und mittleren Unternehmen und die 
dort tätigen Menschen. 

Es ist deshalb der deutschen Delegation unter der 
Leitung des Herrn Ministers Riesenhuber zu danken, 
daß sie diese parlamentarische Forderung, die wir im 

Ausschuß schon erhoben hatten, nicht nur zu ihrer 
eigenen gemacht hat, sondern sie auch erfolgreich 
eingebracht hat. Kleineren und mittleren Unterneh-
men sowie Hochschulen soll die Beteiligung an der 
EG-Forschungsförderung erleichtert werden. 

Der Europäische Rat konnte auch in  zwei spezifi-
schen Forschungsprogrammen Entscheidungen tref-
fen: einmal zur Entsorgung radioaktiver Abfälle und 
zum anderen zur Analyse des menschlichen Genoms. 
Das eine ist so wichtig wie das andere. Die zukünftige 
Energiepolitik muß ein wichtiger Baustein europäi-
scher Zusammenarbeit sein. Dazu gehört auch die 
Frage der Beseitigung oder Endlagerung entstande-
ner oder entstehender Abfälle. Dazu gehört aber auch 
die Antwort auf die Frage, wie wir den Raubbau an 
fossilen Energieträgern vor den zukünftigen Genera-
tionen rechtfertigen wollen. 

In so brisanten Fragen der Genforschung darf es 
keine nationale Denkweise geben. Hier muß die euro-
päische Wissenschaft aus humanen, sozialen und ethi-
schen Gründen eng zusammenarbeiten. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Manipuliert werden 
muß international!) 

— Das ist Ihre Auffassung von Zusammenarbeit, Herr 
Dr. Briefs, 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Die richtige!) 
das ist nicht die unsere. 

Ich möchte noch einen Satz zu den neu und positiv 
auf uns eindringenden wirtschaftlichen und umwelt-
politisch-ökologischen Entwicklungen in der Ostpoli-
tik sagen. Ich meine, daß auch diese Aufgabe Eingang 
in das nun vom Europäischen Rat schon verabschie-
dete Programm europäischer forschungspolitischer 
Zusammenarbeit finden muß. Wir dürfen das auf gar 
keinen Fall ausklammern. 

(Vosen [SPD]: Das ist sehr richtig!) 

Ich denke auch, daß die neue Entwicklung einen Rah-
men für dafür abstecken wird, wenn nach zwei Jahren 
spätestens dieses Programm ohnehin einer Überprü-
fung unterzogen werden soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der 
europäischen Zusammenarbeit in Wissenschaft, For-
schung und Technologie dürfen keine künstlichen po-
litischen Hemmnisse aufgebaut werden. Im Gegen-
teil: Es gilt nach meiner Auffassung der alte, aber rich-
tige Grundsatz: Wer sich zurückzieht, hat keinen Ein-
fluß und kann keinen Einfluß nehmen, auch nicht im 
positiven Sinne. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Briefs. 

Dr. Briefs (GRÜNE) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! In den beiden EG-Vorhaben, dem 
Rahmenprogramm im Bereich der Forschung und 
technologischen Entwicklung von 1990 bis 1994 und 
in der Unterrichtung durch das Europäische Parla-
ment zum wissenschaftlichen Programm The Human 
Frontier, also der geplanten Beteiligung der EG am 
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japanischen Programm dieses Namens, werden die 
von uns GRÜNEN schon oft kritisierten Gebrechen 
sowohl der nationalen wie der europäischen For-
schungs- und Technologiepolitik erneut sichtbar. 
Forschungs- und Technologiepolitik ist eine Unterab-
teilung der Wirtschaftspolitik. Die Wirtschaftspolitik 
bzw. Wirtschaftsinteressen bestimmen. Die For-
schungspolitik führt aus, exekutiert, gehorcht. Nicht 
eine gesunde Umwelt und menschenwürdige Arbeits-
bedingungen und z. B. Verkehrssysteme sind das 
Ziel, sondern Wettbewerbsfähigkeit, Umsätze, Pro-
duktion, neue Märkte, Innovationen, kurzum: Profite 
oder Voraussetzung für die weitere Profitmacherei. 
Genau das ist der Kern. 

Auch bei der F-und-T-Politik im europäischen Rah-
men gilt leider: Wer reich ist, soll reicher werden, sei 
es auch zu Lasten der Umwelt, der Arbeitsplätze, zu 
Lasten vor allem auch der Natur, gerade auch in der 
sogenannten Dritten Welt. Ziel ist die Inbetriebhal-
tung eines immer schneller sich drehenden Wachs-
tumskarussells der reichen, hochentwickelten Volks-
wirtschaften, die in weiten Bereichen in Westeuropa 
und in einigen anderen Teilen der Welt im Überfluß 
leben, im Fall des Human-Frontier-Programms in zu-
nehmend engerer Zusammenarbeit mit Japan. 

Übersehen werden dagegen die Risiken neuer 
Technologien. Die I-und-K-Technologien, die Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien, die 
neuen Werkstofftechnologien, die Bio- und Gentech-
nologien, die insbesondere mit dem Human-Frontier-
Programm weiter vorangetrieben werden sollen, sind 
High-Tech-Entwicklungen, Spitzen-, Schlüsseltech-
nologien, wie immer man das bezeichnen will. High-
Tech-Entwicklungen sind, weil sie immer tiefer in die 
feinsten Strukturen der toten und der lebendigen Ma-
terie und auch der gesellschaftlichen, zwischen-
menschlichen Beziehungen eingreifen, sie systema-
tisch verändern, sie manipulieren, hoch riskant. High-
Tech-Entwicklungen sind deshalb High-Risk-Tech-
nologien. Die Risiken sind also nicht da, weil sie von 
bösen Köpfen ausgedacht werden, sondern sie liegen 
in der Natur des technischen Fortschritts auf dem heu-
tigen Stand und noch stärker auf dem Stand der Zu-
kunft. Politische Aufgabe der BRD- und der EG-For-
schungspolitik wäre die systematische Abschätzung 
dieser Risiken und ihre politische Beseitigung durch 
Unterlassung, durch Anhalten oder durch Verände-
rung der jeweiligen Entwicklung. 

(Jäger [CDU/CSU]: Das steht doch in der  Be
-schlußempfehlung!) 

Übrigens ist die DDR mit einem solchen Konzept der 
Konzentration auf Großtechnologien, dem Mittag

-

schen Konzept der Förderung von Schlüsseltechnolo-
gien, gescheitert. Der japanische Anlauf zur fünften 
Computergeneration scheint ebenfalls erst einmal — 
wie viele andere großtechnologische Entwicklungen 
— in der Sackgasse zu enden. Die EG in ihrem blinden 
Drang, angetrieben von organisierten Wirtschafts-
interessen, die nirgendwo, außer vielleicht im Militär-
wesen so virulent und so erfolgreich sind wie in der 
Forschungs- und Technologiepolitik — auch in der 
BRD im übrigen — , schickt sich an, weitere Sackgas-
sentechnologien wie die AKW-Technik zu fördern, 
schickt sich an, Luxustechnologien wie die IuK-Tech-

nologien in weiten Bereichen zu fördern, schickt sich 
an, Technologien zu fördern, die noch wirksamere 
Grundlagen für die Manipulation des Lebens geben 
sollen. Sie will das in ihrem Rahmenprogramm für die 
Jahre 1990 bis 1994 mit mehr als 15 Milliarden DM 
tun. Was könnte mit diesen Mitteln z. B. erreicht wer-
den, wenn man sie gegen die drohende Klimakata-
strophe einsetzte? 

Was von der EG zugleich gefördert wird, ist die 
industriepolitische Inzucht, die Entwicklung eines 
zunehmend aufwendigeren und riskanteren, weitge-
hend in sich geschlossenen Technologiesektors, in 
dem High-Tech-Betriebe für High-Tech-Betriebe pro-
duzieren, die wiederum für andere High-Tech-Be-
triebe produzieren, hochgezüchtete, spezifische Ent-
wicklungen abseits der Bedürfnisse der Bevölkerung, 
Rassehunde sozusagen, die zu nichts anderem taugen 
als für das Rennen. 

Was zugleich gefördert wird, ist die wirtschaftliche 
Konzentration. Daimler-Benz und MBB, Nixdorf und 
Siemens lassen schön grüßen; viele andere werden 
folgen. Gefördert wird das nunmehr auch mit den Mit-
teln des EG-Rahmenprogramms. Daß damit die unde-
mokratischen Verhältnisse in der Wirtschaft, die wir ja 
vielfältig wahrnehmen und beklagen, nicht abgebaut, 
sondern verschärft werden, liegt auf der Hand. 

Zitat: Mikroelektronik hat nichts mit Marktwirt-
schaft zu tun. — Dieser Satz wurde während der letz-
ten Anhörung des Bundestagsausschusses für For-
schung, Technologie und — wie er jetzt heißt — Tech-
nikfolgenabschätzung zum Zukunftskonzept Infor-
mationstechnik der Bundesregierung von einem 
hochkarätigen Experten der Mikrosystemtechnik be-
stätigt. Er hat ihn Monate vorher schon einmal bei 
einem Besuch des Ausschusses in Berlin geäußert. 

Während in den osteuropäischen Ländern und in 
der DDR die Parteien, die ihre Politik auf der Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus aufgebaut 
haben, in eine tiefe Krise geraten sind, feiert in der 
nationalen und europäischen Forschungspolitik der 
staatsmonopolistische Kapitalismus als real existie-
rende Praxis der Bundesregierung und der EG-Kom-
mission fröhliche Urständ. Das ist die Realität. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jäger [CDU/ 
CSU]: Sie leben auf einem anderen Stern!) 

Hoffentlich kommen wir hier auch bald an den 
Punkt, wo die Bevölkerung unserer Länder, gerade 
die Deklassierten zu den heute noch Mächtigen, die 
über Technologien und damit über Zukunftsentwick-
lungen bestimmen, sagen werden: Das Volk sind wir, 
und wir, das Volk, lassen uns von euch nicht weiter 
unsere Lebensbedingungen und insbesondere auch 
die dafür unerläßliche natürliche Umwelt, die Luft, 
das Wasser, den Boden, mit neuen Technologien be-
lasten und zerstören. Wir wollen euren Giftmüll z. B. 
nicht weiter hinnehmen, und wir wollen ihn auch 
nicht in die Dritte Welt exportieren. In die DDR wird er 
ja nach der demokratischen Erneuerung kaum mehr 
gebracht werden können. Wir wollen die Erde, die wir 
von unseren Kindern geborgt haben, nicht zu einem 
radioaktiv verseuchten, strahlenden Grab machen. 
Nein, nicht die Förderung der Blinden, des wirtschaft-
lichen Wachstums, der Umweltzerstörung und militär- 
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orientierten Forschungs- und Technologiepolitik auf 
Gedeih und Verderb ist notwendig. 
Notwendig ist vielmehr eine radikale Demokrati-

sierung der gesellschaftlichen Prozesse, der Entwick-
lung und Anwendung von Technologien. Notwendig 
ist eine allseitige Technologiefolgenabschätzung ein-
schließlich aller Risiken, bevor industrielle Entwick-
lungen und Anwendungen geplant und realisiert wer-
den. Notwendig ist radikale und umfassende Trans-
parenz, Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger, der 
Benutzerinnen und Benutzer und deren Kontrolle. 
Notwendig ist die Unterwerfung der Experten unter 
demokratische Kontrolle, ist das Primat der Politik und 
nicht das der Ökonomie. 
Notwendig ist die ökologische Durchdringung und 

Bewußtmachung in bezug auf alle FuE-Tätigkeiten, 
von der Grundlagenforschung bis hin zu Wartungs- 
und Erneuerungsaktivitäten bei Forschungseinrich-
tungen. Notwendig ist insbesondere nicht die gren-
zenlose Ausdehnung der Herrschaft der Menschen 
über die Natur, wie sie im japanischen Human-Fron-
tier-Wissenschaftsprogramm zum Ausdruck kommt. 
Dieses Programm will ein halbes Jahrhundert nach 
den furchtbaren Menschenexperimenten der Nazi-
KZ-Ärzte — streng wissenschaftlich, versteht sich — 
den  Menschen wieder zu einem Gebilde rein mate-
rieller Komponenten und damit manipulierbar ma-
chen. Notwendig ist vielmehr die Entwicklung über-
schaubarer, dezentraler, angepaßter, von den Betrof-
fenen kontrollierter, menschlicher Technologien. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Notwendig ist insbesondere ein entsprechend bewuß-
ter und kluger Umgang mit der Natur und mit natür-
lichen Überlebensbedingungen der Menschheit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Aus diesen Gründen und aus anderen Gründen, die 

ich in der Kürze der Zeit hier nicht ansprechen kann, 
lehnen wir das Rahmenprogramm ab und kritisieren 
scharf die Beteiligung der EG am Human Frontier 
Science Programme. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, daß auch der Kollege Briefs in Teilen seiner 
Rede der Versuchung erlegen ist, den Streit um den 
richtigen Umgang mit Technik mit der Frage des Ja 
oder Nein zur Technik allgemein zu verbinden. Denn 
es geht in vielen Fragen, Herr Briefs — auch wenn wir 
etwas gegen die Klimakatastrophe tun wollen — , auch 
um den richtigen Umgang mit Technik, um den Ersatz 
von schlechter Technik durch bessere Technik. 

(Timm [FDP] : Und um den richtigen Umgang 
mit Menschen!) 

Ich meine, es besteht weite Übereinstimmung in 
diesem Hause, daß die Ausweitung der Rolle der Eu-
ropäischen Gemeinschaft im Bereich der For-
schungs- und Technologiepolitik notwendig und 
sinnvoll ist. Die Europäische Gemeinschaft muß nicht 
nur von der Wirtschaftsgemeinschaft zur Sozialge-

meinschaft weiterentwickelt werden, sondern die Eu-
ropäische Gemeinschaft ist in vielen Bereichen fak-
tisch schon eine Technologiegemeinschaft gewor-
den. 

Die Fraktion der Sozialdemokraten bedauert es 
sehr, daß die angestrebte Erhöhung der Mittel für das 
EG-Rahmenprogramm auf 7 Milliarden ECU in der 
Ministerrunde der EG nicht erreicht worden ist. Damit 
sind wir aber auch in einer Situation, die uns zwingt, 
uns in den kommenden Jahren verstärkt Gedanken zu 
machen über eine richtige Aufgabenteilung in der 
Technologiepolitik auf der Ebene der Europäischen 
Gemeinschaft und der nationalen Ebene, wobei zu 
fragen ist, was nationale Forschungspolitik noch tun 
muß und tun kann. 

Offensichtlich ist die Forschungspolitik und Tech-
nologiepolitik der Europäischen Gemeinschaft sehr 
stark geprägt von der Vorstellung der Schaffung von 
Grundlagen für eine moderne, im Vergleich mit Japan 
und den USA auch wettbewerbsfähige Industriestruk-
tur. Sie betreibt faktisch eine sehr intensive Industrie-
politik. Es stellt sich die Frage — ich finde, das ist 
durch die bisherige Politik des Bundesforschungsmi-
nisters Riesenhuber nicht beantwortet worden — , ob 
wir diese Aufgabe der Industriepolitik der EG über-
lassen wollen — vielleicht auch deshalb, weil wir uns 
in diesem Bereich auf konservativer Seite ideologisch 
vornehm zurückhalten — oder ob wir auf die Entwick-
lung der europäischen Industriestruktur im Grunde 
genommen mit einer ergänzenden, auch besondere 
Akzente setzenden nationalen Industriepolitik ant-
worten wollen. Ich meine, daß diese Komponente 
wichtig ist. 

Ich halte es auch für gut, daß der Deutsche Bundes-
tag in seiner Stellungnahme zu dem EG-Rahmenpro-
gramm ausdrücklich gefordert hat, vor allem in wich-
tigen Technologiebereichen keine abgekapselte 
Technologiepolitik in der Europäischen Gemeinschaft 
zu betreiben, um sozusagen eine Technologiefestung 
Europa gegen die USA und Japan aufzurüsten. Viel-
mehr müssen wir diese Situation mittelfristig mit einer 
verstärkten Kooperation zwischen Europa, Japan 
und den USA überwinden, 

(Jäger [CDU/CSU]: Da waren wir uns ei

-

nig!) 

weil es in vielen Bereichen der Schlüsseltechnologien 
einfach völlig unsinnig ist — auch unter finanziellem 
und ökonomischem Gesichtspunkt — , kosteninten-
sive Technologien nur in Konkurrenz zwischen Japan, 
den USA und Europa aufzubauen. 

Ein Beispiel dafür ist die meiner Ansicht nach sehr 
kurzfristige Bemühung darum, nun wiederum in den 
USA, in Japan und in Europa einen eigenen Standard 
für ein höchstauflösendes Fernsehen neuer Qualität 
zu schaffen. Müssen wir uns nicht in einer Vorphase 
schon stärker darum bemühen, hier weltweit einheit-
liche Normen zu schaffen, die etwa für die Übermitt-
lung von Fernsehprogrammen im Austausch zwi-
schen Europa, Japan und den USA eine Erleichterung 
darstellen und auch eine unerläßliche Voraussetzung 
für den freien kulturellen Austausch von Meinungen 
und Informationen sind? 
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Wir sind im Bereich der Grundlagenforschung nicht 
in der Situation, daß wir internationale Zusammenar-
beit herstellen müssen. Die Grundlagenforschung ist 
seit langem internationalisiert. Man sollte an dieser 
Stelle auch einmal deutlich sagen, daß gerade in Zei-
ten internationaler Krisen die Zusammenarbeit der 
Wissenschaft auf internationaler Ebene immer ein sta-
bilisierendes Element internationaler Beziehungen 
war. Wir brauchen hier eigentlich auch keine grund-
sätzlich neuen Ansätze. 

Es ist sicherlich zu begrüßen, daß sich Japan mit 
seinem Vorschlag eines Programms zur Erkundung 
der Grenzen und Grundlagen des Menschen auf bio-
logischer Ebene darum bemüht, sich auf diesem stra-
tegisch wichtigen Gebiet der internationalen Zusam-
menarbeit weiter zu öffnen. Es ist zwar richtig, daß die 
Japaner sowohl im Bereich der Technikentwicklung 
als auch im Bereich der Grundlagenforschung — ich 
sage das einmal — sehr zur Kooperation mit den 
Ländern Europas und Amerikas bereit sind. Es ist aber 
sehr schwierig — und das ist ein Problem —, diese 
Kooperation auch in Japan selbst stattfinden zulas-
sen. 

Es ist sicherlich begrüßenswert, daß durch dieses 
Human Frontier Programme, dem mittlerweile auch 
die Bundesrepublik beigetreten ist, neue Möglichkei-
ten der Gewährung von Stipendien und der Finanzie-
rung von Forschungsvorhaben für einzelne Wissen-
schaftler in internationaler Zusammenarbeit eröffnet 
werden. Es ist für mich sehr verständlich, daß auch die 
deutsche Grundlagenforschung darauf sehr positiv 
reagiert hat, weil es hier um neue Finanztöpfe geht. 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen doch 
sicherlich zwei Dinge dabei bedenken: Auf der einen 
Seite ist es unbedingt notwendig, daß wir, wenn im 
Bereich der Erforschung der biologischen Grundlagen 
des Menschen verstärkt international zusammengear-
beitet wird, dieses auf einer gemeinsamen ethischen 
Grundlage tun. Da sind wir noch meilenweit von ge-
meinsamen, weltweiten Grundsätzen entfernt. 

Der zweite Punkt: Es ist für mich ein gewisses Pro-
blem, daß jetzt unter Einflußnahme von Regierungen, 
der Regierungen des Wirtschaftsgipfels, zum ersten-
mal international definiert ist, was wichtige Grundla-
genforschung ist. Ich weiß nicht, ob es auf Dauer eine 
gute Entwicklung ist, daß durch Anstöße von Regie-
rungsebene und nicht aus der Forschergemeinschaft 
selber strategisch wichtige Bereiche der Grundlagen-
forschung definiert werden; denn dadurch könnte 
eine Entwicklung eingeleitet werden, daß wir ähnlich 
wie im Bereich der Technikentwicklung zwischen 
High-Tech und weniger wichtiger Technik unter-
scheiden und hier auf einmal sozusagen eine High

-

Science, die international privilegiert wird, schaffen, 
während andere Bereiche der Grundlagenforschung 
darunter leiden könnten. 

(Jäger [CDU/CSU]: Da lesen Sie zuviel hin

-

ein!) 

— Ich deute auf Entwicklungen hin, Herr Jäger, die 
auftreten können. — Weiterhin, meine Damen und 
Herren, wie gesagt: Wir brauchen eine gemeinsame 
Entwicklung einer Bioethik. 

Letzte, kurze Bemerkung — damit schließe ich an 
eine kurze Bemerkung des Kollegen Timm von der 
FDP an — : Es ist richtig, daß wir uns weiterhin darüber 
unterhalten müssen, wie die EG-Forschungs- und 
Technologiepolitik für die Zusammenarbeit mit 
osteuropäischen Staaten geöffnet wird. Ich meine, wir 
sollten, da der Forschungsminister der DDR in weni-
gen Tagen in der Bundesrepublik zu Besuch ist, auf 
folgendes hinweisen: Wir haben die wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit mit der DDR vor dem 
9. November aus guten Gründen auf die Grundlage 
von Regierungsabkommen gestellt. Meiner Ansicht 
nach verliert das Regierungsabkommen seit dem 
9. November wahrscheinlich diese Funktion. Wir 
brauchen sozusagen kein Nadelöhr mehr, daß also 
wissenschaftlich-technische Projekte zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR sozusagen durch das 
Nadelöhr von Regierungsabkommen kommen. 
Lassen Sie uns doch die wissenschaftlich-techni-

sche Zusammenarbeit auf breiterer Grundlage anle-
gen und schon bei dem Besuch überprüfen, Herr Rie-
senhuber, was Zusammenarbeit im Rahmen von Re-
gierungsabkommen bedeuten kann, wo etwas durch 
staatliches Geld zusätzlich gemacht werden kann, 
und lassen Sie uns doch uns darum kümmern, daß die 
Wissenschaftsorganisationen und andere die Grund-
lage dieser Zusammenarbeit schaffen und daß wir uns 
als Regierung etwas stärker als bisher zurückhalten. 
Danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Bundes-
minister für Forschung und Technologie, Herr Dr. Rie-
senhuber. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Ich freue 
mich, daß hier eine Debatte zur europäischen For-
schungspolitik möglich ist; eine solche haben wir 
noch nicht sehr oft geführt. Ich freue mich noch mehr, 
daß wir hier ein sehr großes Maß an Übereinstimmung 
in den Grundlinien haben — wenn ich einmal von der 
Rede von Herrn Briefs an dieser Stelle absehe. 
Zur Beschreibung der Situation kann ich nur das 

aufgreifen, was der Kollege Jäger am Anfang hier dar-
gestellt hat. Wir sind in einer Situation, wo das Pro-
gramm schon beraten worden ist. Was hier an Ergeb-
nissen vom Forschungsausschuß parallel erarbeitet 
worden ist, haben wir natürlich, soweit es irgend mög-
lich war, in die Verhandlungen eingebracht. 
Die ganze Anlage der europäischen Forschungs-

politik haben wir seit 1982 sehr konsequent aufge-
baut. Wir haben sie in jedem Jahr verstärkt. Weil hier 
Kritik geäußert wurde, daß das nächste Programm 
nicht so stark wüchse — Herr Vosen und Herr Caten-
husen haben darauf hingewiesen — , möchte ich Zah-
len nennen: Die Programme der Europäischen Ge-
meinschaft haben sich seit 1982 verdreifacht. Sie wer-
den sich Anfang der 90er Jahre verdoppeln. Wir ha-
ben die Zahlen bis 1992 endgültig festgelegt und dann 
eine Revision des Programms vorgesehen. Bis dahin, 
bis 1992, bleiben wir nur um 7 % unterhalb dessen, 
was der Forschungsausschuß vorgeschlagen hat. 
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Dann werden wir neu, auch unter Betrachtung des 
gesamten EG-Haushalts und seiner Entwicklung, zu 
beraten haben. Mir scheint dieser Weg strategisch 
richtig und vernünftig zu sein. Wenn wir darüber re-
den, müssen wir gleichzeitig sehen, daß europäische 
Forschungspolitik nicht nur Politik der Europäischen 
Gemeinschaft ist. 

(Jäger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Zusammenarbeit in der ESA hat sich in den letz-
ten sieben Jahren verdoppelt. Wir liegen bei Beträ-
gen, die heute absolut höher sind als die in der Euro-
päischen Gemeinschaft. Eureka hat sich mit einer Dy-
namik entwickelt, die niemand vorhersehen konnte. 
Genau das, was Herr Catenhusen beschrieb, nämlich 
auf dem Weg von unten nach oben Forschung zu orga-
nisieren und sie nicht von oben her zu dekretieren, ist 
in Eureka Wirklichkeit. Ich habe schon im Sommer 
letzten Jahres mit den Kollegen aus der DDR darüber 
gesprochen, daß wir dies als allgemeines Prinzip zu-
nehmend in die Zusammenarbeit mit der DDR ein-
bringen sollten. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dazu gehören auch die Projekte der Grundlagen-
forschung, die großen gemeinsamen Forschungsinsti-
tute, die Forschungsverbände, gemeinsame Projekte, 
CERN und ILL, der Transschall-Windkanal, die Syn-
chrotron-Strahlungsquelle, die wir in Grenoble errich-
ten. Wir haben also eine ungemein reiche Land-
schaft. 

Dazu gehören auch die bilateralen Projekte. Inner-
halb der bilateralen Projekte — dies sage ich nur, weil 
die regenerativen Energien wieder angesprochen 
worden sind — haben wir Projekte zu Wohnungen mit 
Griechenland, zu Wind mit Irland, zu Sonne mit Spa-
nien. Wir haben eine Fülle bilateraler Projekte. Was 
dieses konkrete EG-Programm anbetrifft, sage ich fol-
gendes. Die Delegation der Bundesrepublik hat mit 
größtem Nachdruck darauf gedrängt, daß die Pro-
gramme über regenerative Energien so stark erhöht 
werden, wie dies innerhalb eines Konsenses möglich 
ist. Wir gingen sogar so weit, daß wir an anderen Pro-
grammen, die wir für wichtig hielten, Abstriche hin-
genommen haben, um dieses Wachstum, das jetzt er-
reicht worden ist, zu ermöglichen. 

Wir haben zur Struktur der Programme eine Über-
einstimmung, die hier in mehreren Reden deutlich 
geworden ist. Das Prinzip der Subsidiarität, das die 
Einheitliche Europäische Akte festschreibt, war 
schon, bevor es hier festgelegt worden war, Prinzip 
unserer Forschungspolitik in Europa. Denn die Krite-
rien, die unter deutscher Präsidentschaft Anfang 1983 
eingebracht worden waren, sind nichts anderes als 
Subsidiarität. 

(Jäger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben gesagt: Europäisch soll das geschehen, was 
national nicht oder nicht sinnvoll geschehen kann: die 
Entwicklung von neuen Normen und Standards und 
Infrastrukturen, die technisch begründet werden. 

Sie weisen hier auf hochauflösendes Fernsehen hin, 
Herr Kollege Catenhusen. Das Ziel ist in der Tat, einen 
gemeinsamen weltweiten Standard zu bekommen. 
Das erreichen wir aber nur dann, wenn alle sich ge-

meinsamen Standards öffnen. Nur dadurch, daß wir 
Technik und Standards europäisch gemeinsam ent-
wickelt haben und gleichzeitig immer erklärt haben, 
daß wir bereit sind, an gemeinsamen weltweiten 
Standards mitzuarbeiten, haben wir überhaupt die 
Situation bekommen, wie sie heute besteht, daß sich 
die Sowjetunion bereit erklärt hat, sich unseren Stan-
dards anzuschließen, daß die Erklärung der Amerika-
ner, sich japanischen Standards anzuschließen, zu-
rückgenommen wurde, daß also alle gemeinsam ver-
handeln. Auch hier haben wir eine europäische Stra-
tegie gehabt, weil es in gemeinsamen Normen und 
Standards und Infrastrukturen Grundlagen zu legen 
gilt für eine Kooperation bei sehr großen Projekten, 
bei grenzüberschreitenden Aufgaben. 
Herr Kollege Vosen, es wurde hier über Umwelt-

schutz gesprochen und darüber, daß dieser hier nicht 
so groß sei. Er wächst innerhalb des Programms, das 
ich beschrieben habe, weit überproportional. Wir ha-
ben im EG-Programm, das sonst nur auf den wettbe-
werbs-, aber marktorientierten Bereich bezogen war, 
von Anfang an darauf gedrängt, daß die Möglichkei-
ten von Umwelt verstärkt aufgenommen werden. Hier 
haben wir sehr große Fortschritte erzielt. 
Das, was sich in dem Programm jetzt abzeichnet, ist 

eine Verdoppelung des jährlichen Programmvolu-
mens auf 4 Milliarden DM bis 1992. Das ist ein drama-
tisches Wachstum. Ich glaube, das entspricht auch 
dem, was der Forschungsausschuß beschlossen hat, 
und der Richtung, die wir wollen. Die Aufschlüsselung 
in die 15 Einzelprogramme mit knapper Inhaltsbe-
schreibung und spezifischer Ausweisung der entspre-
chenden Beträge gibt die Grundlagen hierfür. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Bundesminister, wie 
ich sehe, lassen Sie eine Zwischenfrage zu. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Wenn meine Uhr angehalten wird, 
mit großem Vergnügen. 

Vizepräsidentin Renger: Das mache ich jetzt. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Herr Minister, sind Sie nicht 
auch der Meinung, daß es, statt uns hier mit Zahlen zu 
konfrontieren, die sicher ihren Sinn und Gehalt ha-
ben, wichtiger wäre, uns die Grundvorstellungen, die 
politischen Ziele, die strategischen Vorstellungen, die 
diesen beiden Vorhaben zugrunde liegen, zu erläu-
tern? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Welche beiden Vorhaben bitte? 

Dr. Briefs (GRÜNE): Die beiden, um die die Debatte 
hier geht. 

Dr. Riesenhuber;  Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Da kann ich Sie darauf hinweisen, 
daß ich soeben dargelegt habe, was die Grundsätze 
und Ziele bei dem europäischen Rahmenprogramm 
sind, nämlich solche Fragen anzugehen, die die natio-
nalen Möglichkeiten überschreiten. Ich habe darauf 
hingewiesen, daß in diesem Sinn auf deutsches Drän-
gen beispielsweise Umweltforschungen in das euro-
päische Rahmenprogramm aufgenommen worden 
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sind. Ich habe darauf hingewiesen, daß wir hier Um-
weltforschung weit überproportional auch im neuen 
Rahmenprogramm gesteigert haben. Ich habe nicht 
darauf hingewiesen, daß wir die Gemeinsame For-
schungsstelle in Ispra jetzt zu einem Zentrum umge-
wandelt haben, in dem Normen und Standards und 
Grundlagen für Umweltschutz so erarbeitet werden, 
daß nicht nur eine einzige Nation hier die Standards 
entwickelt und dann in schwierigen Kompromissen 
europäisch durchzusetzen trachtet, sondern daß aus 
einer gemeinsamen wissenschaftlichen Arbeit die ge-
meinsamen Grundlagen für eine höchst anspruchs-
volle Technik für höchst anspruchsvolle Standards 
durchgesetzt werden. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies ist eine Strategie, die wir durchgesetzt haben und 
die ich für richtig halte. Ich glaube, an dieser Stelle 
werden wir auch mit den GRÜNEN keinen heftigen 
Streit haben. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das ist nicht konkret 
genug!) 

— Also, lieber Herr Briefs! Sie sagen: Nicht konkret 
genug. Wenn meine Uhr noch angehalten wird, kann 
ich beliebig konkret ins Detail gehen. Ich stehe Ihnen 
auch für jede Detaildebatte zur Verfügung. 

(Jäger [CDU/CSU]: Er war ja selber gar nicht 
konkret!) 

Vizepräsidentin Renger: Ich habe die Uhr wieder 
eingeschaltet, Herr Bundesminister. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Die Uhr ist eingeschaltet. Ich muß 
der Frau Präsidentin folgen. Das war übrigens ein 
Angebot, Kollege Briefs, keine Drohung, als ich Ihnen 
sagte, ich gehe ins Detail. Wir können es im Ausschuß 
bei passender Gelegenheit mit großem Vergnügen 
nachholen. 

Was wir hier anzupacken haben, ist neben den Fra-
gen des Umweltschutzes natürlich auch ein großer 
Bereich der Technik. Ich greife gern die Anregung des 
Kollegen Jäger auf. Die Frage der Alpenregion ge-
meinsam anzugehen, gerade unter den neuen Bedin-
gungen der Kooperation mit Österreich und der 
Schweiz, halte ich für eine vorzügliche Sache. Sie wis-
sen, daß wir selber hier Projekte haben. Bis jetzt sind 
es nur deutsche Projekte. Aber ich hoffe sehr, daß 
Österreich, das, wenn ich mich richtig erinnere, bis 
jetzt nur für zwei Gebiete im Umweltbereich seinen 
Beitritt angedeutet hat, umfassend teilnimmt und dies 
da mitgetragen werden kann. 

Ich möchte nicht und kann nicht im einzelnen das 
aufarbeiten, was der Ausschuß an Kriterien beschlos-
sen hat. Es sind sehr hilfreiche und vernünftige Krite-
rien. Aber wenn Sie das, was der Ausschuß beschlos-
sen hat, abhaken und mit dem vergleichen, ohne in 
die Einzelheiten zu gehen, stellen Sie fest, daß dies in 
einer, wie ich glaube, sehr guten Weise vorangekom-
men ist. Das gilt für die Mobilität der Wissenschaftler, 
für die Aufstockung im Science-Programm. Bei der 
Mobilität haben wir eine weit überproportionale Erhö-
hung — der Ausschuß hatte eine Erhöhung gefor-
dert — auf 300 % innerhalb der kurzen Laufzeit dieses 

Programms, wovon wir jetzt sprechen. Das ist ein 
großartiges Ergebnis. Die verstärkte Öffnung für die 
kleinen und mittleren Unternehmen ist erwähnt wor-
den. 

Auch die Öffnung für die Staaten der EFTA und des 
RGW ist behandelt worden. Ich weise nur auf eines 
hin: Ich habe in der letzten Sitzung des Forschungs-
ministerrats im letzten Dezember eine Resolution ein-
gebracht, nachdem ich mich mit der französischen 
Präsidentschaft freundschaftlich abgesprochen hatte. 
Die Resolution ist nach einer eingehenden Diskussion 
vom Rat verabschiedet worden. Sie ist dem Ausschuß

-

vorsitzenden zugeleitet worden. In ihr steht im einzel-
nen, daß der Rat bereit ist und anstrebt, die Zusam-
menarbeit mit Wissenschaftlern aus dem Ostblock zu 
vertiefen, gemeinsame Projekte aufzugreifen, die 
Nutzung des Rahmenprogramms und der Struktur 
hier auf solche Projekte hinzuführen. Insofern brau-
chen wir nicht zu warten, bis die SPD, lieber Herr 
Vosen, irgendwann in einer fernen Zukunft — die ich 
anders als Sie einschätze — die Regierung über-
nimmt. Was Sie für die Zukunft planen, hat diese Re-
gierung, hervorragend und kompetent wie sie ist, 
schon getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nehme auch gern die Anregung auf, in den 
Gesprächen mit dem Kollegen Budig genau solche 
Fragen aufzugreifen. Wir hatten immer die Strategie, 
alles zu öffnen, was überhaupt geöffnet werden kann, 
und jede Möglichkeit zu nutzen. Das Abkommen zur 
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit mit 
der DDR ist so breit angelegt, daß innerhalb des Ab-
kommens sehr viel möglich war. Aber alles, was von 
unten heraus an Kooperation zwischen den Wissen-
schaftlern selber entsteht, ist großartig. Ich weiß, daß 
einer unserer Kollegen, der Kollege Laermann, schon 
lange, bevor das Abkommen abgeschlossen worden 
ist, direkte Kontakte als Wissenschaftler hatte und 
gemeinsame Projekte und Arbeiten durchführte. Dies 
ist ein großartiger und sympathischer, aber sicher 
nicht der einzige Fall. 

Der Hinweis darauf, daß wir hier die ethischen Fra-
gen berücksichtigen müssen, gilt für diese Pro-
gramme. Er gilt auch für das Programm zu der soge-
nannten prädiktiven Medizin. Wenn Sie die neue 
Form einschließlich der wissenschaftlichen Kommis-
sionen, die ethische Fragen behandeln sollen, sehen, 
dann erkennen Sie, daß wir eine ganze Welt weiter

-

gekomen sind. Das gilt auch für das Human-Frontier-
Science-Programm. 

(Zuruf von der SPD: Das Anstößige haben Sie 
herausgenommen!) 

— Nein. Wir haben hierüber in diesem Bundestag 
schon diskutiert; deshalb wiederhole ich die Debatte 
nicht. Aber ich muß Ihnen hier sagen, was ich damals 
als meine Position gesagt habe und was im übrigen 
aus den Diskussionen belegt ist, die wir hier und 
außerhalb dieses Hauses seit 1982 geführt haben: Un-
ter keinen Umständen darf der Mensch zum Objekt 
gemacht werden. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Dr. Briefs 
[GRÜNE]: Wird aber doch!) 
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Die Grenze der Wissenschaft ist dort, wo die Würde 
des Menschen berührt werden könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Dies hier zu achten und zu schätzen ist einer der 
Grundsätze, von denen wir immer ausgegangen sind: 
Der Mensch darf nicht zum Objekt des menschlichen 
Handelns gemacht werden. 
Wir haben das Human-Frontier-Science-Programm 

so angelegt, daß die großartigen Möglichkeiten welt-
weiter wissenschaftlicher Zusammenarbeit genutzt 
werden, daß aber andererseits hier die Grundsatzfra-
gen aufgegriffen werden. Wir haben dies in die Sat-
zung des HFSP hineingeschrieben, und nachdem jetzt 
die Gremien arbeitsfähig sind, werden wir hier den 
Vorschlag zu einem Workshop machen, der sich ge-
nau mit diesen Fragen befaßt. Ich habe schon bei frü-
herer Gelegenheit darauf hingewiesen, daß ich die 
europäischen Forschungsminister eingeladen habe zu 
einer informellen Diskussion über die Grundsatzfra-
gen des verantwortlichen Umgangs mit menschli-
chem Erbgut, weil ich weiß, daß hier die Diskussion in 
den einzelnen Ländern außerordentlich divergent 
läuft. 
Was hier entsteht, ist vor allem erst reine Wissen-

schaft; die neue Erkenntnis, daß der Schutz des gei-
stigen Eigentums im Hinblick auf die Bedeutung für 
künftige Märkte, wie es der Forschungsausschuß ge-
fordert hat, gewährleistet sein muß, gehört dazu. Aber 
daß wir die grundsätzlichen ethischen Fragen mit ein-
beziehen, war von Anfang an und vor irgendeiner 
anderen Nation hier in Europa eine Initiative der Bun-
desregierung. Wir haben dies national und internatio-
nal eingebracht, und ich halte dies für notwendig und 
vorrangig. 

(Abg. Dr. Briefs [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Bundesminister, 
wenn Sie keine Frage mehr zulassen, können wir wei-
termachen. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsidentin, wenn Sie noch 
Geduld mit uns haben, würde ich diese Frage gern 
zulassen, denn ich lehne Zwischenfragen ungern ab. 
Aber wenn Sie mir raten, es nicht zu tun, folge ich 
Ihrem Rat. 

Vizepräsidentin Renger: Wir sind in Zeitnot; wir 
haben noch zwei Punkte, und es dauert noch eine 
Stunde. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Kurz und knapp!) 
— Die Versprechungen kennen wir, aber der Herr 
Bundesminister läßt die Frage noch zu. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Ich lasse sie gern zu, Frau Präsi-
dent. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Dr. Briefs, eine kurze 
Frage, wenn es geht. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Danke, Frau Präsidentin. 

Herr Minister, meinen Sie nicht, daß angesichts der 
Brisanz dieses Themas eine Klärung der ethischen 
Fragen vor der Ingangsetzung der entsprechenden 
Forschungsaktivitäten notwendig wäre und nicht, wie 
Sie eben gesagt haben, im Zuge der Entwicklung? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Daß wir dies auch auf der Ebene des 
Weltwirtschaftsgipfels versuchen, wo Japan diese 
Fragen eingebracht hat, ist bekannt seit den Konfe-
renzen in Rambouillet, in Bad Kreuznach und in To-
ronto, denn neben diesen Konferenzen ist, wie Sie 
wissen, immer eine wissenschaftliche Konferenz mit-
gelaufen, die Grundsatzfragen, beispielsweise zur 
Hirnforschung, wie sie Gegenstand des HFSP sind, 
beispielsweise zur Molekularbiologie, eingebracht 
hat. Das heißt, wir haben dies auch auf der Ebene des 
Weltwirtschaftsgipfels, wo das HFSP herkommt, von 
vornherein mit eingebracht und mitgestaltet, und 
wenn Sie die Protokolle dieser Konferenzen nachle-
sen, werden Sie sehen, daß zwar so kurzfristig kein 
Konsens erzielt werden kann, aber daß das Bemühen 
um einen Konsens in den grundsätzlichen Fragen 
nicht nur ein theoretisches, sondern auch ein sehr 
handfestes Anliegen der Bundesregierung von vorn-
herein gewesen ist. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-

ben eine Entwicklung, in der sich Europa in diesen 
Jahren in einer großartigen Weise zusammenfügt. Die 
nächste Phase wird sein, daß sich Europa in einer 
Weise nach Osten öffnet, wie es im Westen zusam-
mengewachsen ist, daß es die Chancen aufgreift, die 
die Wissenschaft bietet, daß es der Wissenschaft die 
Chancen gibt, zueinander zu führen, daß aber auch 
die Wissenschaft selbst aus ihrem eigenen Geist in 
ihrer Freiheit und in ihrer Offenheit die bestmöglichen 
Chancen schafft. Was wir hier entstehen sehen, ist 
eine einzigartige weltweite Kooperation, eine offene 
Kooperation. 
Wir haben hier die Aufgabe, die Voraussetzung zu 

schaffen für die Kreativität der Wissenschaftler, für 
den Unternehmungsgeist der Unternehmer, für den 
verantwortlichen Umgang mit der Wirklichkeit, zu 
dem wir alle beizutragen haben. 
Was die dramatischen Entwicklungen in den letzten 

Monaten gezeigt haben, war eigentlich nur eines 
— entgegen allen Pessimisten und entgegen allen 
Planifikateuren — : Die Zukunft ist offen, der Mensch 
ist frei, und unsere Verantwortung ist es, sie aus unse-
ren Möglichkeiten zu gestalten. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zuerst zur Abstimmung über die Be-

schlußempfehlung des Ausschusses für Forschung 
und Technologie auf Drucksache 11/5789. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung 
gegen einige Stimmen der GRÜNEN mit Mehrheit 
angenommen. 
Wir stimmen jetzt ab über die Beschlußempfehlung 

des Ausschusses für Forschung und Technologie auf 
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Drucksache 11/5791. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dann  ist diese Beschlußempfehlung gegen die Stim-
men der GRÜNEN mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Bohl, 
Dr. Rüttgers, Frau Geiger, Dr. Stercken, Frau 
Hoffmann (Soltau), Dr. Czaja, Dr. Pohlmeier, 
Böhm (Melsungen), Frau Dr. Hellwig, Kittel-
mann, Dr. Schwörer und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordne-
ten Irmer, Frau Dr. Hamm-Brücher, Dr. Feld-
mann, Dr. Hirsch, Dr.-Ing. Laermann, 
Dr. Weng (Gerlingen), Hoppe, Wolfgramm 
(Göttingen) und der Fraktion der FDP 

Gleichstellung der deutschen Sprache als 
Amtssprache in europäischen Gremien 
— Drucksache 11/5953 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 45 Minuten 
vorgesehen. Kurze Reden sind erwünscht; dennoch 
haben wir das so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Dr. Rüttgers. 

Dr. Rüttgers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Ziel unseres Antrags 
ist die Chancengleichheit für die deutsche Sprache in 
den europäischen Gremien. In der EG ist dies auch 
grundsätzlich anerkannt. Aber ich meine, auch vom 
Europarat und von der WEU verlangen wir damit ge-
wiß nicht zuviel. Ich hoffe deshalb auch auf die Zu-
stimmung aus den Reihen der Opposition. 
Es gibt, glaube ich, einen wichtigen und weiterfüh-

renden Grund für diesen Antrag. Deutsch ist die ein-
zige Sprache in der Europäischen Gemeinschaft, mit 
der wir auch viele Menschen außerhalb dieser Ge-
meinschaft, vor allen Dingen im Bereich von Mittel- 
und Osteuropa, im Bereich des Warschauer Paktes, 
unmittelbar erreichen können. Angesichts der um-
wälzenden Erneuerungen in Osteuropa sollten wir, so 
meine ich, die Chance nutzen, die unsere Sprache für 
die Verständigung bietet. 

Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, unser Ja zu Europa, die Zustimmung 
der Deutschen in der Bundesrepublik Deutschland 
zum europäischen Einigungswerk, ist unumstößlich. 
Europäische Einheit bedeutet ja gerade nicht europäi-
schen Einheitsbrei, sondern wir wollen ein Europa der 
Vielfalt. Kulturelle Vielfalt heißt auch sprachliche 
Vielfalt. Es wird keine europäische Zentralsprache 
geben. Die Europäische Gemeinschaft hat neun Amts-
sprachen, darunter Deutsch, und in einem Europa, das 
den Grenzen ihren trennenden Charakter nimmt, 
müssen, so meine ich, auch die Sprachgrenzen nieder-
gelegt werden. Deshalb ist es mir völlig unverständ-
lich, daß wichtige Dokumente der Europäischen Ge-
meinschaft zunächst nur in französisch und englisch 
erscheinen und Verhandlungen sowie Arbeitspapiere  

sich zunächst auf diese beiden Sprachen beschrän-
ken. 

Für den Europarat zeichnet sich das Bild dann na-
türlich noch etwas schärfer. 73 Millionen Bürger von 
Staaten des Europarates sprechen Deutsch. In den 
23 Ländern des Europarates sprechen 60 Millionen 
Bürger Englisch und zirka 59 Millionen Französisch. 
Damit ist Deutsch die am meisten gesprochene Spra-
che Europas. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Dennoch ist sie im Europarat keine offizielle Amts-
sprache. Wie in der Europäischen Gemeinschaft lie-
gen die deutschen Texte in der Regel erst später als 
die französischen und englischen Texte vor. Dies 
— das ist ein ebenso wichtiger Punkt — hat nicht nur 
nachteilige Wirkungen für die Presseberichterstat-
tung. Die Meldungen erscheinen entweder einen Tag 
zu spät oder sie entfallen ganz, weil sie von aktuelle-
ren Informationen verdrängt werden. 

(Bohl [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dies beeinträchtigt natürlich die Unterrichtung der 
bundesdeutschen Öffentlichkeit. 

Es gibt noch einen weiteren wichtigen Gesichts-
punkt. Zahlreiche Firmen sind auf unverzügliche In-
formationen aus den politischen Gremien angewie-
sen. Insbesondere mittelständische Betriebe — dies 
sagen wir von dieser Stelle sehr häufig — müssen sich 
nach Europa orientieren, und mittelständische Be-
triebe haben eben keine Sprachspezialisten. Deshalb 
gibt es auch hier immer wieder Erschwernisse und 
Wettbewerbsnachteile. 

Wenn die Entwicklung in Ost- und Mitteleuropa 
neue Chancen eröffnet — und davon sind wir alle 
überzeugt — , dann sollten wir nicht darauf verzich-
ten, einen möglichst großen Kreis von Menschen ohne 
Übersetzungen ansprechen zu können. Deshalb wün-
sche ich mir, daß Deutsch als eine Brücke zwischen 
Westeuropa- und Osteuropa verstanden wird. 

Die europäischen Institutionen sollten diese Chance 
nutzen. Gerade weil wir in den Westen integriert sind, 
bietet sich uns die Gelegenheit, zur positiven Ent-
wicklung im Osten beizutragen. Wir sprechen zu 
Recht sehr viel von Verständigung, und die deutsche 
Sprache kann dazu im wahrsten Sinne des Wortes bei-
tragen. 

Wir sollten es deshalb nicht nur bei einem Appell an 
die EG belassen. Wir sollten nicht nur an den Europa-
rat und die WEU appellieren. Wir können auch selber 
eine Menge zur Förderung der deutschen Sprache 
beitragen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Natürlich begrüße ich es, daß viele Mitbürger Fremd-
sprachen beherrschen. Andererseits halte ich es aber 
nicht für erforderlich, daß einige sprachbegabte Be-
amte aus der Bundesrepublik Deutschland es in euro-
päischen Gremien tunlichst vermeiden, in diesen Gre-
mien Deutsch zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sollten uns 
— auch dies ist eine Aufgabe, die in diesem Parlament 
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herausgestellt worden ist — ebenfalls zu einer ver-
stärkten finanziellen Förderung bereitfinden. Ich 
möchte zum Abschluß ein Zitat des Generalsekretärs 
des Goethe-Institutes wiederholen. Er sagte: 

Deutsch wird wieder eine der wichtigsten Spra-
chen. Wir können das Interesse an deutschen 
Sprachkursen im Osten kaum befriedigen. 

Das Goethe-Institut hat angesichts der Annäherung 
zwischen Ost und West Geld und Kapazitäten auf 
Osteuropa konzentrieren müssen. Wir sollten es dabei 
unterstützen. 

Meine Damen und Herren, an diesem Antrag wurde 
schon gearbeitet, bevor seine Notwendigkeit so deut-
lich wie in den letzten Wochen und Monaten wurde. 
Wir sollten den Weg, den die Bundesregierung in ih-
ren Verhandlungen geht, unterstützen. Wir werden 
sicherlich auch dann dazu Gelegenheit haben, wenn 
wir hier über den ersten Bericht der Bundesregierung 
debattieren. Ich meine, wir sind auf einem guten Weg. 
Deshalb bitte ich um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Brück. 

Brück (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! In den Fremdenverkehrsgebieten der Euro-
päischen Gemeinschaft kann man häufig das Schild 
antreffen: „Man spricht Deutsch". Die Frage ist: Gilt 
das auch für die Hauptstadt der Europäischen Ge-
meinschaft? Die Antwort ist leider: Nein. Dabei meine 
ich natürlich nicht die Gaststätten, Hotels und Ge-
schäfte in Brüssel. Brüssel ist ja auch nicht gerade ein 
Fremdenverkehrsgebiet. Ich meine vielmehr die 
Bürogebäude der EG-Kommission und des Minister-
rates. 

Dabei müßte für die Brüsseler Bürokratie eigentlich 
das gleiche wie für die europäischen Fremdenver-
kehrsgebiete gelten: In den Gaststätten, Hotels und 
auch in den Geschäften muß man nämlich des Deut-
schen mächtig sein, weil es so viele deutschspre-
chende Touristen gibt; denn das Deutsche als Mutter-
sprache ist — das ist soeben schon gesagt worden  — 
die  in der EG, nicht unbedingt in Europa am meisten 
gesprochene Sprache. 

Das, was für die Europäische Gemeinschaft gilt, gilt 
erst recht für den Europarat; denn im Europarat sind ja 
gleich drei deutschsprachige Länder vertreten. Ge-
wiß, in den Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates sprechen die Deutschen, 
die Österreicher und die Deutschschweizer Deutsch. 
Aber die Amtssprachen des Europarates sind franzö-
sisch und englisch. Das Deutsche ist eben nur Arbeits-
sprache. Das heißt, daß die Dokumente des Europara-
tes eben nicht in Deutsch verfaßt sind. 

Für jeden Abgeordneten aus den drei genannten 
deutschsprachigen Ländern ist es schon schwieirg, die 
Papiere zu studieren, es sei denn, er beherrscht die 
französische oder die englische Sprache perfekt. 
Denn da liegt ja das Problem: Selbst wenn man sich in 
einer Fremdsprache gut unterhalten kann, wird es  

immer wieder schwierig, die Feinheiten einer Sprache 
ganz zu verstehen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist der Punkt!) 

Da die Gruppe der deutschsprachigen Abgeordne-
ten in der Beratenden Versammlung des Europarates 
die stärkste ist, kann ich die Forderung nach Einfüh-
rung der deutschen Sprache als Amtssprache im Eu-
roparat nur unterstützen. Ich tue das auch im Namen 
meiner Fraktion, vor allem aber im Namen meiner 
Kolleginnen und Kollegen, die Mitglied der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates oder der 
WEU sind. 

Wir können auch die Verhandlungen der Bundesre-
gierung in dieser Sache unterstützen. Ob wir, wie das 
in dem Antrag formuliert ist, sie auch begrüßen kön-
nen, werden wir dann entscheiden, wenn wir wissen, 
wie intensiv die Bundesregierung die Verhandlungen 
führt. Aber das werden wir dann bei den Ausschuß-
beratungen hören. 

Wenn in dem Antrag dann weiter gefordert wird, 
daß die Bundesregierung mit Nachdruck darauf hin-
wirken soll, daß auch in der Praxis der Europäischen 
Gemeinschaft, des Europarats und der WEU die deut-
sche Sprache der französischen und englischen 
gleichgestellt wird, dann kann ich das auch unterstüt-
zen. Es kann aus unserer Sicht nicht hingenommen 
werden, daß die deutsche Sprache in der Europäi-
schen Gemeinschaft zwar formell Amtssprache ist, 
aber eigentlich keine Arbeitssprache. Das heißt, wir 
können es nicht hinnehmen, daß in den Behörden der 
EG mit der deutschen Sprache nicht gearbeitet wird, 
daß in vielen Sitzungen nicht Deutsch geprochen 
wird. Wir hören immer wieder Berichte, daß Texte im 
internen Gebrauch der Kommission zuerst in Franzö-
sisch oder Englisch vorliegen und es oft lange dauert, 
bis die deutsche Übersetzung vorliegt. Dabei kann es 
hier - das ist eben gesagt worden — auch um hand-
feste wirschaftliche Dinge gehen. 

Es trifft zu, was in der Begründung des Antrags der 
Koalitionsfraktionen gesagt wird, daß für deutsche 
Unternehmen, vor allem für mittelständische Unter-
nehmen, hierdurch Wettbewerbsnachteile entstehen. 
Aber ehe wir andere beschimpfen, sollten wir bei uns 
selbst anfangen. Ich habe es auch schon erlebt, daß 
die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag ein 
EG-Papier in englischer Sprache zugeleitet hat. 

Ich halte es für einen Vorteil, daß viele unserer Be-
amten mehr Fremdsprachen sprechen als beispiels-
weise Briten oder Franzosen, auch wenn wir, die 
Deutschen, hier noch hinter den kleineren europäi-
schen Sprachnationen herhinken. Ich verstehe es 
auch, daß man gerne fremde Sprachen spricht. Ich tue 
es auch, schon aus egoistischen Gründen. Ich will 
nämlich mein Französisch und mein Englisch durch 
Übung immer wieder verbessern. Vielleicht denken 
unsere Beamten, die in Brüssel bei Verhandlungen 
dabei sind, genauso. Aber sie sollten nicht so egoi-
stisch sein. Sie sollten ihren Kollegen aus anderen 
Mitgliedstaaten der EG auch die Chance lassen, ihr 
Deutsch zu verbessern. Das wird nämlich auch des-
halb notwendig sein, weil — auch das ist eben gesagt 
worden — , die Entwicklung in Mittel- und Osteuropa 
vielleicht doch manchen Brüsseler Eurokraten zwin- 
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gen wird, Deutsch zu lernen, weil eben in den mittel- 
und osteuropäischen Ländern Deutsch mehr als 
Fremdsprache gesprochen wird als in westeuropäi-
schen Ländern. 

Ich denke, daß uns Deutschen niemand Nationalis-
mus unterstellen wird, wenn wir Wert darauf legen, 
daß auch unsere Sprache im Europarat und in der 
Europäischen Gemeinschaft gesprochen wird. Nie-
mand soll mir mit dem Argument kommen, das alles 
koste sehr viel Geld, weil man viel mehr Übersetzer 
und viel mehr Dolmetscher beschäftigen muß. Dies 
muß uns Europa wert sein. 

Damit bin ich bei einer grundsätzlichen Frage. Es 
geht nicht nur um das Deutsche. Es geht auch um die 
anderen Sprachen in der Europäischen Gemeinschaft. 
Die große Mehrheit in Europa will die Entwicklung 
dieser Gemeinschaft zur Europäischen Union, zu den 
Vereinigten Staaten von Europa. Es ist meine feste 
Überzeugung, daß die Vereinigten Staaten von Eu-
ropa nur funktionieren können, wenn sie föderali-
stisch gestaltet sind, föderalistischer als die Vereinig-
ten Staaten von Amerika, denn wir werden in Europa 
dann ein Vielvölkerstaat sein. Dieser wird nur funktio-
nieren, wenn die Vielzahl der europäischen Kulturen 
und damit auch der europäischen Sprachen toleriert 
und geschützt wird. Niemand in Europa darf das Ge-
fühl haben, daß seine Sprache, seine Kultur unter-
drückt wird. 

Ich denke, dali wir uns hier an der Schweiz ein gutes 
Beispiel nehmen können. So weiß ich, daß die Vorla-
gen für den Schweizer Nationalrat in Deutsch, Fran-
zösisch und Italienisch erfolgen. Wer einmal mit dem 
Auto durch die Schweiz gefahren ist, wird sehen, wie 
selbstverständlich die Sprachen aufeinanderfolgen, 
ohne daß man als Autofahrer Probleme hat. Wenn an 
einer Autobahnausfahrt „Sortie" steht, dann kapiert 
das auch jemand, der nicht Französisch spricht. 

Ich weiß, daß es in Europa noch viele Sprachen gibt, 
die in ihren eigenen Ländern keine Amtssprachen 
und daher auch keine Amtssprachen der EG sind. 
Aber ich denke, daß es auch hier unsere Aufgabe sein 
muß, darauf zu achten, daß diese Sprachen wenig-
stens in den Regionen, in denen sie gesprochen wer-
den, geschützt und bewahrt werden. Ich bin sogar 
davon überzeugt, daß sie es in einer Europäischen 
Union leichter haben werden, als sie es in den jetzigen 
Nationalstaaten haben. Wer seine regionale Sprache, 
seine Mundart pflegt, wird dann nicht mehr des Sepa-
ratismus bezichtigt werden können, zumal ich auch 
glaube, daß ein künftiges Europa nicht mehr nur ein 
Europa der Mitgliedstaaten sein wird, sondern eher 
ein Europa der Regionen. 

Was immer ich aber gesagt habe zur Bewahrung der 
Muttersprache in den europäischen Ländern oder in 
den europäischen Regionen, eines kann ich natürlich 
auch nur jedem Europäer empfehlen, nämlich die 
Sprache des Nachbarn zu lernen. Vieles wird dann im 
menschlichen Zusammenleben einfacher, und vieles 
wird natürlich auch in der politischen und wirtschaft-
lichen Gestaltung dieses Europas einfacher werden. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Irmer. Sie haben heute Geburtstag; herzlichen 
Glückwunsch. 

(Beifall — Bohl [CDU/CSU]: Wie alt ist er 
denn?) 

Irmer (FDP): Tak, frue formand! Madame le Prési-
dent, chers collègues! Signora Presidente, onoréroli 
collèghi! Madam Chairman, colleagues! Verehrte 
Frau Präsidentin! 

(Bohl [CDU/CSU]: Die armen Stenogra

-

phen!) 

Zunächst herzlichen Dank für die Glückwünsche. 

(Brück [SPD]: Da fehlen noch ein paar Spra

-

chen!) 

— Ich kann sie ja nicht alle. 

Der deutsche Literat August Wilhelm von Schlegel 
hat in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die 
beklagenswerte Lage der deutschen Delegierten im 
Europarat prophetisch wie folgt vorhergesehen. In 
einem Gedicht mit der Überschrift „In der Fremde" 
heißt es: 

Oft hab' ich dich rauh gescholten, 
Muttersprache, so vertraut! 
Höher hätte mir gegolten 
südlicher Sirenenlaut. 

Und nun irr' ich in der Ferne 
freudenlos von Ort zu Ort 
und vernähm', ach, wie so gerne 
nur ein einzig deutsches Wort. 

Mit den Sprachen hat es ja seine besondere Be-
wandtnis. Sie sind das vornehmste Merkmal der kul-
turellen Identität. Gerade deshalb ist es, wenn Europa 
zusammenwächst, so notwendig, daß wir besonders 
die kleinen Sprachen respektieren. Die Dänen bei-
spielsweise haben Angst, daß ihre Kultur auch wegen 
der Sprachgestaltung in der europäischen Praxis in 
einem allgemeinen europäischen Einheitsbrei verlo-
rengeht. Diese Angst muß man ihnen nehmen. Frau 
Präsidentin, ich gestatte mir den Hinweis, daß auch 
die Maoris auf ihr angestammtes Wakahujahuja nur 
äußerst ungern verzichten würden. 

(Heiterkeit) 

Gegen die Vielzahl der Amtssprachen wird immer 
eingewandt, dies sei viel zu teuer; man solle es doch so 
machen wie in der UN-Vollversammlung. Da gibt es 
allerdings einen wesentlichen Unterschied: In der 
UN-Vollversammlung sitzen Diplomaten. Bei denen 
darf und muß man voraussetzen, daß zu ihrer berufli-
chen Qualifikation die Beherrschung von Fremdspra-
chen gehört. 

Anders ist das in den parlamentarischen Gremien 
in Europa. Ich möchte, daß jeder Mitbürger die 
Chance hat, z. B. für das Europäische Parlament zu 
kandidieren, auch wenn er nie die Gelegenheit hatte, 
Sprachen zu lernen, etwa in der Schule. 

Im übrigen ist die Beherrschung von Sprachen auch 
nicht nur eine Frage der Bildung, sondern auch des 
ganz spezifischen Talents. Ich erinnere an den italie-
nischen Mathematikprofessor, der das auf italienisch 
wunderschön so ausdrückte: Sono negato per le lin- 
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gue. Damit wollte er ausdrücken: Mit Sprachen habe 
ich nichts zu tun, das liegt mir nicht. Es war ein hoch-
intelligenter Mann, der aber diese spezifische Bega-
bung absolut nicht hatte. 

(Fiebig [SPD]: Viele Abgeordnete können ja 
noch nicht einmal Deutsch!) 

— Das haben Sie gesagt, Herr Kollege. 

(Heiterkeit) 

Es ist manchmal auch eine Frage der Bereitschaft. 
Ich habe einmal einen britischen Kollegen aus dem 
Europäischen Parlament gefragt, warum er ausge-
rechnet als erste Fremdsprache Italienisch lerne. Ich 
meine, man hat ja Verständnis dafür: die Kultur ist 
anregend, die Küche nicht minder. Aber dasselbe gilt 
ja auch für Französisch. Ich habe ihn gefragt: Warum 
lernst du nicht Französisch? Damit kannst du hier 
doch viel mehr anfangen. Er sagte: As long as these 
bloody French don't learn English, I bluntly refuse to 
speak their dialect. — Meine Damen und Herren, es 
ist also auch eine Frage der inneren Bereitschaft. 

Ich habe diese ganzen ausländischen Zitate hier 
natürlich nur deshalb gebracht, um von vornherein 
dem Verdacht entgegenzuwirken, der diesem Antrag 
ja entgegenschlagen könnte, nämlich hier mache sich 
ein gewisser Provinzialismus breit. Meine Damen und 
Herren, dies ist nun genau nicht der Fall. Ich will nicht 
wiederholen, was die Vorredner so richtig gesagt ha-
ben. Es ist weder Provinzialismus, noch ist es natio-
nale Selbstüberhebung, wenn wir darauf bestehen, 
daß der deutschen Sprache ihr angestammter Platz 
und Rang zukommen. 

Gerade in dieser Zeit der Umwälzungen in Osteu-
ropa und in der DDR werden wir von unseren Nach-
barn mißtrauisch beäugt, ob wir als Deutsche uns 
nicht wieder überheben, ob wir nicht wieder Größen-
wahn an den Tag legen. Und da muß man im Zusam-
menhang mit diesem Antrag auch ganz klar sagen: 
Eben dies ist nicht gewollt und nicht gemeint, und 
diesem Verdacht wollen wir uns auch nicht ausset-
zen. 

Die wahren Gründe sind zweifacher Natur: Einmal 
sind es die wirtschaftlichen Implikationen, auf die der 
Kollege Rüttgers schon hingewiesen hat und auf die 
Kollege Beckmann anschließend gewiß zu sprechen 
kommen wird. Zweitens aber kommt der deutschen 
Sprache, gerade durch die Öffnung nach Osten, künf-
tig eine noch stärkere Brückenfunktion zu, als sie sie 
bisher hatte. Denn in den Ländern, die sich jetzt be-
freit haben, in der Tschechoslowakei, in Polen, in Un-
garn, ist die deutsche Sprache oft weit stärker verbrei-
tet als irgendeine andere Fremdsprache. Deshalb 
wäre es gut, daß die europäischen Gremien der deut-
schen Sprache künftig auch einen höheren Rang ein-
räumen. 

Die Bundesregierung soll hier handeln. Eines Tages 
werden wir dann erfreut feststellen, was in diesem 
Zusammenhang — wiederum prophetisch — Heinrich 
Heine in seinem großen Gedicht „Deutschland — ein 
Wintermärchen" gesagt hat. Ich hatte das große Ver-
gnügen, genau auf den Tag heute vor einem Jahr grö-
ßere Auszüge aus diesem Gedicht zitieren zu dürfen. 
Ich möchte es mir eigentlich zur lieben Gewohnheit  

machen, wenigstens einmal im Jahr hier Heinrich 
Heine vorlesen zu dürfen. Frau Präsidentin, es soll also 
in Zukunft der Zustand erreicht werden, den Heinrich 
Heine beschrieben hat. Allerdings hat Heinrich Heine 
dies gesagt, als er von Paris nach Hamburg reiste und 
in Aachen an die deutsche Grenze kam. In Zukunft 
soll es den — von August Wilhelm Schlegel so beklag-
ten — deutschen Delegierten im Europarat auf ihrem 
Wege von Deutschland nach Frankreich hinüber fol-
gendermaßen gehen: 

Und als ich an die Grenze kam, 
Da fühlt ich ein stärkeres Klopfen 
In meiner Brust, ich glaube sogar, 
Die Augen begunnen zu tropfen. 

Und als ich die deutsche Sprache vernahm, 
Da ward mir seltsam zumute: 
Ich meinte nicht anders, als ob das Herz 
Recht angenehm verblute. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Aber vielleicht darf ich 
darauf hinweisen, daß Reisen der Abgeordneten wirk-
lich bilden; davon hat der Herr Kollege soeben ge-
sprochen. Er hat sogar etwas aus der Sprache der 
Maoris hier zur Kenntnis gebracht. 

(Heiterkeit) 
So, jetzt hat das Wort der Herr Abgeordnete 

Dr. Wulff. 

Dr. Wulff (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In der Begründung 
zum Antrag heißt es: 

73 Millionen Bürger von Staaten des Europarates 
sprechen Deutsch; es ist 

— wie richtig gesagt wurde — 

die  am meisten gesprochene Sprache Europas. 

Und niemand bestreitet — auch das möchte ich ein-
mal sagen — , daß Englisch und Französisch Weltspra-
chen sind. Aber wir leben in Europa, und dort spre-
chen die meisten als ihre Muttersprache Deutsch. 

Weil das so ist, sollte Deutsch nach unserer Mei-
nung auch als Amtssprache in den europäischen Gre-
mien gleichgestellt werden, um so mehr, als die deut-
sche Sprache Gefahr läuft, in der Gemeinschaft, im 
Europarat wie auch in der WEU ins Hintertreffen zu 
geraten. Wenn wichtige Dokumente zunächst nur in 
Englisch und Französisch erscheinen und Arbeitspa-
piere in diesen Sprachen angefertigt werden, laufen 
deutsche Unternehmen, insbesondere kleine und mit-
telständische Unternehmen, Gefahr, Wettbewerbs-
nachteile zu erleiden. 
Hierzu nur einige ganz wenige Beispiele: Ihre viel-

fältige Korrespondenz mit der deutschen Wirtschaft 
führt die Kommission fast ausschließlich in Englisch 
und Französisch. Die Benachteiligung der deutschen 
Sprache ist auch in Anhörungen und Symposien der 
Kommission festzustellen. Bei zahlreichen Veranstal-
tungen ist der Dolmetscherdienst für Deutsch nicht 
gewährleistet; das Informationsmaterial liegt nur in 
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Englisch und Französisch vor. So hat die Kommission 
im Februar 1989 eine Anhörung der Industrie zum 
Thema „Panorama der EG-Industrie" nur in Franzö-
sisch und Englisch durchgeführt. Die zahlreichen 
Teilnehmer aus dem deutschsprachigen Raum wur-
den in der Wahrnehmung ihrer Belange, so meine ich, 
erheblich benachteiligt. 

Bei Ausschreibungen der Kommission liegen häufig 
die Ausschreibungsunterlagen in deutscher Sprache 
nicht gleichzeitig mit den französisch- und englisch-
sprachigen Unterlagen vor. Die verspätete Verfügbar-
keit verkürzt die Bearbeitungszeit und damit die 
Wettbewerbschancen. 

Wichtige Studien und Informationsschriften der 
Kommission liegen nicht oder sehr verspätet in deut-
scher Sprache vor. Die wirtschaftspolitische Analyse 
der Kommission zum Binnenmarkt beispielsweise er-
schien im März 1988 in französischer und in engli-
scher Ausgabe. Die angekündigte deutsche Ausgabe 
erschien erst im März 1989. Die Presseinformation der 
Kommission über den wirtschaftlichen Nutzen des 
Programms „Binnenmarkt '92" vom März 1988 ent-
hielt den wichtigen statistischen Anhang mit der 
Quantifizierung des Binnenmarktkonzepts nur in 
französischer Sprache. Kern der Veröffentlichung sind 
die statistischen Tabellen. Diese werden in der Viel-
zahl der Fälle nur mit englischer und französischer 
Beschriftung dargestellt, obwohl drucktechnisch die 
Einfügung des deutschen Textes in die Tabellen und 
damit die leichtere Lesbarkeit für den deutschsprachi-
gen Leserkreis ohne weiteres möglich wäre. 

Ein weiteres wichtiges Faktum: Zugunsten der klei-
nen und mittleren Unternehmen in Europa werden 
mit Unterstützung der Kommission in allen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft sogenannte Euro -Informa-
tionsschalter eingerichtet, die der Wirtschaft alle EG-
relevanten Informationen vermitteln sollen. Aber wie 
sieht es  aus?  Auch hier sind bei der Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und deutschen Informa-
tionsschaltern Benachteiligungen bei der Berücksich-
tigung der deutschen Sprache festzustellen. So sind 
die für die Arbeit der deutschen Schalter wichtigen 
thematischen Einzelmerkblätter nur in Englisch und 
Französisch verfügbar. 

Meine Damen und Herren, ein Gedanke aber 
scheint mir in der gegenwärtigen Situation besonders 
wichtig zu sein. In den Ländern Europas, die sich mehr 
und mehr dem Gedanken der europäischen Einigung 
zuwenden, ist die deutsche Sprache weit verbreitet. 
Deshalb stellt die Einführung der deutschen Sprache 
als Amtssprache auch und insbesondere eine Brücke 
nach Osteuropa dar. 

Ich habe von der ökonomischen Bedeutung der 
deutschen Sprache im europäischen Raum gespro-
chen. Neben dem Ökonomischen scheint mir aber 
noch eines wichtig zu sein. Bereits im Jahre 1977 
wurde in einer Stellungnahme der Bundesregierung 
zur auswärtigen Kulturpolitik folgendes festgestellt: 

Die deutsche Sprache ist und bleibt ein zentraler 
Bestandteil unserer Kultur und ein wichtiger 
Mittler zur Verständigung zwischen den Völkern. 
Deshalb kann es nach Meinung der Bundesregie-
rung keine auswärtige Kulturpolitik ohne sinn

-

volle Sprachpolitik geben. Sie ist eine ihrer wich-
tigsten Aufgaben. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir zum 
Schluß, den Leiter der Kulturabteilung des Auswärti-
gen Amtes Dr. Witte, einen ebenso klugen wie enga-
gierten Mann, zu zitieren. Er hat vor geraumer Zeit 
folgendes geschrieben: 

Die deutsche Sprache ist gleichwohl eine wich-
tige (nach dem Russischen die als Muttersprache 
meistgesprochene) Regionalsprache in Europa 
geblieben. Neuerdings läßt sich auch eine neue 
Aufgeschlossenheit für Deutsch feststellen. Dies 
hängt nicht zuletzt mit der europäischen Neube-
sinnung und Aufbruchstimmung zusammen, im 
Westen in Richtung auf das Europa des Binnen-
marktes 1992, im Osten in Richtung auf Demokra-
tisierung und Systemreform. Europa gewinnt zu-
nehmend auch eine kulturelle Dimension. 

Der Kollege Brück hat das eben schon gesagt. 

Zielt aber politische und ökonomische Integration 
auf Abbau von Grenzen, Handelsbar rieren und 
auf Harmonisierung, so ist das kulturelle Europa 
eines der Vielfalt, der Regionen und Nischen und 
der kleinen Lebenskreise. Vielsprachigkeit ist ein 
Kernstück dieser europäischen „universitas mul-
tiplex" . Eine zunehmend multipolar werdende 
Welt bedarf eines vielschichtigen Sprachenange-
bots. Die deutsche Sprache hat darin einen wich-
tigen Platz. 

Ich meine zu Recht, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Staats-
ministerin Dr. Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich werde mich in meinem Beitrag auf 
Deutsch beschränken. Erstens bin ich nicht so poly-
glott wie der Kollege Uli Irmer. Zweitens muß ich mich 
hier mit der, wie es im Antrag heißt, „Gleichstellung 
der deutschen Sprache als Amtssprache in europäi-
schen Gremien" beschäftigen. Das Wort „Amtsspra-
che" fordert einen natürlich nicht gerade zu geistrei-
chen Ausführungen heraus. Ich hoffe sehr, obwohl der 
Augenschein dagegen spricht, daß dann nicht die 
deutsche Amtssprache übernommen wird, sondern 
die deutsche Sprache. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Immerhin — und das empfinde ich als sehr begrü-
ßenswert — ist bei dieser Debatte deutlich geworden, 
daß Sprache ein entscheidender, vielleicht der ent-
scheidende Faktor der Identität eines Volkes ist und 
damit auch Ausdruck seiner kulturellen Entwicklung. 
Dies ist neben den wirtschaftlichen Erwägungen der 
Grund für die Bundesregierung, Deutsch innerhalb 
der europäischen Gremien als ständig genutzte Spra-
che zu fördern. Deutsch ist eine wichtige europäische 
Regionalsprache und verdient deshalb angemessene 
Berücksichtigung bei europäischen Organisationen. 
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Die Bundesregierung hat ihre Bemühungen zu-
nächst darauf konzentriert, Startvorteile auszuglei-
chen, die Englisch und Französisch bei den kurz nach 
dem Zweiten Weltkrieg gegründeten Organisationen 
als alleinige Amtssprachen gewonnen haben. Das 
sind Europarat und Westeuropäische Union. In der 
zehn Jahre später gegründeten Europäischen Ge-
meinschaft ist Deutsch von Anfang an den Sprachen 
der anderen Mitgliedstaaten gleichgestellt worden. 
Im Europarat haben wir bisher nur ein Zwischenziel 
erreicht. Deutsch ist inzwischen Arbeitssprache in der 
Parlamentarischen Versammlung und den Minister-
konferenzen. Als sogenannte Amtssprache könnte 
Deutsch nur durch eine Änderung des Europaratssta-
tuts eingeführt werden. Die dafür erforderlichen qua-
lifizierten Mehrheiten sind nicht ohne Regelung der 
entstehenden Mehrkosten für Dolmetscher und Über-
setzungsaufwendungen zu erreichen. Ich freue mich 
sehr, daß die Kollegen, die hier dazu gesprochen ha-
ben, die Bereitschaft bekundet haben, mehr Geld da-
für auszugeben. Die Bundesregierung begrüßt das. 
Ich hoffe, Sie sagen das Ihren Kollegen, die im Haus-
haltsausschuß tätig sind, weiter; denn die Bundesre-
gierung kann nur die Mittel ausgeben, die ihr der 
Deutsche Bundestag für diese Zwecke auch bewil-
ligt. 

Wenn auch die Verbesserung der Stellung des 
Deutschen als Arbeitssprache im Mittelpunkt unserer 
Bemühungen stand, Ziel bleibt die Einführung von 
Deutsch als Amtssprache. In der Westeuropäischen 
Union sind wir sogar der einzige deutschsprachige 
Mitgliedstaat und bedürften eines einstimmigen Vo-
tums für eine Änderung des Statuts. Das macht die 
Schwierigkeiten deutlich. 

Die Bundesregierung strebt als einen ersten Schritt 
die Bewilligung zusätzlicher Übersetzerstellen beim 
Sekretariat sowie die Ermöglichung des Dolmet-
schens bei Ausschuß- und Arbeitsgruppensitzungen 
an. 

In der Europäischen Gemeinschaft geht es nicht um 
statusmäßige Verbesserungen, da geht es um Fragen 
der Praxis. In der Praxis aber — und da ist der Be-
schlußempfehlung zuzustimmen — läuft nicht alles 
so, wie es sein sollte. Die Bundesregierung legt des-
halb großen Wert darauf, daß Deutsch auch de facto 
neben Englisch und Französisch als Amtssprache und 
als Arbeitssprache der Gemeinschaft verwendet 
wird. 

Die Bundesregierung hat dieses Thema auf allen 
Ebenen gegenüber der EG-Kommission — und da 
müßte das vorrangig verbessert werden — und dem 
Generalsekretariat des Rates immer wieder aufgegrif-
fen. Der Bundeskanzler selbst hat das Thema gegen-
über dem Präsidenten der EG-Kommission wiederholt 
deutlich angesprochen. Wir haben darauf hingewie-
sen, daß die fortschreitende europäische Integration 
nur dann der deutschen Bevölkerung verständlich ge-
macht und ihre positive Einstellung zu diesem Prozeß 
erhalten werden kann, wenn sie auch künftig im Um-
gang mit den Nachbarn und den Behörden in der 
deutschen Sprache verkehren kann. 

Aber lassen Sie mich auch noch ein Wort zu der 
wirtschaftlichen Bedeutung sagen — der Kollege 
Wulff ist ausdrücklich darauf eingegangen; ich kann  

das nur nachdrücklich unterstreichen — : Die Wettbe-
werbsparität für die deutsche Wirtschaft und hier ins-
besondere für die mittelständischen Unternehmen ge-
bietet es, daß die Kommission hier endlich ihren Ver-
pflichtungen, die sie von Anfang an dadurch über-
nommen hat, daß Deutsch gleichberechtigte Sprache 
ist, auch tatsächlich nachkommt. Das bezieht sich so-
wohl auf die Vorlage von Dokumenten wie auch auf 
Ausschreibungen. Gerade mittelständischen Firmen 
ist es nicht zuzumuten, einen eigenen Übersetzungs-
dienst einzurichten, so daß wir immer wieder konsta-
tieren müssen, daß deutsche Firmen schlicht benach-
teiligt sind, wenn Ausschreibungsunterlagen in 
deutsch erst Wochen, zum Teil sogar Monate nach 
den ursprünglichen aufgelegten englischen oder fran-
zösischen Unterlagen verfügbar sind. 

Hier müssen und werden wir darauf drängen, daß 
durchgreifende Verbesserungen beim deutschen 
Übersetzungsdienst in der Kommission endlich zum 
Tragen kommen. Einen Zwischenerfolg haben wir in 
den vergangenen Wochen erzielt, und zwar bei der 
Nutzung von Deutsch als Konferenzsprache bei den 
Verhandlungen über die Einrichtung der osteuropäi-
schen Investitionsbank in Paris. 

Natürlich sind die deutschen Mitarbeiter in der 
Kommission, im Rat und in der Ständigen Vertretung 
gehalten, jeden Verstoß aufzugreifen und auf Abhilfe 
zu drängen. 

(Duve [SPD]: Verstoß?) 

— Ja, es ist in der Tat ein Verstoß gegen eingegan-
gene rechtliche Verpflichtungen schon mit der Unter-
zeichnung des Vertrages. 

Grundsätzliche Probleme werden weiterhin von der 
Bundesregierung mit den betreffenden Stellen in 
Brüssel erörtert. Daneben sollte aber jeder deutsche 
Staatsangehörige, der mit der Gemeinschaft in Ver-
bänden oder in welcher Weise auch immer zu tun hat, 
dort der deutschen Sprache Geltung verschaffen. Der 
Anstoß, der hier aus dem Deutschen Bundestag gege-
ben worden ist, wird von der Bundesregierung gerne 
aufgenommen. Es ist eine willkommene Ermuti-
gung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Interfraktionell ist ver-
einbart worden, den Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP auf Drucksache 11/5953 — anders als in 
der Tagesordnung vorgesehen — zur federführenden 
Beratung an den Auswärtigen Ausschuß und zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Wirtschaft zu überwei-
sen. Das Haus ist damit einverstanden? — Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich rufe nun den Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 
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Menschenrechte in Kolumbien 
— Drucksache 11/5014 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 
Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Meneses Vogl. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir befassen uns zum erstenmal 
mit Kolumbien, reichlich spät, wie ich meine, wenn 
man bedenkt, daß in diesem Land der nackte Terror 
herrscht. 

(Bindig [SPD]: Wir haben hier schon öfter 
über Kolumbien gesprochen!) 

— Im Bundestag, meine ich, hier im Plenarsaal. 

(Bindig [SPD]: Auch im Bundestag!) 

—Auch in bezug auf die Menschenrechte? 

(Bindig [SPD]: Ja!) 

— Gut. Um so erfreulicher. 

Seit einem halben Jahr gilt Kolumbien als das Land 
des Drogenkriegs. Wieder einmal bekommt ein Land 
der Dritten Welt einen exotischen Stempel. Berichte 
über Drogenkönige und Kokainbarone füllten einige 
Monate die Schlagzeilen, bis auch hier die Sensations-
lust abflaute. Was sich hinter diesem Drogenkrieg ver-
birgt, bleibt unbekannt. 

In Kolumbien, meine Damen und Herren, werden 
täglich 69 Menschen umgebracht, 22 davon aus poli-
tischen Gründen. Dort finden extralegale Hinrichtun-
gen statt. Tausende verschwinden. Allein zwischen 
1988 und 1989 wurden über 100 Massaker bekannt, 
bei denen unbewaffnete Zivilisten regelrecht nieder-
gemetzelt wurden. Bewaffnete Überfälle gehören zur 
alltäglichen Geschichte dieses Landes. Am 17. Januar 
tötete in der Bananenregion Urabá ein Killerkom-
mando 7 Menschen auf einer politischen Versamm-
lung, 13 wurden verletzt, darunter sehr viele Kin-
der. 

(Duve [SPD]: Vorgestern!) 

Am vergangenen Sonntag wurden 32 Personen in 
derselben Region verschleppt und sind seither ver-
schwunden. Tausende von Bauern werden von Para-
militärs „weggesäubert" und werden so zu Flüchtlin-
gen im eigenen Land. Rund 20 000 Menschen wurden 
1989 ermordet. Die Opfer sind immer die gleichen: 
organisierte Landarbeiter, Gewerkschafter/-innen, 
Lehrer/-innen, Student/-innen, linke Politiker/-innen, 
Richter/-innen. Sie alle haben eines gemeinsam: ihre 
kritische Haltung zur Regierung. Morde und Ver-
schwindenlassen sind, wie Amnesty International in 
seinem Kolumbienbericht von 1989, den ich wärm-
stens empfehlen möchte, belegt, Resultat der Zusam-
menarbeit zwischen Sicherheitskräften, paramilitäri-
schen Gruppen und der Drogenmafia. 

Seit Präsident Virgilio Barco im August 1989 der 
Drogenmafia den Krieg erklärte, hat er die vollste 

Unterstützung der internationalen Öffentlichkeit. Ein 
Fehler des Kartells von Medellin, der Mord an Galán, 
gilt nur als Vorwand für eine weitere Militarisierung 
und Ausweitung des Ausnahmezustands, die vor al-
lem der Einschüchterung und Ausschaltung der Op-
positionellen dienen. 
Kein Wunder, daß Präsident Barco unisono mit den 

USA den vor zwei Tagen gemachten begrüßenswer-
ten Vorschlag des Kartells von Medellin ablehnte, ei-
nen Dialog aufzunehmen. Wie kein anderer Wirt-
schaftszweig des Landes beeinflußt der Drogenhan-
del alle Lebensbereiche Kolumbiens. Vom Sport bis 
zur Politik hat die Drogenmafia überall ihre Finger im 
Spiel. Die Mafia finanziert die zur Zeit erfolgreichste 
Fußballmannschaft Lateinamerikas. Sie finanziert 
auch den Wahlkampf einer Unzahl von Politikern der 
liberalen wie der konservativen Partei, die seit 30 Jah-
ren das Land regieren. In Kolumbien ist das allgemein 
bekannt, nur die jeweiligen Regierungen schweigen 
sich aus. Aus diesem Grunde ist der berühmte Dro-
genkrieg nur ein Scheinkrieg, den die Regierenden 
nicht gewinnen werden; denn eine empfindliche 
Schwächung des Drogenhandels würde ihre ureigen-
sten Interessen empfindlich treffen. Allerdings bietet 
dieser Krieg der Regierung einen günstigen Vorwand, 
den Krieg gegen die sogenannte Subversion und als 
Handlanger der USA die wachsende militärische In-
tervention aus dem Norden zu rechtfertigen. Durch 
den Drogenkrieg werden alle Bemühungen eines 
Friedensdialogs zwischen Guerilla und Regierung zu-
nichte gemacht. In einem Land, in dem 50 % der Be-
völkerung in absoluter Armut leben, in dem 4 % der 
Bevölkerung 68 % des Kulturlandes besitzen, braucht 
man sich nicht zu wundern, daß eine Guerilla-Bewe-
gung entsteht, die über eine breite soziale Basis auf 
dem Land verfügt. 
Die moralische und politische Verpflichtung der 

Bundesregierung darf sich nicht weiterhin darin er-
schöpfen, Lobeshymnen auf Virgilio Barco und die 
wirtschaftliche Stabilität Kolumbiens zu singen, von 
deren Segen die große Mehrheit der Bevölkerung Ko-
lumbiens ausgeschlossen ist. 
Der Bundestag hat in der am 29. Januar beginnen-

den Menschenrechtskonferenz der Menschenrechts-
kommission der Vereinten Nationen in Genf Gelegen-
heit, sich für die Bestellung eines Sonderberichterstat-
ters der UN einzusetzen. Jedes weitere Schweigen 
macht auch die Bundesrepublik, d. h. uns alle, zu 
Komplizen einer Situation der Rechtlosigkeit und 
menschenrechtlichen Barbarei. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat der Abgeordnete Höffkes. 

Höffkes (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Seit Mitte der 80er 
Jahre nimmt in Kolumbien die Gewaltkriminalität in 
beängstigender Weise zu. Kolumbien, ein Staat mit 
einer rechtsstaatlichen und demokratischen Verfas-
sung, scheint mit der rücksichtslosen Kriminalität der 
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Rauschgiftmafia nicht fertigzuwerden. Hinzu kom-
men noch die Guerillagruppen von links wie von 
rechts und diverse paramilitärische Einrichtungen. 
Heute kann man wohl feststellen, daß die kolumbiani-
sche Staatsregierung in weiten Bereichen des Landes 
ihre Souveränität verloren hat. Die Justiz des Landes 
ist offenbar nicht in der Lage, der Ausschreitungen der 
verschiedenen Gruppen Herr zu werden. Dies gilt 
auch für Polizei und sonstige administrative Einrich-
tungen. Die tatsächlichen Herren des Landes schei-
nen das Militär, die paramilitärischen Einrichtungen 
und die Rauschgiftmafia zu sein. Es werden Richter 
und Staatsanwälte bestochen oder mit Mord bedroht 
und auch ermordet. Zeugen von Verbrechen werden 
auf die gleiche Art und Weise unter Druck gesetzt, so 
daß sie für die Justiz als Zeugen unbrauchbar sind. 

Die Staatsregierung scheint den Versuch zu unter-
nehmen, mit den verschiedenen Gruppierungen Ver-
einbarungen zu treffen, um Konflikte zu beseitigen. 
Ob diese Bemühungen Erfolg haben, muß die Zukunft 
beweisen. Im Verhältnis zur Rauschgiftmafia haben 
die Staatsorgane aber bis heute kein greif- und durch-
setzbares Konzept gefunden. Ein Großteil der Un-
wirksamkeit der Staatsorgane scheint darauf zurück-
zuführen zu sein, daß vor allen Dingen Offiziere des 
Militärs in der Provinz mit paramilitärischen Einrich-
tungen zusammenarbeiten und Absprachen treffen, 
wobei sicherlich auch in diesem oder jenem Bereich 
die Mitwirkung der Rauschgiftmafia eine Rolle zu 
spielen scheint. 

Alles in allem haben die Verhältnisse im Lande ei-
nen Trend zur Anarchie. In der Bevölkerung Kolum-
biens ist die Verdrossenheit über diese politischen 
Zustände groß, was sich in geringer Wahlbeteiligung 
ausdrückt. Hinzu kommen starke soziale Spannun-
gen, trotz der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Im ersten Vierteljahr 1989 sind bereits 800 Mord-
fälle bekanntgeworden. Mordanschläge richten sich 
gegen Funktionäre der Gewerkschaften, gegen Jour-
nalisten, Richter und Staatsanwälte und seit Jahren 
gegen führende Mitglieder der Union Patriotica, der 
UP. Hier liegen für die letzten Jahre Zahlen vor: 
800 Mitglieder der UP, 270 Mitglieder der Gewerk-
schaftsdachorganisation CUT, 70 Richter, 1 Justizmi-
nister, mehrere Staatsanwälte und 23 Journalisten 
nebst zahlreichen Lehrern wurden ermordet. 

Nach eigenen Angaben der Justizbehörden steht 
der hohen Zahl von Morden nur eine geringe Zahl vor 
Gericht gestellter Mörder gegenüber. Ermittlungen 
werden entweder nicht ernsthaft geführt oder sie füh-
ren zu keinem Ergebnis, weil Zeugen sehr oft bedroht 
werden, was zu einer Unmöglichkeit der strafrechtli-
chen Verfolgung führt. Auch Richter und Staatsan-
wälte sind nicht genügend abgesichert und immer der 
Gefahr ausgesetzt, entweder Opfer von Mordanschlä-
gen oder aber zumindest bestochen zu werden. 

Die Regierung bestreitet zwar, daß das Militär als 
Institution in das Mord- und Massakergeschehen ver-
wickelt ist. Es wird aber zugegeben, daß einzelne 
Angehörige des Militärs aktiv oder passiv an der soge-
nannten Violencia beteiligt sind. Vieles wird nicht 
aufgeklärt, weil es Korruption gibt, Finanzströme  

nicht zu kontrollieren sind, sich die Drogenmafia Ar-
men gegenüber spendabel zeigt und sich damit 
Freunde sichert. Die Regierung versucht zwar, Scha-
densbegrenzung zu betreiben, aber mit sehr, sehr we-
nig Erfolg. 

Schlußfolgerungen: Kolumbien droht trotz der for-
mal demokratischen Staatsform und trotz rechtsstaat-
licher Bemühungen zu dem Problemland Lateiname-
rikas mit den schwersten und häufigsten Menschen-
rechtsverletzungen zu werden bzw. es zu bleiben. Es 
gibt kaum ein Land, wo sichtbar so viele Waffen zum 
täglichen Straßenbild gehören: Militär, Polizei, Privat-
polizei, Leibwächter. 

International muß Druck auf Kolumbien ausgeübt 
werden, um ernsthaft das Leben seiner Bürger zu 
schützen, statt tatenlos das Geschehen weitertreiben 
zu lassen. Sinnvoll können Projekte der Zusammenar-
beit bei der Kriminaltechnik und für eine Stärkung des 
Gerichtswesens unter Einbeziehung des Schutzes der 
Richter und Justizbeamten sein. Seitens der Bundes-
republik Deutschland könnte auch noch eine weitere 
Unterstützung im Bereich Drogenkriminalität stattfin-
den. 

Ich komme zum Schluß. Eine Unterstützung der 
Bekämpfung des Drogenanbaus und -handels ist auch 
für die Bundesrepublik Deutschland von Bedeutung, 
da es sich um ein internationales Problem handelt, das 
schon heute besorgniserregende Auswirkungen auch 
in der Bundesrepublik hat und sicher mit Verwirkli-
chung des Gemeinsamen Marktes Ende 1992 noch 
problematischer werden wird. 

Bemerken möchte ich noch, daß Teile des Antrags 
der GRÜNEN bereits jetzt erledigt sind. Die Reise 
einer Bundestagsdelegation nach Kolumbien fand 
nämlich bereits im vergangenen Jahr statt. Und für die 
erbetene öffentliche Anhörung im Bundestag ist ein 
Termin bereits für Mai dieses Jahres angesetzt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bindig. 

Bindig (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! In kaum einem Land der Welt ist die 
Menschenrechtslage so schrecklich und in ihren Ursa-
chen so kompliziert wie in Kolumbien. Die Ursachen 
sind Bauernelend, Guerilla, Drogenmafia, Militär, 
Polizei. Sie reichen bis in den Staat hinein. 

In fast allen Bereichen gibt es Opfer und Täter, 
Täter und Opfer zugleich. Insbesondere ein Blick auf 
die Opfer zeigt die vielfältigen Hintergründe. Es gibt 
Opfer bei den Armen, es gibt aber auch Opfer bei den 
hohen Beamten. Es gibt Opfer im Drogenbereich, bei 
den Guerillas, bei der Polizei, beim Militär, sehr viele 
bei der Justiz und auch Opfer unter den Kriminellen 
im Land. 

Es gibt praktisch drei Machtzentren — oder soll man 
Ohnmachtzentren sagen? — im Lande: den offiziellen 
Staat, den Guerillastaat, einen Drogenmafiastaat. 
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Im offiziellen Staat gibt es durchaus Teile, die sich 
um Rechtsstaatlichkeit und Demokratie bemühen. 
Aber es gibt eben auch solche Teile, die ihre Querver-
bindungen zum Drogenbereich, aber auch zu den 
Großgrundbesitzern haben. 

Das Militär hat über lange Zeit den Drogenkrieg nur 
halbherzig geführt, die Wirtschaft ist beteiligt und 
profitiert von den Machenschaften der Drogenkar-
telle, das Parlament ist in Teilen bestechlich, es gibt 
eine stockkonservative Kirche, die das Elend der Ar-
men nicht genug aufnimmt, und es gibt die Guerilla-
bewegung, die teilweise gegen die Mafia kämpft und 
zum Teil sie auch wieder protegiert, und es gibt die 
Drogenhändler. 

Aufgerieben werden in einer solchen Lage vor al-
lem die Demokraten, und aufgerieben wird die Justiz. 
Gegen die Justiz ist geradezu ein Feldzug geführt 
worden. Die Justiz kämpft um den Rechtsstaat und um 
ihr Leben zugleich. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Einige hundert Richter wurden bisher ermordet, 
1 600 Richter haben Todesdrohungen erhalten. Mor-
den tut aber nicht nur die Drogenmafia, sondern Rich-
ter werden auch Opfer staatlichen Mordens, nämlich 
dann, wenn sie z. B. gegen paramilitärische Gruppen 
und Todesschwadrone ermitteln. 

Die Justiz hat im Lande einen beispiellosen Aderlaß 
hinter sich. Wegen der anhaltenden Schwäche der 
staatlichen Ordnungskräfte gerät sie immer wieder in 
die vorderste Liste der Auseinandersetzungen. Dieses 
hat zu einem starken Ansehensverlust des Rechtes im 
Lande geführt. 

Wichtig ist es, auf die sozialen Ursachen dieses Ter-
rors hinzuweisen, die darin liegen, daß in großen Tei-
len des Landes Armut herrscht. Großgrundbesitzer 
wenden sich schon dagegen, daß sich Menschen orga-
nisieren und versuchen, in Selbsthilfe zusammenzuar-
beiten. 

Zu erwähnen ist auch, daß die Armut teils interna-
tional bedingt ins Land kommt, z. B. dadurch, daß das 
Kaffeeabkommen gekündigt worden ist und der Kaf-
feepreis um die Hälfte gesunken ist. 

Bei dieser komplizierten Lage ist es wichtig, daß der 
Staat, der kolumbianische Staat, in die Verpflichtung 
genommen wird. Man kann nicht nur davon sprechen, 
das sei ein Teufelskreis und niemand sei dafür verant-
wortlich. Vielmehr muß der Staat als die dazu ver-
pflichtete Institution die ganze Konzentration der 
Kräfte auf die Rechtsstaatlichkeit setzen, um den 
Menschenrechten wieder Geltung zu verschaffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist der zweit-
größte Handelspartner Kolumbiens. Deshalb ist die 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, diese 
durchaus vorhandenen demokratischen Kräfte des 
Staates zu stärken, aber sie auch zu ermahnen, daß sie 
die Menschenrechtssituation in Kolumbien verbes-
sern. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wenn Fragen der Bürger- oder Men-
schenrechte insbesondere in anderen Ländern auf die 
Tagesordnung gesetzt werden, dann kann man fast 
blindlings darauf vertrauen, daß das abends nach 
22 Uhr oder Freitag mittag behandelt wird. Das war 
gestern so, das ist heute so, und das ist in der nächsten 
Woche wieder so. Ich frage mich, wann das eigentlich 
jemandem einmal auffällt. Das ist hier oft genug ge-
rügt worden, und ich finde, daß sich das Präsidium mit 
dieser Frage einmal ernsthaft beschäftigen sollte. Ich 
glaube, das geht so nicht weiter. 

Der Kollege Bindig hat hier sehr eindrucksvoll die 
wirklich dramatische und schwierige Lage in Kolum-
bien dargestellt — ich will das nicht alles wiederho-
len — : die Zerstörung durch eine wirklich auch für 
südamerikanische Verhältnisse beachtlich hohe Kri-
minalität, enorme soziale Gegensätze, das Fehlen je-
der sozialen Sicherheit, unerfreuliche wirtschaftliche 
Verhältnisse, eine dramatische Vermischung von Ko-
kainhandel und Guerilla, von Kriminalität und politi-
scher Guerilla, der Transfer riesiger Gewinne in die 
Vereinigten Staaten — ein Machtkampf, der seit Jah-
ren tobt. Ich erinnere mich an ein sehr eindrucksvolles 
Gespräch mit dem Justizminister Bonilla, der dann 
14 Tage später ermordet wurde. Ich erinnere an die 
Justizministerin, die ihr Amt wegen der Morddrohung 
gegen ihr Kind aufgeben mußte. Ich erinnere daran, 
daß in den letzten Jahren 220 Richterinnen und Rich-
ter ermordet worden sind. Ich bin nicht der Meinung, 
daß solche Vorgänge die Verletzung von Menschen-
rechten in irgendeiner Weise rechtfertigen. Aber ehe 
ich darüber urteile, frage ich mich selber, was eigent-
lich wir in einer vergleichbaren Situation tun würden, 
welche rechtsstaatlichen Grundsätze wir in einer sol-
chen Situation aufgeben würden und wie viele bei uns 
bereit wären, in einer solchen Lage überhaupt irgend-
eine politische Verantwortung noch zu übernehmen. 
Das muß man sich eigentlich einmal fragen. 

Darum sind wir gut beraten, wenn wir nicht nur die 
Frage von Schuld an Gewalt und Gegengewalt unter-
suchen, sondern wenn wir uns vordringlich mit der 
Frage beschäftigen, was wir eigentlich tun und dazu 
beitragen können, um die Rückkehr der Menschen, 
die in Kolumbien leben, in eine auch nur einigerma-
ßen lebenswerte Gesellschaft zu ermöglichen. Da 
können wir als Industrieländer uns von der Schuld 
nicht freisprechen, daß wir, die Europäer ebenso wie 
die Vereinigten Staaten, durch die riesigen Gewinne, 
die in unseren Staaten bleiben, Alternativprodukten 
natürlich so gut wie überhaupt keine Chance geben. 
Wir müssen zugeben, daß die Mittel, die wir in diesen 
Ländern investieren, um diesen Vorgängen zu steu-
ern, im Grunde genommen lächerlich gering sind. 

Wir müssen gemeinsam in der Europäischen Ge-
meinschaft, gemeinsam mit den Amerikanern, ge-
meinsam mit den Vereinten Nationen prüfen, was wir 
wirtschaftlich tun könnten, um diesen — wie Sie ja mit 
Recht sagen — Teufelskreis zu durchbrechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Da sitzt der eigentliche Ansatzpunkt. Natürlich müs-
sen wir uns fragen, was wir tatsächlich tun können, 
um den Richtern und deren Angehörigen wenigstens 
für eine Zeitlang durch großzügige Aufnahme ein Le- 
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ben außerhalb von permanenten Todesdrohungen zu 
ermöglichen. Wir müssen natürlich überlegen, welche 
Hilfen wir Menschenrechtsorganisationen im Lande 
einräumen können. Ich bin überhaupt nicht der Mei-
nung, wie Sie in Ihren Anträgen formulieren, daß wir 
irgendeine Polizeihilfe einstellen sollten, die wir mei-
nes Wissens gar nicht leisten. 

Wenn eine Polizei zu so brutalen Mitteln wie 
Todesschwadronen greift, ist es ein Zeichen der Unfä-
higkeit, der mangelnden Ausbildung, der mangeln-
den Ausrüstung, um in einer auch nur einigermaßen 
tragbaren Weise mit ihren Problemen fertig zu wer-
den. Es ist ein Zeichen von überzogener Macht, von 
Unfähigkeit. Das geht ja hin bis zur Besoldung der 
Beamten. Wenn man sich das einmal ansieht, fragt 
man sich, wie die Menschen davon überhaupt noch 
vernünftig leben können. 

Wir sind mit der Überweisung dieses Antrages na-
türlich einverstanden — aber in der Hoffnung, daß wir 
uns nicht nur mit der Frage irgendeines Kongresses 
beschäftigen und nicht nur mit der Frage, wie das 
polizeilich aussieht, sondern daß wir endlich einmal 
die Kraft finden, uns gemeinsam mit anderen Aus-
schüssen zu überlegen und uns zu entscheiden, wie 
wir an den eigentlichen Kern dieses Problems heran-
kommen können. Das ist die desolate, die schreckli-
che wirtschaftliche Lage, der Sog, auch der Rausch-
giftverbraucher, der dazu führt, daß die Wirtschaft 
dieses Landes zerrüttet wird und bleibt, wenn wir an 
diesem Phänomen nichts verändern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Meneses Vogl [GRÜNE]: Herr Hirsch, wir 

sind dabei!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Staats-
minister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Situation 
der Menschenrechte in Kolumbien ist von meinen 
Vorrednern zutreffend beschrieben worden. Sie ist 
weiterhin unbef riedigend angesichts der schweren 
Auseinandersetzungen zwischen der Regierung, den 
Drogenkartellen und den verschiedenen Guerilla-
gruppen. Die Anschläge und Entführungen im No-
vember und Dezember letzten Jahres allein zeigen 
deutlich, daß die Rauschgiftmafia zur gefährlichsten 
Quelle der Gewalt geworden ist. Dies machen schon 
die verheerenden Anschläge auf die Verkehrsma-
schine der Avianca am 27. November 1989 mit 
107 Toten deutlich, aber auch der Anschlag auf das 
Gebäude der Kriminal- und Sicherheitspolizei am 
6. November mit 63 Toten. 

Zwar konnte die Regierung Barco durch Festnahme 
von Mitgliedern des Medellinkartells und Beschlag-
nahme ihrer Vermögen bemerkenswerte Erfolge im 
Kampf gegen diese Mafia verbuchen, doch kann von 
einer bef riedigenden Lösung noch nicht die Rede 
sein. Ob die Erklärung über die angebliche Aufgabe 
des Kartells einen Ansatzpunkt dafür bietet, erscheint 
zumindest fraglich, da das Kartell einen Waffenstill-
stand offensichtlich nur gegen Gewährung einer Art 
Amnestie für die Drogenhändler angeboten hat. 

Neben der Drogenmafia bleiben die Guerillagrup-
pen weiterhin ein Gewaltfaktor. Gerade in den letzten 
Tagen haben Aktivitäten der Guerilla wieder zuge-
nommen, die nur vorübergehend abgeflaut waren. 

Die Gewaltwelle in Kolumbien hat — und diese 
Zahlen sollte man hier einmal nennen — im letzten 
Jahr vermutlich knapp 6 000 Menschen allein bei poli-
tisch motivierten Anschlägen das Leben gekostet. 
Und noch eine Zahl, die vorhin schon genannt worden 
ist, macht deutlich, wie der Terror unter den verschie-
denen Gruppen insbesondere die Organe der öffentli-
chen Gewalt trifft. 

Auch vor diesem Hintergrund muß gesehen wer-
den, daß es in Kolumbien, wie fast überall in Latein-
amerika, zwischen dem unbestreitbaren Engagement 
von Regierungen für die Menschenrechte und dem 
Verhalten der Angehörigen der Streitkräfte Wider-
sprüche gibt. In Kolumbien hat auch das Militär in 
seinem Zweifrontenkrieg gegen die Drogenmafia 
und die Guerilla, die ebenfalls grausame terroristi-
sche Überfälle verübt hat — ich denke an den Angriff 
auf den Justizpalast in Bogotá —, vielfach ebenso bru-
tal reagiert. Es ist nicht zu bestreiten, daß in der er-
wähnten schwierigen Zweifrontensituation auch An-
gehörige der Streitkräfte für Menschenrechtsverlet-
zungen verantwortlich waren, obwohl das entschie-
dene Eintreten der Regierung von Präsident Barco für 
die Durchsetzung der Menschenrechte nicht bezwei-
felt werden kann. 

Die Regierung Kolumbiens steht aber wie ihre Vor-
gängerregierungen vor dem Problem, daß sich staatli-
che Autorität noch nicht in allen Regionen des Landes 
durchsetzen läßt. In manchen Landesteilen hat die 
Etablierung staatlicher Institutionen nicht mit der Ent-
wicklung Schritt gehalten. Dort werden mit großer 
Grausamkeit Kämpfe zwischen Gue ri lla und Parami-
litärs geführt. Zumindest auf lokaler Ebene gibt es 
zudem immer wieder schwer kontrollierbare Verbin-
dungen zwischen Militärs und Paramilitärs, die sich 
zum Teil aus ehemaligen Soldaten zusammensetzen. 
Die Ahndung von Menschenrechtsdelikten ist auch 
durch materielle und organisatorische Defizite — Herr 
Hirsch hat darauf hingewiesen — , insbesondere der 
Justizbehörden, erschwert. Hinzu kommt die perma-
nente Bedrohung von Richtern und Politikern, die sich 
mutig für eine energische Bekämpfung des Terrors 
einsetzen. Der Mord an Galán, einem unserer libera-
len Freunde, war vielleicht einer der schrecklichsten 
Vorfälle überhaupt. Der Regierung muß jedoch zu-
gute gehalten werden, daß sie große Anstrengungen 
macht, dem Rechtsstaat landesweit zur Geltung zu 
verhelfen. Gegen Mitglieder der Streitkräfte und der 
Polizei, die in menschenrechtliche Delikte verwickelt 
sind, laufen Strafverfahren, die auch von der Bundes-
regierung aufmerksam verfolgt werden. 

Die Bundesregierung hat die Fragen des inneren 
Friedens, der Durchsetzung des Rechtsstaates und 
der Menschenrechte wiederholt gegenüber der ko-
lumbianischen Regierung angesprochen. Zuletzt 
wurde das Thema bei einem Treffen von Minister 
Warnke mit Präsident Barco erörtert. Die Bundesre-
gierung wird gegenüber der kolumbianischen Regie-
rung weiter auf die Respektierung und Durchsetzung 
der Menschenrechte drängen. Wir werden aber nur 
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dann Gehör finden, wenn wir auch anerkennen, daß 
die Regierung sich aufrichtig um Fortschritte bemüht. 
Ziel unserer Politik kann es deshalb nicht sein, die 
kolumbianische Regierung an den Pranger zu stellen, 
statt sie bei ihren Bemühungen zu unterstützen, die 
zunehmenden Tendenzen zur Gewaltanwendung 
durch verschiedene Gruppierungen zu unterbinden. 
Die Bundesregierung wird trotzdem die kolumbiani-
sche Regierung immer wieder daran erinnern, daß die 
Menschenrechte auch von Regierungsorganen nicht 
mißachtet werden dürfen. 

Lassen Sie mich nun zum Schluß konkret zu den 
Forderungen im Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
Stellung nehmen: 

Erstens. Die Bundesregierung hat bisher keinerlei 
Polizeihilfe an Kolumbien geleistet. Sie hat auch nicht 
die Absicht, dies in Zukunft zu tun. Geprüft wird aller-
dings die Möglichkeit einer Unterstützung der Justiz-
behörden, die im besonderen Opfer des Terrors ge-
worden sind. 

Zweitens. Im März 1989 ist eine Delegation des 
Unterausschusses des Auswärtigen Ausschusses be-
reits nach Kolumbien gereist. Herr Höffkes hat darauf 
hingewiesen. Sie hat sich an Ort und Stelle über die 
Menschenrechtslage informiert. 

Drittens. Eine Initiative für die Abhaltung eines 
Menschenrechtskongresses in Kolumbien gehört 
nicht zu den Instrumenten der Menschenrechtspolitik 
der Bundesregierung. Die Bundesregierung kann zu 
Konferenzen auf dem Territorium fremder Staaten 
nicht ohne deren Zustimmung einladen oder Konfe-
renzen dort organisieren. Derartige Initiativen sollten 
daher regierungsunabhängigen Menschenrechtsor-
ganisationen oder Stiftungen vorbehalten bleiben. 

Viertens. Die kolumbianische Regierung arbeitet 
bereits mit dem Sonderberichterstatter der Vereinten 
Nationen zusammen. Allerdings darf ich darauf hin-
weisen, daß UN-Sonderberichterstatter heute ver-
stärkt für konkrete Sachverhalte und nur noch selten 
als Länder-Sonderberichterstatter eingesetzt werden. 
Die Arbeitsgruppe „Verschwundene Personen" der 
Vereinten Nationen hat bereits 1988 Kolumbien be-
sucht. Ebenso hat sich auch der Sonderberichterstat-
ter der Menschenrechtskommission zu willkürlichen 
Hinrichtungen mit der Lage in Kolumbien befaßt und 
an die Menschenrechtskommission berichtet. Die 
Bundesregierung setzt sich für eine Fortsetzung die-
ser Zusammenarbeit ein und wird insbesondere prü-

fen, in welcher Form die beratenden Dienste des UN-
Menschenrechtszentrums hierbei genutzt werden 
können. In einer Situation, in der sich die kolumbiani-
sche Regierung ersichtlich selbst um die Wahrung der 
Menschenrechte bemüht, wäre eine Initiative zur Er-
nennung eines UN-Sonderberichterstatters für Ko-
lumbien nach Ansicht der Bundesregierung ein fal-
sches Signal. 

Fünftens. Die Bundesregierung hält es ebenfalls für 
wünschenswert, daß sich der Unterausschuß weiter-
hin über die Menschenrechtslage informiert. 

Sechstens. Nach Informationen der Bundesregie-
rung handelt es sich bei der Veranstaltung „Colom-
bia vive" um eine überparteiliche Initiative kolum-
bianischer Künstler mit internationaler Beteiligung, 
deren Ziel die Förderung des Friedens in Kolumbien 
unter Einschluß der Menschenrechte ist. Die Bundes-
regierung begrüßt jedes derartige Engagement unab-
hängiger Gruppen für Frieden und Menschen-
rechte. 

Letztens. Die deutsche Botschaft in Bogotá ist nicht 
in der Lage, systematisch Schutzfunktionen für ge-
fährdete Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kolum-
bianischer Menschenrechtsorganisationen zu über-
nehmen. Sie wird aber weiterhin in Einzelfällen bei 
den kolumbianischen Behörden vorstellig werden 
und um Schutz für die bedrohten Personen nachsu-
chen, wie sie das in der Vergangenheit bereits mehr-
fach getan hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/5014 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei-
sen. — Zustimmung des Hauses. 

Damit sind wir am Schluß unserer Tagesordnung 
angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 24. Januar 1990, 13 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.06 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode - 189. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. Januar 1990 	14661* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Abelein CDU/CSU 19. 01. 90 
Dr. Ahrens SPD 19. 01. 90 * 
Antretter SPD 19. 01. 90 * 
Bachmaier SPD 19. 01. 90 
Frau Beck-Oberdorf GRÜNE 19. 01. 90 
Biehle CDU/CSU 19. 01. 90 * * 
Böhm (Melsungen) CDU/CSU 19. 01. 90 * 
Büchner (Speyer) SPD 19. 01. 90 * 
Dr. von Bülow SPD 19. 01. 90 
Frau Conrad SPD 19. 01. 90 
Frau Dr. Däubler-Gmelin SPD 19. 01. 90 
Doss CDU/CSU 19. 01. 90 
Dr. Emmerlich SPD 19. 01. 90 
Eylmann CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Faße SPD 19. 01. 90 
Fellner CDU/CSU 19. 01 .90 
Francke (Hamburg) CDU/CSU 19. 01. 90 
Dr. Friedmann CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Frieß GRÜNE 19. 01. 90 
Gallus FDP 19. 01. 90 
Gattermann FDP 19. 01. 90 
Dr. Gautier SPD 19. 01. 90 
Dr. Geißler CDU/CSU 19. 01. 90 
Glos CDU/CSU 19. 01. 90 
Dr. Götz CDU/CSU 19. 01. 90 
Grünbeck FDP 19. 01. 90 
Dr. Haack SPD 19. 01. 90 
Haack (Extertal) SPD 19. 01. 90 
Harries CDU/CSU 19. 01. 90 
Dr. Häfele CDU/CSU 19. 01. 90 
Häuser SPD 19. 01. 90 
Heimann SPD 19. 01. 90 
Frau Dr. Hellwig CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Hensel GRÜNE 19. 01. 90 
Hinrichs CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Hoffmann (Soltau) CDU/CSU 19. 01. 90 
Ibrügger SPD 19. 01. 90 * * 
Kirschner SPD 19. 01. 90 
Klein (München) CDU/CSU 19. 01. 90 
Kolbow SPD 19. 01. 90 
Dr. Kreile CDU/CSU 19. 01. 90 
Leidinger SPD 19. 01. 90 
Frau Luuk SPD 19. 01. 90 * 
Mechtersheimer GRÜNE 19. 01. 90 
Nagel SPD 19. 01. 90 
Niegel CDU/CSU 19. 01. 90 * 
Dr. Osswald SPD 19. 01. 90 
Petersen CDU/CSU 19. 01. 90 * * 
Pfeifer CDU/CSU 19. 01. 90 
Pfuhl SPD 19. 01. 90 * 
Dr. Pick SPD 19. 01. 90 
Dr. Pinger CDU/CSU 19. 01. 90 
Rauen CDU/CSU 19. 01. 90 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 
* * für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm-
lung 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) Fraktion entschuldigt bis 
einschließlich 

Reddemann CDU/CSU 19. 01. 90 * 
Repnik CDU/CSU 19. 01. 90 
Reschke SPD 19. 01. 90 
Reuschenbach SPD 19. 01. 90 
Schartz CDU/CSU 19. 01. 90 
Schmitz (Baesweiler) CDU/CSU 19. 01. 90 
von Schmude CDU/CSU 19. 01. 90 
Dr. Schulte CDU/CSU 19. 01. 90 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schütz SPD 19. 01. 90 
Schwarz CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast SPD 19. 01. 90 
Dr. Stoltenberg CDU/CSU 19. 01. 90 
Tietjen SPD 19. 01. 90 
Dr. Todenhöfer CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Trenz GRÜNE 19. 01. 90 
Dr. Uelhoff CDU/CSU 19. 01. 90 
Uldall CDU/CSU 19. 01. 90 
Voigt (Frankfurt) SPD 19. 01. 90 
Waltemathe SPD 19. 01. 90 
Dr. Warnke CDU/CSU 19. 01. 90 
Weiß (Kaiserslautern) CDU/CSU 19. 01. 90 
Frau Wieczorek-Zeul SPD 19. 01. 90 
Frau Dr. Wilms CDU/CSU 19. 01. 90 
Wissmann CDU/CSU 19. 01. 90 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21. Dezember 1989 be-
schlossen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen 
Antrag gemäß Art. 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen. 

Gesetz zur Verbesserung der steuerlichen Förderung schad-
stoffarmer Personenkraftwagen 

Tierzuchtgesetz 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Neuordnung des Arz-
neimittelrechts 

Gesetz zur Anpassung von Eingliederungsleistungen für Aus-
siedler und Übersiedler (Eingliederungsanpassungsgesetz - 
EinglAnpG) 

Gesetz zur Ergänzung des Katastrophenschutzgesetzes und an-
derer Vorschriften (Katastrophenschutzergänzungsgesetz - 
KatSErgG) 

Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Helfer der Bun-
desanstalt Technisches Hilfswerk (THW -Helferrechtsgesetz 
- THW-HelfRG -) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung des Bundes-
finanzhofes  

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Sozialplan im Kon-
kurs- und Vergleichsverfahren 

Gesetz zur Änderung des Bundesberggesetzes 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen 

Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Son-
dervermögens für das Jahr 1990 (ERP -Wirtschaftsplangesetz 
1990) 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 

Zweites Gesetz zur Änderung des Dritten Verstromungsgeset-
zes 



14662* 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 189. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. Januar 1990 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 
1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten (85/337/EWG) 

Gesetz zur Verlängerung beschäftigungsfördernder Vorschrif-
ten (Beschäftigungsförderungsgesetz 1990 — BeschFG 1990) 
Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 1990 (Haushaltsgesetz 1990) 
Gesetz zur steuerlichen Förderung des Wohnungsbaus und zur 
Ergänzung des Steuerreformgesetzes 1990 (Wohnungsbauför-
derungsgesetz — WoBauFG) 

Zu den vier letztgenannten Gesetzen hat der Bundesrat folgende 
Entschließungen gefaßt: 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz zur Umsetzung 
der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten (85/337/EWG): 

1. Der Bundesrat begrüßt das Verlangen des Deutschen Bundestages, 
daß ihm die Bundesregierung 

a) über die Ergebnisse des zu den Durchführungsvorschriften vor-
gesehenen Planspiels sowie 

b) nach Vorliegen erster Erfahrungen mit der Durchführung von 
Umweltverträglichkeitsprüfungen 
— über die Auswirkungen der UVP auf die Dauer der Zulas-
sungsverfahren und 

— über die Erfahrungen mit den Verwaltungsvorschriften zu 
§ 20 UVPG 

berichten soll. 

2. Der Bundesrat unterstützt die Forderung des Deutschen Bundesta-
ges, Nummer 17 des Anhangs zu Nummer 1 der Anlage zu § 3 
UVPG (Gentechnische Anlagen) an die jeweiligen Anforderungen 
der betreffenden EG-Richtlinien und eines künftigen Gentechnik-
gesetzes anzupassen. 

3. Der Bundesrat bedauert, daß der Bundestag die Empfehlungen des 
Bundesrates im ersten Durchgang — Beschluß vom 23. September 
1988, Drucksache 335/88 (Beschluß) — nicht aufgegriffen hat, ge-
ringfügige Gewässerausbauten aus der Umweltverträglichkeits-
prüfungspflicht auszunehmen. Der Bundesrat hatte hierzu in den 
Ziffern 20 und 22 seiner Stellungnahme eine Aufzählung der um-
weltverträglichkeitspflichtigen Ausbauvorhaben vorgeschlagen. 

Der Bundesrat hält das in diesen Empfehlungen zum Ausdruck 
kommende Anliegen nach wie vor für grundsätzlich berechtigt. Er 
bittet deshalb die Bundesregierung, die Forderung des Bundesrates 
in anderer geeigneter Weise aufzugreifen. Es kommen dazu drei 
verschiedene Wege in Betracht: 
— Zum einen könnte daran gedacht werden, bei einer aus anderen 
Gründen erforderlichen Novellierung des Wasserhaushaltsge-
setzes das Plangenehmigungsverfahren anstelle des Planfest-
stellungsverfahrens neben dem Fall, daß mit Einwendungen 
nicht zu rechnen ist, auch bei unbedeutenden Ausbaumaßnah-
men vorzusehen, etwa nach dem Vorbild des § 7 Abs. 2 des 
Abfallgesetzes. 

— Zum zweiten könnten unbedeutende Ausbaumaßnahmen, d. h. 
solche, die keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 
besorgen lassen, durch Verordnung der Bundesregierung gemäß 
Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des vorliegenden Gesetzes aus 
der Umweltverträglichkeitsprüfung herausgenommen werden. 

— Schließlich erschiene es auch akzeptabel, der geringeren Um-
weltrelevanz kleinerer Ausbaumaßnahmen dadurch Rechnung 
zu tragen, daß in der allgemeinen Verwaltungsvorschrift der 
Bundesregierung gemäß Artikel 1 § 20 des Gesetzes die Anfor-
derungen an die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprü-
fung entsprechend zurückgeschraubt werden. 

Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregierung baldmöglichst 
einen dieser Wege beschreitet, um vom Umweltschutz nicht gebo-
tene Verfahrensverzögerungen zu vermeiden. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, unverzüglich den Entwurf 
einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 UVPG vorzubereiten 
und mit den Ländern zu beraten, durch die sichergestellt werden 
kann, daß einerseits alle umweltbedeutsamen wasserbaulichen 
Vorhaben auch unabhängig davon, oh sie nach den wasserrechtli-
chen Vorschriften einer Planfeststellung bedürfen, zwingend der 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterworfen werden, andererseits 
solche wasserbaulichen Maßnahmen, deren Umwelterheblichkeit 
gering ist und die nicht in der Anlage 1 zur Richtlinie des Rates vom 
27. Juni 1985 (85/337/EWG) genannt sind, zweifelsfrei von der Not-
wendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung auszunehmen. 

5. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung erneut auf, unverzüg-
lich den Entwurf von Verwaltungsvorschriften nach § 20 UVPG mit 
den Ländern abzustimmen und dem Bundesrat zur Beschlußfas-
sung vorzulegen. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz 
zur Verlängerung beschäftigungsfördernder Vorschriften 
(Beschäftigungsförderungsgesetz 1990 — BeschFG 1990) 

Der Bundesrat 
— stellt fest, daß in dem Gesetzesvorhaben aus einer rechtlichen Fehl-
einschätzung der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zum Beschäftigungsförderungsge-
setz 1985 (BT-Drucksache 10/2102) zur Tragweite des § 6 BeschFG 
hinsichtlich einer tarifvertraglichen Rechtsposition der öffentlichen 
Hände keine Folgerungen gezogen worden sind; 

— bedauert dies auf dem Hintergrund der seinerzeit aufgezeigten 
finanziellen Risiken für die Länder in einer Größenordnung von rd. 
500 Millionen DM, die nunmehr durch Rechtsprechung des Bun-
desarbeitsgerichts zum Tragen kommen, und er behält sich Geset-
zesinitiativen zum Beschäftigungsförderungsgesetz vor. 

Das 1985 in Kraft getretene Beschäftigungsförderungsgesetz mit 
dem darin verankerten Grundsatz der Gleichbehandlung vollzeit- und 
teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer (§ 2 Abs. 1 BeschFG) traf bei Bund, 
Ländern und Gemeinden auf die tarifvertragliche Rechtslage, daß ein 
zahlenmäßig erheblicher Personenkreis Teilzeitbeschäftigter mit we-
niger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit von der Geltung des 
Bundesangestelltentarifvertrages ausgenommen ist (§ 3 Buchst. q 
BAT). Bei den Ländern sind dies insbesondere nebenberuflich tätige 
Lehrkräfte, die unterhalb des BAT-Vergütungsniveaus bezahlt wer-
den. Bei den Beratungen des Entwurfs des Beschäftigungsförderungs-
gesetzes waren Zweifel aufgetreten, ob diese tarifvertragliche Rechts-
lage von der Vorschrift des § 6 des Gesetzentwurfs getragen wurde, 
der vorsieht, daß von dem Gleichbehandlungsgebot durch Tarifver-
trag auch zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden kann. 
Um Mehrkosten für die Länderhaushalte zu vermeiden, die in Höhe 
von rd. 500 Millionen DM entstanden wären, wenn der tarifvertragli-
chen Grundlage der Boden entzogen worden wäre, hatte der Bundes-
rat in seiner Stellungnahme vom 5. Oktober 1984 (BT-Drucksache 
10/2102) vorgeschlagen, die rechtlichen Zweifel durch Ergänzung der 
Vorschrift des § 6 Beschäftigungsförderungsgesetz zu beseitigen. Die 
Bundesregierung stimmte dem Vorschlag in ihrer Gegenäußerung 
(BT-Drucksache 10/2102) nicht zu. Sie teilte zwar die von finanzpoli-
tischen Überlegungen getragenen Erwägungen des Bundesrates, sah 
jedoch juristisch keinen Handlungsbedarf. 

Die Rechtsauffassung der Bundesregierung wurde durch das Bun-
desarbeitsgericht nicht bestätigt. 

Aufgrund der damaligen Gegenäußerung der Bundesregierung 
hätte im Zuge dieses Gesetzesvorhabens dem Willen des Gesetzge-
bers zur Geltung verholfen werden müssen. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 1990 

(Haushaltsgesetz 1990) 

1. Kontinuität in der Finanz- und Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung haben nach Auffassung des Bundesrates wesentlichen Anteil 
an der guten konjunkturellen Entwicklung. Sie hatte einen deutlich 
höheren Zuwachs der Steuereinnahmen zur Folge, als bislang an-
genommen und ermöglichte die Absenkung von Ausgabenansät-
zen, vor allem der Aufwendungen für Arbeitslose. Der Bundesrat 
erwartet von den 1990 in Kraft tretenden Steuerentlastungen eine 
weitere Verstärkung und Verstetigung des wirtschaftlichen Auf-
schwunges. Er würdigt die entsprechende Absenkung der Netto-
kreditaufnahme um 6,7 Milliarden DM als konsequente Fortset-
zung des Kurses zur Sanierung der Bundesfinanzen. 
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2. Der Bundesrat unterstützt die Bundesregierung weiterhin in dem 
Bemühen, den Ausgabenanstieg eng zu begrenzen. Er ist der Auf-
fassung, daß im Vollzug sich ergebende Mehreinnahmen oder Min-
derausgaben möglichst zur weiteren Senkung der Nettokreditauf-
nahme verwendet werden sollten. 

3. Die derzeitigen großen Veränderungen in der DDR und in osteuro-
päischen Staaten werden sich auf die Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden auswirken. Soforthilfen für Bürger und Staat der 
DDR sind weiterhin von Bund und Kommunen zu tragen. Die Län-
der sind ihrerseits bereit, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und 
finanziellen Möglichkeiten der DDR und ihren regionalen Gliede-
rungen grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Bereichen wie 
Kultur, Umweltschutz, Verkehr, Wissenschaft und Technik anzu-
bieten mit dem Ziel einer Ausweitung der Hilfe und eines Ausbaus 
der Kooperation. Auch die EG ist aufgefordert, ihren Beitrag zum 
weiteren Zusammenwachsen Europas zu leisten. 

4. Der Bundesrat bedauert, daß die Bundesregierung wichtigen Anlie-
gen des Bundesrates, wie vor allem der Ausstattung der Gemein-
schaftsaufgaben „Hochschulbau" und „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" sowie der Ansätze für den Bun-
desfernstraßenbau (s. Drucksache 270/89 — Beschluß — vom 
22. September 1989) nicht gefolgt ist. Er hält es für erforderlich, bei 
der Gestaltung künftiger Haushaltspläne diese wichtigen Bereiche 
bedarfsgerecht auszustatten. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz 
zur steuerlichen Förderung des Wohnungsbaus 

und zur Ergänzung des Steuerreformgesetzes 1990 
(Wohnungsbauförderungsgesetz — WoBauFG) 

Das vom Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz zur steuerli-
chen Förderung des Wohnungsbaus und zur Ergänzung des Steuer-
reformgesetzes 1990 (Wohnungsbauförderungsgesetz/WoBauFG) 
sieht in Art. 1 Nr. 10 erhöhte Absetzungen für Wohnungen mit Sozial-
bindung vor. Der Nachweis, daß die Beleg- und Mietpreisbindung 
eingehalten wird, ist für jedes Jahr durch eine Bescheinigung der nach 
§ 3 Wohnungsbindungsgesetz zuständigen Stelle zu führen. Nach 
dem neu eingefügten § 7 k Abs. 2 Nr. 5 i. V. mit Abs. 3 EStG ist u. a. zu 
bescheinigen, daß der Steuerpflichtige die Wohnung nur an Personen 
vermietet hat, für die eine Bescheinigung über die Wohnberechtigung 
nach § 5 des Wohnungsbindungsgesetzes oder nach § 88a des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes ausgestellt werden ist. 

Der Bundesrat geht davon aus, daß die Bescheinigung nach § 7 k 
Abs. 2 Nr. 5 i. V. mit Abs. 3 EStG auch dann zu erteilen ist, wenn der 
Mieter im Laufe des Mietverhältnisses nicht mehr die Voraussetzun-
gen des § 5 Wohnungsbindungsgesetz oder nach § 88 a des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes erfüllt, weil er entweder die dort genannten 
Einkommensgrenzen überschreitet oder die Größe der Wohnung 
nicht mehr angemessen ist. Die zuständige Stelle hat daher nur zu  

prüfen, ob zu Beginn des Mietverhältnisses eine Bescheinigung über 
die Wohnungsberechtigung ausgestellt worden ist. 

Würde § 7 k EStG so ausgelegt, daß die Voraussetzungen der Wohn-
berechtigung in jedem Jahr des Begünstigungszeitraums vorliegen 
und bescheinigt werden müßten, so hätte dies zur Folge, daß der Ver-
mieter die Steuervergünstigung rückwirkend für den gesamten Be-
günstigungszeitraum aufgrund von Umständen verlieren könnte, die 
seinem Einflußbereich entzogen sind. Eine solche Auslegung ist durch 
den Wortlaut der Vorschrift nicht geboten. Sie entspräche auch nicht 
dem Willen des Gesetzgebers. Dies zeigt sich vor allem daran, daß der 
Vermieter die Steuervergünstigungen nach einer auf Empfehlung des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundestages in das Gesetz aufge-
nommenen Regelung auch dann nicht verlieren soll, wenn er nach 
dem Auszug des Mieters einen zu dem begünstigten Personenkreis 
zählenden Mieter nicht finden und die zuständige Stelle innerhalb 
von 6 Wochen einen solchen Mieter nicht nachweisen kann. 

Für den Fall, daß die Auslegung des Bundesrates nicht geteilt wird, 
hält der Bundesrat eine entsprechende Änderung des Gesetzes für 
unabdingbar. 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 20. Dezember 1989 
ihren Änderungsantrag auf Drucksache 11/6081 (neu) zurückgezo-
gen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu nachstehender 
Vorlage absieht: 

Drucksache 11/4607 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
bzw. von einer Beratung abgesehen hat: 

Innenausschuß 

Drucksache 11/2580 Nr. 2 

Drucksache 11/3311 Nr. 2.1 

Finanzausschuß 

Drucksache 11/4680 Nr. 2.2 

Drucksache 11/5051 Nr. 2 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 11/5642 Nr. 3.3-3.6, 3.8, 3.9, 3.11 

Drucksache 11/5722 Nr. 2.2 

Ausschuß für Post und Telekommunikation 

Drucksache 11/4081 Nr. 2,16 
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